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1  Planungsanlass und Ziel 

Anlass der Planung 
Am 25.03.2014 fasste der Stadtrat Schirgiswalde-Kirschau den Beschluss zur Aufstellung des Be-
bauungsplanes „Gewerbegebiet Wilthener Straße“. Seitdem ruhte das Verfahren ohne Pla-
nungsprozess. Zwischenzeitlich wurde eine Teilfläche des Geltungsbereiches im Rahmen des Be-
bauungsplanes „Revitalisierung Gewerbebrachflächen Friesestraße“, OT Kirschau durch Ver-
kehrsflächen rechtlich überplant.   

Anlass zur Wiederaufnahme des Planverfahrens ist eine beabsichtigte bauliche Umsetzung im 
Rahmen des Bebauungsplanes „Revitalisierung Gewerbebrachflächen Friesestraße“, so dass sich 
hieraus Planungsbedarf für den Bebauungsplan „Gewerbegebiet Wilthener Straße“ ergibt. 
Bei der vorliegenden Planung handelt es sich um eine Angebotsplanung, die das Ziel hat in städ-
tebaulich geordneter Form Gewerbeflächen für den mittelfristigen Ansiedlungsbedarf zur Ver-
fügung zu stellen. Bereits im Rahmen des Flächennutzungs- sowie des Landschaftsplanes wurde 
der Bereich zur baulichen Erweiterung des Siedlungsbereiches für eine gewerbliche Entwicklung 
priorisiert. Dieser soll sich strukturell an den traditionellen Gewerbebereich von Kirschau an-
schließen und dessen derzeitige Erschließungssituation verbessern. 

 
Im Ergebnis der Behördenbeteiligung zum Planentwurf (Stellungnahme Landratsamt Bautzen, 
Umweltamt) wurde bezüglich der Lagebestimmung und des Schadstoffpotenzials der Altablage-
rung „Übersäuerte Wiesen“ ein Baugrundgutachten erstellt. 
Dieses führt im Ergebnis zu der Feststellung, dass wesentliche Hemmnisse bezüglich einer wei-
teren einheitlichen Bearbeitung und Abstimmung des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet 
Wilthener Straße“ bestehen und keine abschließenden Beschlüsse in einem angemessenen Zeit-
raum gefasst werden könnten. 
Vor diesem Hintergrund wurde die Teilung des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Wilthener 
Straße“ in „Gewerbegebiet Wilthener Straße - A“ und „Gewerbegebiet Wilthener Straße  - B“ 
vollzogen werden. Hintergrund ist die zügige Schaffung von Baurecht im Bereich des südlichen 
Baufeldes (Bereich A) und für die Errichtung der neuen, westlich angrenzenden Erschließungs-
straße. Dabei handelt es sich um einen planerisch unbedenklichen, geschlossenen Bereich ohne 
städtebauliche oder bodenrechtliche Spannungen, so dass ein Satzungsbeschluss zum Verfahren 
gefasst werden kann. 
Im Bereich des nördlichen Baufeldes (Bereich B) besteht Klärungsbedarf hinsichtlich des Altab-
lagerung „Übersäuerte Wiesen“ hinsichtlich gesicherter Baugrundverhältnisse und der damit 
verbundenen uneingeschränkten Vereinbarkeit mit der Art der geplanten baulichen Nutzung. 
Unbewältigt bleibende Konfliktfelder werden durch die Teilung nicht geschaffen. Besondere 
Problemverknüpfungen der beiden Plangebiete sind nicht gegeben. 

 
Ziele 

Folgende Planungsziele werden verfolgt: 
- Entwicklung von Gewerbeflächen nach § 8 Baunutzungsverordnung (BauNVO) insbesondere 

für Gewerbebetriebe des produzierenden Sektors,  
- Gewährleistung eines verträglichen Nebeneinanders von Nutzungen im Gewerbegebiet so-

wie schutzbedürftigen Nutzungen im Nahbereich, 
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- verträgliche Einbindung des Gewerbegebietes in den Siedlungs- und markanten Land-
schaftsraum unter besonderer Berücksichtigung einer ansprechenden Gestaltung als Stadt-
eingang. 

 
2  Ausgangssituation 

2.1  Lage im Stadtgebiet, städtebauliche Umgebung 
Das geplante Gewerbegebiet befindet sich am westlichen Ortsrand von Kirschau südlich der Ver-
bindungsstraße nach Wilthen, vor dem Abzweig Kleinpostwitz. 
Es spannt sich klar begrenzt zwischen der Wilthener Straße und dem industriellen Altstandort 
im Niederungsbereich der Pilke auf. Den Anschluss an die vorhandene Siedlungsstruktur im Os-
ten bildet die kleinteilige Bebauung entlang der Mönchswalder Straße, die vorwiegend durch 
Wohnnutzung geprägt wird. Im Süden grenzen Gewerbeflächen des industriellen Altstandortes 
mit großen Baumassen und Abbruchflächen an. 

Das städtebauliche Umfeld wird durch Anpassungserfordernisse der Altstandorte hinsichtlich 
innerer und äußerer Verkehrserschließung, immissionsschutzrechtlicher Standortsicherheit im 
Rahmen von Gemengelagen, Altlasten, Hochwasserschutz sowie Aufwertung des Arbeitsumfel-
des geprägt. 

 
2.2   Grün- und freiräumliche Situation   

Topografie 
Das Plangebiet, ein Flachhang und morphologisch bewegt, fällt von ca. 268 m über Normalhö-
hen-Null (NHN) im Westen auf ca. 257 m ü. NHN im Osten und weist damit eine Hangneigung 
von ca. 3 % (1,6 Gad) auf. Eine ursprünglich wasserführende Geländemulde prägt die Topografie 
der Acker- und Grünlandfläche. Sie verläuft am nördlichen Plangebietsrand in Richtung Pilke und 
wird als erosive Wasserabflussbahn in der Feldflur wirksam. 
Die Gefährdung durch erosive oberflächige Massenbewegungen ist zu beachten, da die Erosion 
nicht nur die Oberbodenschicht beeinträchtigt, sondern im Zusammenhang mit Starknieder-
schlägen auch in den geologischen Untergrund eingreifen kann (z.B. Rutschungen, Schlammla-
winen). 
Abb. 1:   Meilenblatt (topographische Landesaufnahme Sachsen 1780-1806) 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                Bebauungsplangebiet 
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Freiraum 
Das Plangebiet umfasst überwiegend intensiv landwirtschaftlich genutztes Grün- und Ackerland, 
von geringen naturschutzfachlichen Wertigkeiten. Lediglich in den östlichen Randbereichen be-
finden sich kleinräumige Gehölzstrukturen und Ruderalflächen mit mittlerer naturschutzfachli-
cher Wertigkeit. 

Baugrund- und Grundwasserverhältnisse 
Zur Erstellung der Planungsunterlagen für den Neubau der westlich an das Plangebiet angren-
zenden Erschließungsstraße wurde ein geotechnischer Bericht erstellt (Baugrundinstitut Richter, 
Bautzen, 2014). Dieser enthält wesentliche Aussagen zu Baugrund- und Grundwasserverhältnis-
sen im Nahbereich des Plangebietes. Bezüglich der Altablagerungen erfolgte 2023 eine Ergän-
zung zu Lagebestimmung und Schadstoffpotential. 
 
Böden 
Das Plangebiet umfasst Flächen mit hoher Bodengüte und Bodenwertzahlen um 50 Boden-
punkte, die teilweise mit unterirdischen Meliorationsanlagen zur Entwässerung versehen sind. 
Die natürlichen Baugrundverhältnisse werden in den morphologisch höher liegenden Abschnit-
ten maßgeblich von Lößlehm, in den tiefer liegenden Abschnitten von Auelehm geprägt. Beide 
Bodenarten sind leichtplastisch ausgebildet. Neben der Konsistenz unterscheiden sich beide Bo-
denarten im Wesentlichen durch den Sandgehalt. Der Auelehm enthält naturgemäß zum Teil 
deutlich höhere Sandanteile als der Lößlehm. Lokal sind hier auch organische Bestandteile ein-
gelagert. 
Nach oben hin abgeschlossen wird die Schichtenfolge im Bereich der landwirtschaftlichen Flä-
chen von einer meist ca. 50 cm mächtigen Mutterbodenschicht. 
 
Baugrund  
Die maßgeblichen Bodenverhältnisse sind durch das Vorhandensein von Lößlehm, Auelehm so-
wie Auffüllungen mit Siedlungsabfällen im nördlichen Randbereich sehr unterschiedlich. Unab-
hängig von der Zusammensetzung sind die aufgeschlossenen Böden sehr wasser-und witte-
rungsempfindlich und in der Regel nur gering wasserdurchlässig. 
Alle Bodenarten besitzen in der Regel nur geringe oder mäßige Tragfähigkeiten, was nachhalti-
gen Einfluss auf die Planung und Durchführung von Baumaßnahmen hat. Besonders bei Bauzei-
ten in niederschlagsintensiven Jahreszeiten oder nach der Tauperiode sind Mehraufwendungen 
z. B. zur Stabilisierung von Aushub- oder Gründungssohlen nicht zu vermeiden. 
 
Beurteilung der Versickerungsfähigkeit des Untergrundes 
Im gesamten Baubereich sind Maßnahmen zur Entwässerung erforderlich. Die in den aufge-
schlossenen Tiefen anstehenden, meist feinkörnigen oder feinkornreichen Böden sind mit kf < 
1   10-7 m/s nur gering bis sehr gering wasserdurchlässig, so dass keine nennenswerte natürliche 
Versickerung erfolgt.  
Es bestehen sehr ungünstige geologisch-hydrogeologische Standortverhältnisse für eine Nieder-
schlagsversickerung.  

Aufgrund der bindigen Überdeckung des elsterkaltzeitlichen Grundwasserleiters durch den els-
terkaltzeitlichen Grundwasserstauer mit Mächtigkeiten zwischen 2,5 m bis 6,5 m lässt sich die 
Schutzfunktion der Grundwasserüberdeckung als mittel bis hoch einschätzen. 
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Abb. 2:   Auszug geologische Karte Sachsen 

 

   
   
 
              Olivin-Basalt 

                Gehängelehm (Fließlehm, meist soliflu 
                idal umgelagerter Lösslehm), z.T. kiesig 

                Glazilimnischer Schluff, z.T. gebändert,  
                und Feinsand (Vorschüttbildungen) 

                Sand, Kies, Schluff der kleinen Täler  
                (einschließlich "Wiesenlehm") 

Quelle: Staatsbetrieb GeoSN 

Schadstoffuntersuchung 
Bei den im Altlastenkataster erfassten Auffüllungen ist aufgrund der erfolgten Schadstoffunter-
suchung eine Wiederverwertung der betreffenden Aushubmassen nicht zulässig. Sie sind auf 
eine Deponie zu verbringen, die die entsprechenden Annahmekriterien erfüllt. Zur Klärung der 
Deponierbarkeit sind hier ergänzende Untersuchungen nach Deponieverordnung erforderlich. 

Hydrogeologische Verhältnisse 
Eine Grundwasserführung im eigentlichen Sinne ist nur im Geländetiefsten, im Bereich östlich 
der Friesestraße vorhanden.  
Das Grundwasser zirkuliert bevorzugt in den quartären Sanden und Kiesen und auch in sandige-
ren Lagen des Auelehms. Die Sande und Kiese bilden dabei einen gut durchlässigen Aquifer, die 
Auelehme sind hingegen nur gering durchlässig. In einigen Bohrungen wurde in unterschiedli-
chen Tiefen eine Schichtwasserführung festgestellt, die offensichtlich an sandige Einlagerungen 
im Löß- oder Auelehm bzw. in den Auffüllungen gebunden ist. 
Aus Bohrungen ergeben sich Hinweise auf leicht gespannte Grundwasserverhältnisse im elster-
kaltzeitlichen Grundwasserleiter. 
Auf die weiteren Ausführungen des Geotechnischen Berichtes „Straßenbau ehemaliges VEGRO-
Gelände“, 02.01.14 und Altablagerung „Übersäuerte Wiesen“, 02.03.2023 des Baugrundinstitut 
Richter, Bautzen wird verwiesen. 

Natürliche Radioaktivität 
Für das Plangebiet liegen keine Anhaltspunkte über radiologisch relevante Hinterlassenschaften 
vor. Es befindet sich außerhalb eines festgelegten Radonvorsorgegebietes und in einer als un-
auffällig bezüglich der zu erwartenden durchschnittlichen Radonkonzentration in der Bodenluft 
charakterisierten geologischen Einheit.  

 
2.3   Erschließungssituation 

Im Nahbereich des Plangebietes verläuft nördlich die Staatsstraße S 117, Neukirch-Wilthen-Kir-
schau. Diese wird südlich von einem Geh- und Radweg begleitet.  
Am Südrand des Plangebietes endet derzeit die Verkehrsanlage Niedere Fabrik als Stichstraße. 
Sie stellt innerörtlich eine Anbindung an die S 116, Großpostwitz B 96-Sohland GÜ Tschechien, 
her. 
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Bedingt durch die medientechnische Erschließung des südlich angrenzenden Bebauungsplanes 
„Revitalisierung Gewerbebrachflächen Friesestraße“ liegen die Hauptver- und Entsorgungslei-
tungen damit an der südlichen Plangebietsgrenze an. Im nördlichen Bereich verlaufen die we-
sentlichen Hauptversorgungsleitungen (Gas, Strom, Telekommunikation) im Straßenraum der 
Wilthener Straße. Außer einer Strombestandsleitung im Südbereich und einer tangierenden 
Gasleitung im Nordwesten ist das Plangebiet frei von Medienleitungen. 
 

2.4  Vorbelastungen des Plangebietes 

Schutzverordnungen 

Natur- und Landschaftsschutz 
Das Plangebiet liegt teilweise im Geltungsbereich des Landschaftsschutzgebietes “Oberlausitzer 
Bergland”, festgesetzt durch die Verordnung des Landkreises Bautzen vom 25.01.1999.  
Im Zusammenhang mit der Aufstellung des Bebauungsplanes wird eine Ausgliederung aus dem 
Landschaftsschutzgebiet erforderlich.  

Altlasten 
Innerhalb des Plangebiets befindet sich die Altablagerung “Übersäuerte Wiesen“ Kirschau, wel-
che im Sächsischen Altlastenkataster (SALKA) unter der Nr. 72 100 242 erfasst ist. Nach der His-
torischen Recherche gehören folgende Flurstücke der Gemarkung Kirschau zur Altablagerung: 
216, 219/4; 221/3, 224/5; 226/3, 228/3, 230/6, 233/7, 236/5, 248, 249/3, 251, 287/4 der Ge-
markung Kirschau. 
Wie im Rahmen des geotechnischen Berichtes von 2014 und des Ergebnisberichtes „Altablage-
rung Übersäuerte Wiesen“, 02.03.2023 des Baugrundinstitut Richter, Bautzen dargelegt, wur-
den diese Auffüllungen (s. Bohrprofile) vorgefunden und untersucht. Eine Verwertung der Auf-
füllmassen ist nicht zulässig. Es handelt sich bei den nachgewiesenen Abfällen nicht nur um mi-
neralische, sondern auch um Schlacke, Glas und Asche, so dass die Deponieverordnung anzu-
wenden ist. Dazu ist die Vorlage eines Entsorgungskonzeptes bei der unteren Abfallrechts- und 
Bodenschutzbehörde im Rahmen der jeweiligen Bauverfahren erforderlich. Es wird empfohlen 
die Baumaßnahmen ingenieurtechnisch zu begleiten, damit sichergestellt wird, dass die Altab-
lagerungen zur Feststellung der Deponieklasse untersucht werden können.  
Abb. 3:   Messtischblatt, 1910 

 

 

 

 

 

 

              Bebauungsplangebiet 

Anhand des historischen Messtischblatts sind die ursprünglichen Geländemodellierungen ables-
bar und die Lage der potentiellen Auffüllflächen nachvollziehbar. 
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Kampfmittel 
Für das Plangebiet sind keine Belastungen mit Kampfmitteln bekannt. In der Vergangenheit tra-
ten auf der Fläche und deren Umgebung keine Kampfmittelfunde auf. 

Denkmalschutz, Archäologie 
Die archäologische Relevanz des Planungsgebietes belegen archäologische Kulturdenkmale aus 
dem Umfeld, die nach § 2 SächsDschG Gegenstand des Denkmalschutzes sind (bronzezeitliche 
Siedlungsspuren[D-14950-03]).  

Bodenentwässerungsanlagen 
Innerhalb des Plangebiets ist mit Meliorationsanlagen zu rechnen. Gemäß Meliorationsanlagen-
gesetz MeAnlG v. 21.09.1994 (BGBl.I  S.2538) befinden sich die Drainanlagen im Eigentum des 
jeweiligen Grundstückseigentümers, über dessen Grundstück sie verlaufen. Die damit verbun-
denen Rechte und Pflichten sind nach o.g. Gesetz geregelt.  

Abb. 4:   Meliorationskataster  

 

 
 
 
 
 
 
 
Bebauungsplangebiet 

Meliorationsfläche, zusätzliche 
Detailinformationen (Leitungs-
verlauf u.ä.) liegen beim LRA 
Bautzen vor 

 

Eigentumsverhältnisse 

Die Flächen des Plangebiets befinden sich in Privateigentum. 
 

 
3   Planerische und rechtliche Rahmenbedingungen 

Landesentwicklung- und Regionalplanung 
Übergeordnete Planungen liegen in Form des Landesentwicklungsplanes Sachsen von 2013 so-
wie der Ersten Gesamtfortschreibung des Regionalplanes „Region Oberlausitz-Niederschlesien“ 
vom 04.02.2010 vor, deren Grundsätze und Ziele bei der Planung zu berücksichtigen sind.  
Aufgrund der Planungsabsicht der Stadt Schirgiswalde-Kirschau einen Gewerbestandort an der 
Wilthener Straße zu entwickeln, werden folgende Ziele des LEP verfolgt:  

Grundsatz 2.3.1.2 In den Gemeinden sollen bedarfsgerecht gewerbliche Bauflächen zur Siche-
rung der Eigenentwicklung zur Verfügung gestellt werden. Für eine über die Eigenentwicklung 
hinausgehende Flächenvorsorge sollen die Möglichkeiten einer interkommunalen Zusammen-
arbeit, auch länderübergreifend, vor allem entlang der überregionalen Verbindungs- und Ent-
wicklungsachsen, bevorzugt geprüft und entwickelt werden. 

 



Stadt Schirgiswalde-Kirschau                                                                     Begründung                                                                                             03.2023 
Bebauungsplan „Gewerbegebiet Wilthener Straße A “ 

 

7 
 

Gemäß Grundsatz 2.3.1.1 LEP 2013 sollen im Freistaat Sachsen die räumlichen und infrastruktu-
rellen Voraussetzungen für eine nachfrageorientierte Entwicklung von Industrie- und Gewerbe-
standorten geschaffen werden und zur Ansiedlung neuer sowie zur Erhaltung, Erweiterung oder 
Umstrukturierung bestehender Industrie- und Gewerbebetriebe beitragen. 

Im Rahmen der Stellungnahme des Landratsamtes Bautzen, Kreisentwicklungsamt wurde mit-
geteilt, dass aus Sicht der Wirtschaftsförderung die Ausweisung von Flächen für die Ansiedelung 
neuer sowie für die Erweiterung ansässiger Unternehmen in der Stadt Schirgiswalde-Kirschau 
notwendig ist. Das Vorhaben schafft die Voraussetzung, die wirtschaftliche Situation der Stadt 
zu halten bzw. zu verbessern. Bereits 2015/2016 wurde die Industriebrache VEGRO revitalisiert. 
An diese Flächen schließt sich die geplante Erweiterung des Gewerbegebietes an.  

Vor Neuausweisung von Gewerbeflächen für den mittelfristigen Bedarf ist vorrangig die Prüfung 
potentieller Flächen an bestehenden Flächen erforderlich. Da Schirgiswalde-Kirschau gemäß Re-
gionalplan gemeinsam mit Neukirch, Wilthen und Sohland a.d. Spree einen grundzentralen Ver-
bund bildet, sind die Potentiale dieser Gemeinden in die Prüfung einzubeziehen.  
Die Gemeinden wurden am Planverfahren beteiligt. Diesbezügliche Belange wurden nicht vor-
getragen. 
Das Gewerbegebiet „Süd“ in der Stadt Wilthen verfügt nach städtischen Angaben über ein ver-
fügbares Flächenpotential von 0,5 ha und soll vorrangig gemeindeansässigen Firmen vorbehal-
ten bleiben. Gleiches lässt sich für die Flächenverfügbarkeit im Gewerbepark Neukirch, Bönnig-
heimer Ring feststellen.  
In der Gemeinde Sohland sind in Taubenheim - Wassergrund ca. 3 ha und in Wehrsdorf, ehemals 
Gusstechnik 1 ha Gewerbeflächen verfügbar sind. 

 
In der Stadt Schirgiswalde-Kirschau wurden nachfolgende Standortalternativen geprüft. 
Die Flächenpotentiale im Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes „Am Bahnhof“ 
im Ortsteil Schirgiswalde sollen optional den dort bereits ansässigen Gewerbebetrieben als Er-
weiterungsflächen vorbehalten bleiben. Der Standort weist derzeit in seinen bebauten Berei-
chen eine hohe bauliche Verdichtung auf. Eine Inanspruchnahme potentieller Erweiterungsflä-
chen war aufgrund des einschränkenden Verlaufs der 110 kV Hochspannungsleitung, die inzwi-
schen abgebaut ist, nicht möglich.  
Eine räumliche Weiterentwicklung des Standortes ist grundsätzlich nicht gegeben, da östlich die 
Bahnanlagen verlaufen und westlich Wohnnutzung angrenzt, tangiert von einer regionalen 
Grünzäsur.  Aufgrund der exponierten Hanglage am Lärchenberg ist eine Entwicklung nach Nor-
den aus naturräumlicher Sicht ebenfalls ausgeschlossen. 
 
Die vormals gewerblich genutzte Brachfläche an der Sauerstraße in Schirgiswalde soll als zent-
rumsnaher Bereich und aufgrund der guten verkehrstechnischen Lage an der S 116, der Nahver-
sorgung vorbehalten bleiben. Die Ansiedlung großvolumiger Gewerbebetriebe im Niederungs-
bereich der Spree ist aus städtebaulicher und naturräumlicher Sicht nicht anzustreben. 
 
Flächenpotentiale im Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Revitalisierung Gewerbebrachflä-
chen Friesestraße“ befinden sich inselartige im Niederungsbereich der Pilke, in deren räumlichen 
und funktionellem Zusammenhang ein Überschwemmungsgebiet rechtlich festgesetzt ist. Die 
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bestehenden Rahmenbedingungen; keine Erweiterungsoptionen aufgrund umliegender Bebau-
ung sowie Überschwemmungsgefahr infolge von Extremwetterereignissen; führten zu keiner 
Flächeninanspruchnahme in den vergangenen Jahren. Aus städtebaulicher Sicht sollte die Fläche 
einer erneuten Prüfung unterzogen werden, ob einer Renaturierung der Pilke mit Entwicklung 
eines begleitenden Grünzuges der Vorzug vor einer Wiederbebauung der Fläche gegeben wer-
den sollte.  
Aus städtebaulicher Sicht wäre eine bauliche Auflockerung des baulich stark verdichteten Nie-
derungsbereiches anzustreben, um der vorhandenen Wohnnutzung ein angemessenes Woh-
numfeld im Sinne einer Bestandssicherung zu ermöglichen und die wasserrechtlichen Belange 
(Abflussbedingungen der Pilke als Zufluss der oberen Spree) adäquat zu berücksichtigen. 

 
Regionalplan 
(1) Gegenwärtig läuft das Verfahren zur Zweiten Gesamtfortschreibung des Regionalplanes Ober-
lausitz-Niederschlesien. Am 6. Dezember 2019 wurde der vollständige Planentwurf für die Beteiligung 
gemäß Raumordnungsgesetz freigegeben. Dieser stellt die Stadt Schirgiswalde-Kirschau gemeinsam 
mit Wilthen, Neukirch und Sohland als zentralen Ort, im Sinne eines grundzentralen Verbundes dar. 

Der räumliche Geltungsbereich des Planbereiches ist im Wesentlichen frei von zeichnerischen 
Festlegungen. Zu berücksichtigen ist die bebauungsfrei zu haltende Grünzäsur im Bereich der 
Anbindung Richtung Kleinpostwitz. Des Weiteren ist das Plangebiet als bedeutsam für den Kul-
turlandschaftsschutz gekennzeichnet. 

Abb. 5:   Auszug Entwurf Raumordnungskarte, Gesamtfortschreibung des Regionalplanes Ober-
lausitz-Niederschlesien 

 

   

    
 

 
 
               Bebauungsplangebiet 

 
Z 5.6.2 Grünzäsuren sind von jeglicher Bebauung freizuhalten. 
Grünzäsuren sind in der Karte Raumnutzung symbolhaft festgelegt. Das Symbol verläuft dabei 
quer zu bestehenden Straßen. Die mit der Festlegung verbundene Freihaltung von jeglicher Be-
bauung beschränkt sich jedoch nicht ausschließlich auf die unmittelbare Straßenumgebung, son-
dern wirkt tiefer in den Freiraum hinein. Der räumliche Konkretisierungsrahmen ist bei Grünzä-
suren deutlich enger gefasst als bei regionalen Grünzügen und beschränkt sich i. d. R. auf die 
parzellenscharfe Abgrenzung des letzten bereits bebauten Grundstückes vor der Grünzäsur.  
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G 5.2.2. Die Vorbehaltsgebiete Kulturlandschaftsschutz sollen für den Umgebungsschutz der 
prägenden Elemente des Landschaftsbildes und der Siedlungsgeschichte sowie für die land-
schaftsbezogene Erholung erhalten und entwickelt werden. 

 
 
Vorbereitende Bauleitplanung – Flächennutzungsplanung 

Gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 Baugesetzbuch sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu 
entwickeln (Entwicklungsgebot).  
Die Stadt Schirgiswalde-Kirschau verfügt über einen wirksamen Flächennutzungsplan in der Be-
kanntmachung von 2005. Dieser weist den Planbereich als landwirtschaftliche Fläche und als 
geplante gewerbliche Baufläche aus. Zur erforderlichen Verkehrsanbindung der Gewerbeflä-
chen im Niederungsbereich der Pilke ist das Erfordernis eines Straßenneubaus in Anbindung an 
die Wilthener Straße dargestellt. 

2019 beschloss der Stadtrat Schirgiswalde-Kirschau die grundsätzliche Fortschreibung des Flä-
chennutzungsplanes und damit u.a. die Absicht zur Flächenausweisung des Gewerbegebietes an 
der Wilthener Straße. 

Durch die geplante Umsetzung der Kompensationsmaßnahmen am Standort in Verbindung mit 
den immissionsschutzrechtlichen Belangen, reduziert sich maßgeblich die im Flächennutzungs-
plan ausgewiesene Gewerbefläche und macht eine Erweiterung der baulichen Flächeninan-
spruchnahme in nördlicher Richtung erforderlich. Dem Grundanliegen des Flächennutzungspla-
nes hinsichtlich des Gewerbeflächenbedarfs wird damit nicht wesentlich widersprochen. 

Abb. 6:   Auszug Flächennutzungsplan, maßstabslos 

 

  
 
 

 

 

Verbindliche Bauleitplanung - Bebauungspläne  
Die Stadtrat Schirgiswalde-Kirschau hat am 10.09.2015 die 2. Änderung des Bebauungsplanes 
„Revitalisierung Gewerbebrachflächen Friesestraße“, OT Kirschau als Satzung beschlossen. Die-
ser setzt die Verkehrsanbindung der ausgewiesenen Gewerbeflächen im Niederungsbereich der 
Pilke über den Neubau einer Erschließungsstraße an die S 117 über einen Kreisverkehr fest. 
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Abb. 7:  Bebauungsplan „Revitalisierung Gewerbebrachflächen Friesestraße“, Planteil  

 

 
 
4   Planungskonzept 

4.1.  Städtebauliches Grundkonzept 

Das Gewerbegebiet soll insbesondere kleinen und mittleren Unternehmen des klassischen pro-
duzierenden Gewerbes mit stärkerem Störungspotential einen Standort bieten soll. 
Es liegt außerhalb des baulichen Siedlungsgefüges und greift dadurch nicht in das empfindliche 
städtebauliche Siedlungsgebilde und dessen differenzierter Nutzungsvielfalt ein. Der Randlage 
sowie der Standortsituation in der Übergangszone zu den Landschaftsbereichen entsprechend, 
erhält das Gewerbegebiet unter Zurücktretung der baulichen Strukturen ein landschaftlich ge-
prägtes Erscheinungsbild. Angestrebt wird die Übersetzung der topographischen Verhältnisse in 
eine angemessene städtebauliche Struktur. Dabei soll eine bauliche Überformung markanter 
Landschaftselemente wie beispielsweise der prägenden Geländemulde vermieden und ein Be-
zug zu den naturräumlichen Gegebenheiten gestaltet werden. 
Damit sind die innere Erschließung sowie die markanten Landschaftselemente als zentrale Grün-
züge die strukturbestimmenden Elemente. 
 
Der öffentliche Raum soll geprägt werden durch eine baumbestandene Erschließungsstraße mit 
offenen, begrünten Grundstücksvorzonen ohne Einfriedungen, zu denen die möglichst straßen-
begleitende Bebauung orientiert ist. Zusammen mit den strukturbestimmenden Grünräumen 
erhält das Gewerbegebiet dadurch seine Ordnung und Identität. Auf den rückwärtigen Grund-
stücksflächen wird hingegen der für die Betriebe erforderliche Gestaltungsspielraum gewährt. 
Grundstücksrückseiten, Hof- und Freilagerflächen werden zu den öffentlichen Flächen hin durch 
entsprechende Bepflanzung und Gebäudestellungen abgeschirmt (siehe Festsetzung im Plan). 
Angestrebt werden einfache kubische Baukörper mit geringer Höhenentwicklung. Wesentlich 
ist die landschaftliche Einbindung der geplanten Bebauungsstruktur, deshalb wird eine be-
grenzte Bebauungshöhe vorgesehen. 
 

Das künftige Gewerbegebiet soll eine günstige verkehrliche Anbindung für alle Verkehrsarten 
besitzen, die auch in der internen Erschließung zum Ausdruck kommt. 
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Die Erschließung des Gewerbegebiets erfolgt von der Wilthener Straße aus (Staatsstraße S 117) 
über einen neu auszubauenden Kreisverkehr.  
Für den Radverkehr ist die Anbindung des Gewerbegebietes entlang der Wilthener Straße durch 
den kombinierten Geh- und Radweg bereits gegeben. Innerhalb des Gewerbegebietes ist der 
Bau eines einseitigen Gehweges geplant.  

 
4.2   grünplanerisches Konzept 

Das gesamte Gewerbegebiet ist ein landschaftlich geprägtes Gewerbegebiet, dessen Erschei-
nungsbild sich am umgebenden Landschaftsbild orientiert, und das die topographischen Beson-
derheiten für die Entwicklung einer besonderen Ortsidentität nutzt. 
Dabei verzichtet das Grünordnungskonzept auf isolierte, mit den Betriebsabläufen des produ-
zierenden Gewerbes in Konflikt tretende Grüninseln innerhalb der Bebauung zugunsten eines 
grundstücksübergreifenden Rahmengrüns. Dadurch entstehen deutlich gliedernde, klimatisch 
wirksame und der Vernetzung von Flora und Fauna dienende, „kräftige" Grünstrukturen. 

Die Planungsziele der Grünordnung lassen sich wie folgt konkretisieren: 
- Landschaftsgerechte Einbindung mit wirksamer Randeingrünung  
- Schaffung ökologisch wirksamer Grün- und Freiflächen sowie Förderung einer besonderen 
       Gebietsidentität durch die Freiraumgestaltung, 
- Verknüpfung der Grünflächen untereinander und mit bestehenden Strukturen mit dem Ziel 

einer wirksamen ökologischen Regenerationsfähigkeit, 
- Baumpflanzungen in den Straßenräumen zur Orientierung und Klimaverbesserung, 
- Begrenzung der Versiegelung, Verwendung wasserdurchlässiger Beläge, oberflächige Rück-

haltung von Regenwasser, Minderung der Einleitungsmengen durch extensive Dachbegrü-
nung. 

Bedingt durch die Ortsrand- und leichte Hanglage ist das Gebiet aus Richtung Wilthen und Klein-
postwitz sowie von der Staatsstraße S 117 uneingeschränkt einsehbar und besitzt damit für das 
Orts- und Landschaftsbild eine hohe Bedeutung. Somit beziehen sich die planerischen Haupt-
überlegungen auf die Einbindung der Bauflächen sowohl in den Siedlungs- als auch den Land-
schaftraum. 
Als räumlicher Strukturrahmen bietet sich dafür das vorhandene öffentliche Erschließungssys-
tem an. Entlang der anliegenden Straßen werden Baumpflanzungen vorgesehen bzw. gesichert 
sowie Gehölzbänder angegliedert.  
Die Grünstrukturen sollen sowohl eine Abstandsfunktion zur angrenzenden Wohnnutzung als 
auch die Gliederung der unterschiedlichen Nutzungsräume übernehmen. 
 
Bauflächen 
Die nicht überbaubare Grundstücksfläche der Baugebiete wird als Vegetationsfläche mit Pflanz-
geboten an der straßenseitigen Grundstücksvorzone festgesetzt. Dadurch entsteht eine band-
artige Struktur, die das Gewerbegebiet im Zusammenwirken mit der zentralen öffentlichen 
Grünfläche und den öffentlichen Straßen gliedert und die Durchlüftung und Frischluftzufuhr un-
terstützt. 
Durch die Festsetzung einer Mindestausstattung mit großkronigen Bäumen (1 Baum pro 200 m² 
nicht überbauter Fläche) soll im Plangebiet ein lockeres Zusammenwirken von Baumkronen ent-
stehen, in das die Gebäude integriert sind. 
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Die Grundstücksvorflächen sollen einen lichten, offenen Charakter erhalten. Grundmotiv sind 
einzelne, hochstämmige Bäume in Wiesen- oder Wildstaudenflächen. Koniferen werden nicht 
zugelassen. Versickerungs- oder Rückhalteflächen in Vorgärten sollen sich diesem Bild unterord-
nen und als flache Mulden ausgebildet werden. 
 
Durch die festgesetzte GRZ (0,7) wird die Versiegelung auf maximal 70 % der Grundstücksflächen 
beschränkt. Weitere 5 % der Grundstücksflächen können befestigt bzw. betrieblich genutzt wer-
den, falls umweltverträgliche, d.h. wasserdurchlässige Materialien verwendet werden. 
Durch die somit entstehende GRZ von maximal 0,8 sind mindestens 20 % der Grundstücke un-
befestigt, also begrünt bzw. als bepflanzbare Vegetationsfläche zu gestalten. Dieser relativ ge-
ringe Grünflächenanteil gewährleistet eine optimale, flexible Nutzung der Gewerbeflächen. 
Gleichzeitig sichert er dennoch die erforderliche straßenseitige Mindesteingrünung der Grund-
stücke sowie Flächen für weitere Baumpflanzungen und für oberflächige Rückhaltung, Versicke-
rung. 
Diese Maßnahme wird durch die festgesetzte Dachbegrünung, durch die das Niederschlagswas-
ser zurückgehalten und ebenfalls gefiltert wird, unterstützt. Darüber hinaus erfüllt die Dachbe-
grünung klimatische (Verdunstung), lufthygienische (Staubbindung), schallmindernde, energeti-
sche (Wärmedämmung) und naturschutzfachliche Funktionen (Magerstandorte), ohne Freiflä-
chen zu beanspruchen. Sie stellt eine Kompensationsmaßnahme für das hohe Nutzungsmaß dar. 
Eine weitere Optimierungsmaßnahme für den Wasserhaushalt ist die Verwendung wasser-
durchlässiger Beläge. 

 

4.3   Erschließung 
Die grundsätzlichen Ziele im Rahmen der Erschließung bestehen in folgenden Schwerpunkten: 

- Schonung der Ressourcen (Wasser, Boden, Luft, Flora, Fauna) und knapper, nicht erneu-
erbarer Rohstoffe durch umweltfreundliche Ver- und Entsorgungssysteme, 

- Energieeinsparung durch energetische Gebäudeplanung, passive Sonnenenergienutzung, 
- klimaregulierende Oberflächen- und Landschaftsgestaltung usw., 
- möglichst natürliche Belichtung und Belüftung, zwecks angenehmem Raumklimas, 
- Wohlbefinden am Arbeitsplatz und Ressourcenschonung, 
- Bodenschutz durch möglichst geringe Versiegelung, Vermeidung von Eingriffen in den na-

türlichen Boden, landschaftsgerechte Vegetation, 
- Rückhaltung von Niederschlagswasser und verzögerte Abgabe  
- Reduzierung des Wasserverbrauchs durch Wasserkreisläufe, Regenwassernutzung, 
- Abfallvermeidung / Wertstoffrecycling, ökologische Baustoffwahl, umweltgerechte Abfall-

beseitigung. 

Konzept 
Die Versorgungstrassen innerhalb des Planungsgebietes werden auf der Grundlage eines eige-
nen Erschließungskonzeptes im öffentlichen Straßenraum festgelegt. Zur Einsparung von Trink-
wasser kann Regenwasser von Dach- und Oberflächen in Zisternen gesammelt und als Lösch- 
und Brauchwasser eingesetzt werden. Abwässer werden über die Kanalisation abgeführt.  
 
Vor dem Hintergrund eines nachhaltigen Hochwasserschutzes sind die Maßnahmen der Ober-
flächenentwässerung von besonderer Bedeutung, da das Gelände in Richtung des großräumigen 
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Überschwemmungsgebietes der Spree und seiner Nebenarme, hier insbesondere der Pilke, ent-
wässert. Nach Angaben der Unteren Wasserbehörde sind diese Gewässer im Hochwasserfall be-
reits jetzt überbeansprucht. Davon sind ausgedehnte Flächen und Nutzungen vor allem in der 
Ortslage Kirschau betroffen. 

Abwasser im Sinne § 18 a Abs. 1 Satz 1 WHG ist auch das von Niederschlägen stammende, aus 
dem Bereich von bebauten oder befestigten Flächen abfließende Wasser. 
Nach § 123 Abs. 1 BauGB ist die Erschließung eines Baugebiets grundsätzlich Aufgabe der Ge-
meinde. Zu dieser gebietsbezogenen Erschließung gehört ebenfalls die Sicherstellung der Besei-
tigung des von den bebauten und befestigten Flächen abfließenden Niederschlagwassers. Für 
den Fall, dass aus Niederschlägen stammendes Wasser nicht in eine Abwasseranlage (z.B. Kana-
lisation) oder einen Vorfluter abfließen, sondern am Ort des Anfalls im Baugebiet gesammelt 
werden, zurückgehalten und verdunsten soll, sieht § 9 Abs. 1 BauGB kein spezielles Festset-
zungsmittel für ein flächendeckendes Entwässerungssystem vor.  
Ein Festsetzungsfindungsrecht, d.h. eine Ermächtigungsgrundlage nach BauGB liegt für die pla-
nende Gemeinde hierfür nicht vor. 
§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB kann nicht zur Anwendung kommen, da hier allein die Festsetzung von 
Flächen, auf denen Maßnahmen zum Abfluss und Rückhaltung von Niederschlagswasser ergrif-
fen werden können geregelt ist, nicht jedoch die Festsetzung dieser Maßnahmen selbst. 
Für das Plangebiet liegen sehr ungünstige geologisch-hydrogeologische Standortverhältnisse für 
eine Niederschlagsversickerung vor. Vor diesem Hintergrund und der Maßgabe der hydrauli-
schen Entlastung der Oberflächengewässer sind Maßnahmen der Regenrückhaltung sowie einer 
verzögerten Abgabe an die Vorflut geplant.  

Strom und Strom 
Die Gas- und Stromversorgung ist über Erweiterungen des vorhandenen Netzes grundsätzlich 
möglich. Dazu können Anschlüsse in den umgebenden Straßenräumen genutzt werden. 

Trinkwasser, Löschwasser 
Für die Trinkwasserversorgung des Plangebiets ist eine Versorgungsleitung im Bereich der ge-
planten Erschließungsstraße neu zu verlegen. Anschlusspunkt ist eine vor kurzem verlegte Lei-
tung an der südlichen Plangebietsgrenze. 

Datenversorgung (Breitband) 
Eine Anbindung an das vorhandene Glasfasernetz wäre aus südlicher Richtung in Bezug zum 
Plangebiet möglich. Dazu haben verschiedene Erschließungsträger ihr Interesse bekundet. 
 
 

5  Planinhalt und Festsetzungen 

5.1  Planungsrechtliche Festsetzungen 

5.1.1 Art der baulichen Nutzung, § 9 Abs. 1 BauGB und §§ 1-15 BauNVO, Festsetzungen textlich Nr. 
1.1 zeichnerisch Planz 1.3.1.; 1.3.2. 

(1) In den Gewerbegebieten sind folgende Nutzungen allgemein zulässig: 
 Gewerbebetriebe aller Art (§ 8 Abs. 2 Nr. 1, 1. Alternative BauNVO) außer 

- Betriebe, die auf Forschung und Entwicklung sowie Ausstellung, Präsentation und 
Schulung beschränkt sind,  
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- Einzelhandelsbetriebe 
- Betriebe, in deren Betriebsbereichen gefährliche Stoffe nach § 1 in Verbindung mit 

Anhang I der Störfall-Verordnung in der Fassung vom 15. März 2017 (BGBl. I S. 483), 
zuletzt geändert 8. Dezember 2017 (BGBl. I S.3882) vorhanden sind, die den Abstands-
klassen I, II, III, IV nach dem Leitfaden der Kommission für Anlagensicherheit: „Emp-
fehlungen für Abstände zwischen Betriebsbereichen nach der Störfall-verordnung und 
schutzbedürftigen Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung – Umsetzung § 50 BIm-
schG“ zugeordnet werden. 

 Lagerhäuser und öffentliche Betriebe 
 Lagerplätze  

- sofern sie nicht als selbstständige Anlagen betrieben werden, sondern dem jeweiligen 
Gewerbebetrieb dienen, ihm räumlich zugeordnet sind und max. 60% der Grund-
stücksfläche einnehmen, 

- wenn sie in dem der Erschließungsstraße abgewandten Grundstücksbereich angeord-
net sind. 

 Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsnutzung, sofern sie dem jeweiligen Gewerbebetrieb 
dient und ihm räumlich zugeordnet ist. 

(2) Ausnahmsweise werden in den Gewerbegebieten folgende Nutzungen zugelassen: 
 Einzelhandelsbetriebe, soweit sie 

- in unmittelbaren räumlichen und betrieblichen Zusammenhang mit Handwerks- oder 
produzierenden Gewerbebetrieben stehen und einen untergeordneten Flächenbedarf 
haben (Werksverkauf). Der Werksverkauf ist auf maximal 10 von Hundert der Grund-
fläche, höchstens jedoch auf 250 m² Grundfläche zulässig. 

- der Versorgung der im Gewerbegebiet Beschäftigten mit Gütern des täglichen Be-
darfs dienen und 

- Tankstellen. 
 Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Be-

triebsleiter, die dem Betrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Bau-
masse untergeordnet sind. 

(3) Unzulässig sind in den Gewerbegebieten: Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesund-
heitliche und sportliche Zwecke, Vergnügungsstätten, Betriebe des Beherbergungswesens, 
und sowie Freiflächen – Photovoltaikanlagen. 

 
Die Gewerbegebiete sollen entsprechend der Zielsetzung vorrangig der Unterbringung von 
Dienstleistungsgewerbe, Handwerksgewerbe, produzierendem und verarbeitendem Gewerbe 
sowie Betrieben, die auf die Festsetzung eines Gewerbegebietes angewiesen sind, dienen. Des-
halb werden bei der Zulässigkeit der Gewerbebetriebe nach §§ 8 Abs. 2 der Baunutzungsver-
ordnung (BauNVO) Einschränkungen vorgenommen. Zielgruppen sind:  
-      Verarbeitende Betriebe, 
- Handwerksbetriebe, 
- Großhandelsbetriebe, 
- Bauhaupt- und Baunebenbetriebe. 
Betriebliche Merkmale für die im Plangebiet vorgesehenen Nutzungen sind vor allem: 
- ebenerdige Produktion-, Werkstatt-, und Ausstellungsflächen, 
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- zugeordnete Lager- und Verkehrsflächenbedarfe, 
- untergeordnete Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsnutzung. 
Zu den Gewerbebetrieben, die für das im Planungsgebiet vorgesehene Nutzungsspektrum ty-
pisch sind, gehören vor allem metall-, holz- und kunststoffverarbeitende Handwerksbetriebe, 
Kfz-Reparatur, gewerbliche Fuhr- und Bauunternehmen. 
Um die Zweckbestimmung des Gewerbegebietes zu wahren, werden Betriebe, die auf For-
schung und Entwicklung sowie Ausstellung, Präsentation und Schulung beschränkt sind, Einzel-
handelsbetriebe sowie Betriebe des Beherbergungswesens, reine Büro- und Verwaltungsnut-
zungen ausgeschlossen. Für die Unterbringung solcher Betriebe sind insbesondere zentrums-
nahe Flächen sowie die Innenstadt besser geeignet. 

Störfallbetriebe werden ausgeschlossen, da diese einen ausreichenden Abstand zu angrenzen-
den Nutzungen einhalten müssen. Die Planung sieht eine hohe Ausnutzung der erschlossenen 
Flächen vor, um dem Ziel eines flächensparenden Umgangs mit dem Boden gerecht zu werden. 
Störfallbetriebe hätten zur Folge, dass erschlossene Gewerbegebietsflächen aufgrund der erfor-
derlichen Abstände nicht genutzt werden können. 

Lagerplätze werden nur zugelassen, sofern sie nicht als selbstständige Anlagen betrieben wer-
den, sondern dem jeweiligen Gewerbebetrieb dienen. Sie werden auf 60% der Grundstücks-
größe beschränkt, um die notwendigen Flächen für die Begrünung und Flächen für die Bebau-
ung in einer Mindestgrößenordnung zu gewährleisten. Selbstständig betriebene Lagerplätze 
würden das städtebaulich und landschaftlich angestrebte Erscheinungsbild des Gewerbegebie-
tes stören und nicht der hier vorgesehenen Gewerbestruktur entsprechen. 

Lagerplätze sollen in dem von der Erschließungsstraße abgewandten Grundstücksbereich an-
geordnet werden. Damit wird ein ruhiges, geordnetes Erscheinungsbild des Gewerbegebiets 
an den öffentlichen Verkehrsflächen angestrebt. 
 
Im geplanten Gewerbegebiet sollen vorwiegend Flächen für Standorte des Handwerks und des 
produzierenden Gewerbes vorgehalten werden, um den dringenden Bedarf in diesem Gewer-
bezweig zu decken. Damit entsprechen Einzelhandelbetriebe nicht der originären Zweckbe-
stimmung. Sie würden darüber hinaus in Konkurrenz zu dem Versorgungsbereich Innenstadt 
und den Nahversorgungsstandorten stehen. Einzelhandel soll daher nur in dem Umfang ange-
siedelt werden, indem er in direkter Beziehung zur produzierenden Funktion steht oder der 
Versorgung des Gebietes dient. Deshalb werden Handelsbetriebe im Planungsgebiet nur aus-
nahmsweise zugelassen, sofern sie in unmittelbarem räumlichem und betrieblichem Zusam-
menhang mit den Handwerks- und produzieren Gewerbebetrieben stehen oder der Versor-
gung der in diesem Gewerbegebiet Beschäftigten mit Gütern des täglichen Bedarfs dienen. 

Vergnügungsstätten entsprechen nicht dem funktionalen und städtebaulichen Charakter eines 
Gewerbegebietes und sollen auch nicht isoliert von der Innenstadt liegen. Deshalb werden 
diese Nutzungen ausgeschlossen. 

Gleiches gilt für Anlagen kirchlicher, kultureller, sozialer, gesundheitlicher und sportlicher Zwe-
cke. Einrichtungen dieser Art sollen wohnungsnah, in städtebaulich integrierter Lage entste-
hen. Die siedlungsstrukturelle Randlage des Gewerbegebietes abseits der städtischen Woh-
nungsschwerpunkte ist für Nutzungen dieser Art nicht geeignet. Gleichzeitig handelt es sich um 
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Funktionen, die auch den zentralen, innerstädtischen Räumen vorbehalten bleiben sollen, da 
ansonsten deren Zentrumsfunktion geschwächt würde. 
Freiflächen – Photovoltaikanlagen dienen aufgrund ihres Flächenbedarfs ebenfalls nicht den 
Planungszielen. Sie würden in hohem Maß potentielle Bauflächen für arbeitsplatzrelevante 
Handwerks- und Gewerbebetrieb blockieren. 
 

5.1.2  Maß der baulichen Nutzung, § 9 Abs. 1 Nr. 1; 2 BauGB und §§ 16 - 23 BauNVO  
 

Grundfläche  
(1) Die Überschreitung der festgesetzten Grundflächenzahl (GRZ 0,70) bis zu einer GRZ von ma-

ximal 0,8 ist zulässig, sofern dies durch Flächen mit wasserdurchlässigen Belägen ausgelöst 
wird. 

(2) Die zulässige Geschossflächenzahl (GFZ) von 1,1 kann ausnahmsweise bis zu einer maxi-
malen GFZ von 1,2 überschritten werden, sofern die Einhaltung der im Bebauungsplan fest-
gesetzten GRZ, der zulässigen Höhenentwicklung und der Stellplatznachweis gewährleistet 
werden. 

Die Grundflächenzahl (GRZ) bestimmt die Grundfläche der baulichen Anlagen bezogen auf das 
Baugrundstück. Gemäß § 19 Abs.2 BauNVO sind auch befestigte und versiegelte Bereiche bauli-
che Anlagen, die in die GRZ einzurechnen sind. 
Die festgesetzte GRZ von 0,70 bleibt unterhalb der in § 17 Abs.1 BauNVO festgelegten Ober-
grenze, womit den ökologischen Belangen, versiegelte Bereiche möglichst gering zu halten, 
Rechnung getragen wird. Mit diesem Nutzungsmaß ist in der Regel gleichzeitig ausreichend 
Spielraum für eine bedarfsgerechte Nutzung des Baugrundstücks entsprechend der Zweckbe-
stimmung des Gewerbegebietes. Um den Anforderungen vor allem auch der kleineren Betriebe 
entgegenzukommen und den Betrieben mehr Spielraum für eine optimale Nutzung der Grund-
stücke zu geben, kann die festgesetzte GRZ durch wasserdurchlässige Beläge bis zu einer GRZ 
von max. 0,8 überschritten werden. 
Im Hinblick auf die für das Planungsgebiet vorgesehenen Zielgruppen und Strukturtypen sowie 
auf die Möglichkeit kleiner Parzellengrößen wird die zulässige Geschossflächenzahl (GFZ) auf 
den Wert von 1,1 festgesetzt. Bei der Festlegung dieser GFZ wurde eine für die Nutzungsstruktur 
typische Bebauung der kleineren Parzellen mit einer erdgeschossigen Produktionshalle sowie 
einer Teilbebauung im 1. Obergeschoss für Büro- und Sozialräume oder in Ausnahmefällen auch 
einer Wohnung entsprechend § 8 Abs.3 Ziffer1 BauNVO zugrunde gelegt. Die festgesetzte GFZ 
schafft auch die Voraussetzungen für eine bedarfsgerechte Nutzung der mittleren und größeren 
Parzellen, da die hierfür in Frage kommenden Betriebe auf der einen Seite zwar u. U. eine durch-
gehend zweigeschossige Bebauung benötigen, andererseits jedoch in der Regel auch einen hö-
heren Bedarf an Freinutzflächen haben. 
Um für einzelne spezielle Bedarfe etwas flexibler zu sein und besonderen betrieblichen Anfor-
derungen gerade bei kleinen Grundstücken Rechnung tragen zu können, ist in Ausnahmefällen 
eine Überschreitung der zulässigen GFZ auf maximal 1,2 zulässig, sofern die im Bebauungsplan 
festgesetzte GRZ und die nach Bebauungsplan zulässige Höhenentwicklung nicht überschritten 
werden und der Stellplatznachweis auf dem Grundstück dadurch nicht eingeschränkt wird. Da-
mit soll die Möglichkeit gegeben werden, vor allem kleinere Parzellen ausnahmsweise durchge-
hend zweigeschossig zu bebauen.  
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Höhenentwicklung  
(3) Die festgesetzten Wandhöhen und Höhen baulicher Anlagen beziehen sich auf die gemit-

telte Höhe der Oberkante der anliegenden öffentlichen Verkehrsfläche, gemessen an der 
Grundstücksgrenze. 

(4) Die festgesetzten Wandhöhen bei Flachdächern beziehen sich auf die Oberkante Attika. 
(5) Sämtliche bauliche Anlagen dürfen in ihrer Gesamthöhe inclusive aller Dachaufbauten wie 

technische Aufbauten, Dachausstiege, Solaranlagen etc.  12 m nicht überschreiten. 

Das städtebaulich-landschaftliche Leitbild verlangt eine mäßige Höhenentwicklung, d.h. Gebäu-
dehöhe unterhalb der Baumkronenhöhe. Dies entspricht auch den überwiegend ebenerdigen 
Betriebsformen der hier vorgesehenen Gewerbe. Aus diesem Grund wird für das gesamte Pla-
nungsgebiet durchgehend die Wandhöhe auf 10 m, bezogen auf das jeweilige Niveau der an-
grenzenden öffentlichen Verkehrsfläche, beschränkt. Damit sind sowohl erdgeschossige Hallen-
strukturen als auch zweigeschossige Produktionsgebäude möglich.  
Um zu gewährleisten, dass bei Verwendung von leicht geneigten Flachdächern, vor allem bei 
den tieferen Baugrundstücken, die gewünschte Höhenentwicklung nicht überschritten wird, be-
schränkt sich die zulässige Gesamthöhe baulicher Anlagen auf max. 12 m. Innerhalb dieser Höhe 
sind auch sämtliche Dachaufbauten, wie technische Aufbauten, Dachausstiege, sowie Satelliten-
empfangsanlagen, Solaranlagen, Antennenanlagen etc. vorzusehen. Damit wird dem Bedürfnis 
nach Dachaufbauten Rechnung getragen. 

Überbaubare Grundstücksflächen, Baulinien, Baugrenzen 
Die überbaubaren Grundstücksflächen des Plangebietes sind durch die Festsetzung von Bau-
grenzen definiert. Damit folgen die so umschriebenen „Baufenster“ dem städtebaulichen Kon-
zept und den vorgesehenen Baustrukturen. Der Umfang der festgesetzten überbaubaren Grund-
stücksflächen eröffnet eine größtmögliche Gestaltungsfreiheit innerhalb der vorgegebenen 
Strukturen.  
 

Bauweise und Stellung baulicher Anlagen 
(6) Für die Baugebiete ist offene und abweichende Bauweise festgesetzt. 
(7) Von der in der Planzeichnung eingetragenen Stellung der baulichen Anlagen kann gering-

fügig abgewichen werden, wenn das Gesamterscheinungsbild nicht beeinträchtigt wird. 
Untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen gemäß § 14 BauNVO, bauliche Anlagen 
gemäß § 23 Abs. 5 Satz 2 BauNVO sowie untergeordnete Gebäudeteile sind von der Fest-
setzung der Stellung baulicher Anlagen nicht betroffen. 

Zur Umsetzung der städtebaulichen Ordnung sollen sich die baulichen Anlagen am Straßen-sys-
tem und dem Höhenlinienverlauf ausrichten. Die Festsetzung zur Stellung der baulichen Anlagen 
zielt auf die Ausrichtung der Gebäudelängsachse, die sich aus dem Verhältnis der Gebäudeseiten 
zueinander ergibt. 

 
5.1.3  Nebenanlagen § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 14 BauNVO, Festsetzungen textlich Nr. 1.3 

Nebenanlagen, wie z.B. Wertstoffbehälter (Depotcontainer), Trafostationen etc. werden in den 
öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen sowie in den Vorgartenbereichen (zwischen Straßen-be-
grenzungslinie und vorderer Baugrenze) ausgeschlossen. 
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Aufgrund der einheitlichen und ungestörten Wirkung der Straßenräume soll auf Standorte für 
Wertstoffsammelbehälter (Depotcontainer), Trafostationen etc. im öffentlichen Raum und im 
Vorgartenbereich verzichtet werden. In diesen Bereichen sind Aufstellflächen für Nebenanlagen 
deshalb ausgeschlossen. 
Sofern die Wertstoffsammelbehälter, Trafostationen etc. nicht im Gebäude untergebracht wer-
den, sind die Abstellflächen in Abstimmung mit der Gestaltung der Freiflächen auf den Bau-
grundstücken einzugrünen. 

 
5.1.4  Verkehrsflächen, Zu- Ausfahrten, Geh-, Fahr- und Leitungsrechte § 9 Abs. 1 Nr. 11; 21 BauGB 

und § 12 BauNVO, Festsetzungen textlich Nr.1.4, zeichnerisch Planz 6.1, 6.2, 6.3, 15.5. 
(1) Die Anzahl der Zu- und Ausfahrten der einzelnen Grundstücke wird beschränkt auf 

- eine Zufahrt bei Grundstücken mit einer erschließungsstraßenseitigen Frontlänge bis zu 
50 m, 

- zwei Zu- und Ausfahrten bei Grundstücken mit einer über 50 m erschließungsseitigen 
Frontlänge. 

(2) Die Breite der Zu- und Ausfahrten ist auf das verkehrstechnisch erforderliche Minimum zu 
beschränken. Sie sind von den Begrünungsfestsetzungen ausgenommen. 

 
Die Anzahl der Grundstückszu- und -ausfahrten an der inneren Erschließung wird begrenzt in 
Relation zur Straßenfront. Kleinere Parzellen können mit einer zusammenliegenden Zu- und Aus-
fahrt ausreichend erschlossen werden. Bei größeren Grundstücken mit einer Frontlänge entlang 
der Erschließungsstraße von mehr als 50 m kann eine zweite zusammenliegende Zu- und Aus-
fahrt für eine funktionsgerechte Nutzung erforderlich werden. Für solche größeren Grundstücke 
werden deshalb zwei Zu- und Ausfahrten zugelassen. Diese Regelung dient u.a. dazu, die Abfolge 
linearer Elemente im Straßenraum (Baumraster, Parkbuchten, Entwässerungsgräben) zu ge-
währleisten. 

 
Straßenverkehrsflächen 
Ein qualifizierter Bebauungsplan im Sinne des § 30 Abs. 1 setzt voraus, dass im Bebauungsplan 
selbst oder in sonstigen baurechtlichen Vorschriften Festsetzungen über Art und Maß der bauli-
chen Nutzung, die überbaubaren Grundstücksflächen und die örtlichen Verkehrsflächen enthal-
ten sind. Im westlich direkt angrenzenden Bebauungsplan „Revitalisierung Gewerbebrachflä-
chen Friesestraße“ sind Verkehrsflächen zur Erschließung des Bebauungsplanes „Gewerbege-
biet Wilthener Straße“ im Sinne § 30 Abs. 1 BauGB, sonstige baurechtliche Vorschriften, ausge-
wiesen. 
Der Bebauungsplan selbst enthält Festsetzungen zu erforderliche Straßen(begleit)grünflächen. 
Diese sind neben der Fahrbahn, den Gehwegen und Sickermulden Bestandteil von Straßenver-
kehrsflächen. 
§ 30 Abs. 1 findet Anwendung, wenn der Bebauungsplan zusammen mit sonstigen baurechtli-
chen Vorschriften, die ebd. angeführten Mindestanforderungen erfüllt.  
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5.1.5  Immissionsschutz  § 9 Abs.1 Nr.24 BauGB, textlich Nr. 1.5 

(1) Innerhalb der nachfolgend aufgeführten Teilflächen des Gewerbegebiets sind nur Vorhaben 
(Betriebe, Anlagen, Nutzungen) zulässig, deren Geräusche die in der folgenden Tabelle an-
gegebenen Emissionskontingente LEK nach DIN 45691 weder tags (6:00 Uhr bis 22:00 Uhr) 
noch nachts (22:00 Uhr bis 6:00 Uhr) überschreiten. 

Teilfläche Fläche S [m²] LEK, tags [dB/m²] LEK, nachts [dBm²] 
GE 1 9.103 57 40  
GE 2 33.264 59 42 

Als Rechenmethode (Ausbreitungsberechnung) wurde die DIN ISO 9613-2 gewählt (freie 
Schallausbreitung von den Quellen zu den Immissionsorten unter Beachtung der geometri-
schen Ausbreitungsdämpfung, jedoch unter Nichtbeachtung der Bodendämpfung sowie 
möglicher Abschirmungen durch Hochbauten und Geländeformationen).  

(2) Für Richtungsvektoren A bis E (Bezugspunkt Koordinaten (RW/HW): 459320 m / 5660445 m) 
erhöhen sich die Emissionskontingente LEK um folgende Zusatzkontingente. 

Richtungssektor 
Zusatzkontingent 

tags [dB/m²] Nachts [dB/m²]  

A: Sektor 0° / 124° 7 6 

B: Sektor 124° / 144° 0 3 

C: Sektor 144° / 212° 4 6 

D: Sektor 212° / 0° 0 0 

E: Sektor 212° / 0° 10 10 

Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit des Vorhabens erfolgt nach DIN 45691, 
Ausgabe 12/2006, Abschnitt 5. 

(3)  Für betrieblich genutzte Unterkünfte gemäß § 8 (3) Nr. 1 BauNVO ist in anlagenbezogenen 
Genehmigungsverfahren nachzuweisen, dass an den nächstgelegenen schutzbedürftigen 
Räumen der Unterkünfte die Immissionsrichtwerte von 65 dB(A) tags und 50 dB(A) nachts 
eingehalten werden, wobei alle anlagenbezogenen Lärmemittenten innerhalb und außer-
halb des Bebauungsplanes detailliert einzubeziehen sind. 

(4)  Die in Festsetzungen (1) bis (3) basieren auf den Berechnungen des Schalltechnischen Gut-
achten der IDU IT+Umwelt GmbH (Bericht-Nr. S1147-1) vom 25.10.2022, i.d.F. vom 
09.01.2023. 

Das „Gewerbegebiet Wilthener Straße“ stellt eine Erweiterung des vorhandenen Gewerbege-
bietes „Revitalisierung Gewerbebrachflächen Friesestraße“ dar. Die verkehrlichen Anbinde-
punkte für die Erweiterung wurden in diesem bereits planungsrechtlich festgeschrieben. Im Rah-
men einer gebietsübergreifenden Gliederung erfolgt für das geplante Bebauungsplangebiet eine 
Emissionskontingentierung. 
Grundlage dafür bildet eine schalltechnische Untersuchung (Schalltechnisches Gutachten, IDU 
IT+Umwelt GmbH, Zittau). Darin sind für die geplanten Gewerbeflächen Emissionskontingente 
nach DIN 45691 ermittelt und entsprechend die schutzbedürftige Umgebung außerhalb des Gel-
tungsbereiches des Bebauungsplanes auf die zu erwartenden Schallimmissionen untersucht. 
Die Emissionskontingente der geplanten Gewerbegebietsflächen werden so angepasst, dass die 
Gesamt-Immissionswerte, es werden dafür die schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 
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18005 (Gewerbe) herangezogen, an den maßgeblichen Immissionsorten in der Umgebung nicht 
überschritten werden.  Die baugebietsinterne Gliederung dient dazu, um planerisch differenziert 
auf unterschiedliche Entfernungen zwischen Betriebsflächen und schutzbedürftigen Nutzungen 
zu reagieren. Dazu wird den einzelnen Gewerbeflächen jeweils ein Anteil an den dem Gewerbe-
gebiet insgesamt zugemessenen maximalen Lärmemissionen zugeordnet. Verteilungsmaßstab 
ist der Anteil der jeweiligen Grundstücksfläche an der Gesamtfläche des Gewerbegebiets. Je grö-
ßer die Grundstücksfläche eines Gewerbebetriebs, desto größer darf die von dem darauf ansäs-
sigen Betrieb ausgehende Lärmbelastung sein. Da die Gesamtgröße des Gewerbegebiets fest-
steht, kann auf diese Weise sichergestellt werden, dass die von dem Gebiet insgesamt ausge-
hende Lärmbelastung nicht die vorgegebenen, mit umliegenden störempfindlichen Nutzungen 
verträglichen Zielwerte überschreitet. In diesem Zusammenhang stellt der Schutz der östlich ge-
legenen Bebauung entlang der Mönchswalder Straße die relevantesten Anforderungen an den 
Schallimmissionsschutz in der Nachbarschaft.  
Untersucht wurden auch die bestehende anlagenbezogene aber auch planerische Immissions-
vorbelastung im Untersuchungsgebiet. Diese besteht aus Vorbelastungen, die sich aus den Ge-
räuschen vorhandener Betriebe und Anlagen sowie planerisch, d. h. von planungsrechtlich zu-
lässigen Vorbelastungen außerhalb des Plangebiets zusammensetzt. Relevante Gewerbelärm-
vorbelastungen gehen von dem südlich angrenzenden Gewerbegebiet „Revitalisierung Gewer-
bebrachflächen Friesestraße“ aus.  
Die Einhaltung der Emissionskontingente ist im Rahmen der Bebauung oder einer genehmi-
gungsbedürftigen Nutzungsänderung von Betrieben und Anlagen im Planungsgebiet nachzuwei-
sen. Für die Teilflachen richtet sich die Errichtung von aktiven oder sonstigen technischen und 
organisatorischen Schallschutzmaßnahmen nach den konkreten Anforderungen der Betriebe 
und Anlagen. Dabei erfolgt der Nachweis der Einhaltung der festgesetzten Emissionskontingente 
unter Berücksichtigung der zum Genehmigungszeitpunkt vorhandenen Randbedingungen, wie 
z. B. Gebäudeabschirmungen in der Nachbarschaft. Eine Festlegung von eventuell erforderlichen 
Schallschutzmaßnahmen ist deshalb erst im Rahmen der jeweils einzelnen Baugenehmigungs-
verfahren sinnvoll und zweckmäßig. Im Rahmen des Bebauungsplans werden keine Schallschutz-
maßnahmen festgesetzt. 
Ausnahmsweise können auf den gewerblich ausgewiesenen Teilflächen des Plangebietes schutz-
bedürftige Nutzungen im Sinne DIN 4109 zugelassen werden (Wohnungen für Aufsichts- und 
Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Betrieb zugeord-
net und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind und Büronutzungen). 
Der entsprechende Schutzstatus für solche Nutzungen ist in einem Gewerbegebiet gering. 

 
5.1.6   Grünordnerische Festsetzungen und naturschutzrechtliche Kompensation (§ 9 Abs. 1 Nr. 15,   
               20 und 25 BauGB) 

(1) Verwendung gebietsheimischer Gehölze  
Bei allen textlich und zeichnerisch festgesetzten Pflanz- und Entwicklungsmaßnahmen sind 
gemäß den textlichen Festsetzungen gebietsheimische Gehölze der folgenden Artenlisten 
entsprechend der zugeordneten Größengruppen bzw. Wuchsstärken zu verwenden. Mehr-
fach genannte Arten können in allen zugeordneten Größengruppen verwendet werden. An-
stelle von Baumarten 2. und 3. Ordnung können mittel- und hochstämmige Obstbäume der 
in der Liste „Obstbäume“ empfohlenen Sorten verwendet werden. 
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Baugrundstücke 
(1) Die Freiflächen der Baugrundstücke sind entsprechend der planerischen und textlichen Fest-

setzungen zu bepflanzen. Ausgefallene Gehölze sind nachzupflanzen. Notwendige Zugänge 
und Zufahrten sind von den Begrünungsfestsetzungen ausgenommen. 

(2) Die im Plan als „Flächen zu begrünen und zu bepflanzen“ festgesetzte Bereiche (Vorgärten) 
zwischen der Straßenbegrenzungslinie und der vorderen Baugrenze sind gärtnerisch zu ge-
stalten. Die Vorgärten sind als offene Grasflächen mit Bäumen zu gestalten. Dazu sind ge-
bietsheimische Bäume zu mindestens 50% aus der Artenliste heimischer Gehölze (Bäume 1., 
2. und 3. Ordnung) zu verwenden. Strauch- und Heckenpflanzungen sowie Koniferen sind 
nicht zulässig.  

(3) Unbelastetes Niederschlagswasser von Dachflächen und sonstigen befestigten Flächen der 
Baugrundstücke ist oberflächig den Regenrückhalteflächen zuzuführen. 

(4) Pro angefangener 200 m² der nicht überbauten Grundstücksflächen ist mindestens ein ge-
bietsheimischer Großbaum (Baum 1. Ordnung) entsprechend der Gehölzliste zu pflanzen. 

(5) Befestigte Flächen 
Wege, Ein- und Ausfahrtsbereiche, Flächen für die Feuerwehr, Stellplätze und sonstige be-
festigte Flächen sind auf ein Mindestmaß zu beschränken und soweit funktional möglich 
mit wasser- und luftdurchlässigem Aufbau und Belägen herzustellen (z.B. Schotterrasen, 
wassergebundene Decke oder Pflasterdecke mit durchlässigen breiten Fugen, ohne Beton-
unterbau). 

Verwendung gebietsheimischer Arten 
Die Verwendung gebietsheimischer Arten sowie bestimmter Mindestpflanzqualitäten begrün-
den sich mit dem Ziel der Nachhaltigkeit der Begrünungsmaßnahmen sowie der optimalen Wirk-
samkeit hinsichtlich ihrer Ausgleichsfunktionen. Entsprechend der Tabelleneinträge sind die für 
die jeweilige Standorttypik am besten geeigneten Arten auszuwählen.  

Erhaltungsbindung 
Gehölzbestand ist, als Lebens- und Rückzugsraum wildlebender Tierarten entsprechend dem 
Grundsatz der Vermeidung und Verminderung von Umweltauswirkungen, soweit als möglich zu 
erhalten. 

Grünordnung Verkehrsflächen, Vorgärten 
Der öffentliche Raum soll geprägt werden durch baumbestandene Erschließungsstraßen im Zu-
sammenwirken mit offenen, begrünten privaten Grundstücksvorzonen ohne Einfriedungen, zu 
denen die möglichst straßenbegleitende Bebauung orientiert ist. Zusammen mit den struktur-
bestimmenden Grünräumen erhält das Gewerbegebiet dadurch seine Ordnung und Identität. 
Die Mindestpflanzqualitäten begründen sich mit dem Ziel der Nachhaltigkeit der Begrünungs-
maßnahmen sowie der optimalen Wirksamkeit hinsichtlich ihrer räumlichen Wirksamkeit in ei-
nem durch große Baumassen geprägten Raum. 

Bepflanzung privater Grundstücke 
Es wird eine Begrünung der nichtüberbauten Flächen sowie ein Mindestmaß an Bepflanzung mit 
standorttypischen Gehölzen festgelegt.  Die Regelung ist zur Verbesserung des Ortsbildes sowie 
zur Grünvernetzung innerhalb des Plangebietes erforderlich und führt gleichfalls zur Aufwertung 
der kleinklimatischen Verhältnisse und der Aufenthaltsqualität des Freiraumes in einem hoch 
versiegel- und überbaubaren Gebiet.  
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Befestigte Flächen 
Die Festsetzungen zum wasser- und luftdurchlässigen Aufbau befestigter Flächen zielen auf die 
Vermeidung und Verminderung von Auswirkungen auf Kleinklima, Wasserhaushalt und Boden 
ab. Damit verbunden, können diese Flächen auch Lebensraumfunktionen und biotopvernet-
zende Funktionen erfüllen, insbesondere wenn sie an Grünflächen angrenzen. Die Festsetzung 
trägt zur Reduzierung der Bodenversiegelung bei und entspricht dem Gebot des sparsamen und 
schonenden Umgangs mit Grund und Boden. 
 
 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft      
§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB, Festsetzungen textlich Nr.1.7, zeichnerisch Planz 13.1. 

siehe Umweltbericht unter Pkt. 7.5.2 Beschreibung und Begründung der Kompensationsmaß-
nahmen 

 
 
5.2   Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

Neben den planungsrechtlichen Festsetzungen werden im Bebauungsplan unter Ziffer 2 des 
Textteils bauordnungsrechtliche Festsetzungen getroffenen. Diese sollen der Architektur- und 
Freiraumgestaltung dienen, die ihre Identität aus einer gemeinsamen Architektursprache der 
Gebäude und einem stimmigen Freiraum bezieht. 

 
5.2.1  Äußere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 89 Abs.1 Nr.1 SächsBO), Festsetzungen textlich Nr.2.1 
 

Fassaden- und Dachgestaltung 

(1) Für die Gestaltung der Fassaden sind nur Farben mit einem Schwarzanteil (definiert nach 
Natural Color System NCS) von mindestens 10 % und höchstens 40 % sowie einem Buntan-
teil von höchstens 30 % zulässig.  

(2) Es sind ausschließlich Flachdächer und flachgeneigte Dächer mit einer Dachneigung bis ma-
ximal 10° zulässig. 

(3) Als Dachdeckung sind nur Materialien in stumpfen, matten und dunklen Tönen zulässig. 
Materialien, die der Solarenergienutzung dienen, sind von den Materialfestsetzungen aus-
genommen. 

(4) Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie sind bis zu einer Höhe von maximal 1,2m zulässig. 
Sie sind mit einer Dachbegrünung gem. Pkt. 1.7 zu kombinieren. Diese kann flächenmäßig 
übereinander oder getrennt erfolgen. Bei flächenmäßig getrennter Kombination dürfen die 
technischen Anlagen für aktive Solarenergienutzung eine Größe von maximal 50% der zu 
begrünenden Dachflächen einnehmen. 

Zur Homogenisierung der Ensemblewirkung und des Stadtbildes werden Festlegungen zur Fas-
saden- und Dachgestaltung getroffen.   
Die Stadtkanten und der Übergang zur freien Landschaft sind besonders sensible Bereiche mit 
großer Fernwirkung, welche die Stadt nach außen darstellen. Die Stadtkante zum Landschafts-
schutzgebiet „Oberlausitzer Bergland“ wird von markanten Fernblicken mit landschaftlich prä-
genden Strukturen gebildet. Ziel der Festsetzung ist, dass die landschaftlich geprägten Struktu-
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ren und nicht dominierende Farbigkeiten raum- und gestaltbildgebend wirksam werden. Des-
halb sind Farbigkeiten in ihrer Intensität und Sättigung zu mindern, d.h. gebrochene Farbtöne 
zu verwenden. 
Ein wesentlicher Faktor für die gestalterische Einbindung der geplanten Bebauung ist die Dach-
landschaft. Um die Gebäudehöhen an dem landschaftlich exponierten Standort möglichst gering 
zu halten, sind nur flache bzw. flachgeneigte Dächer, Dachneigung maximal 10%, zulässig. Damit 
wird ein homogenes Erscheinungsbild unabhängig von den unterschiedlichen Grundstückszu-
schnitten mit verschiedenen Gebäudegrößen erreicht. Die Festlegung zur Farbigkeit der Dach-
abschlüsse dient der Harmonisierung der Dachlandschaft aufgrund deren exponierten Einseh-
barkeit. 

 
5.2.2  Werbeanlagen,  § 89 Abs. 1 Nr. 1 SächsBO, Festsetzungen textlich Nr.2.2 

(1) Werbeanlagen müssen sich in Umfang, Größe, Form und Farbgebung sowie Materialwahl 
in die Architektur der Gebäude und in das Straßen-, Orts und Landschaftsbild einfügen und 
sich der Architektur unterordnen. 

(2) Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung und nur auf den überbaubaren Grund-
stücksflächen zulässig. 

(3) Die Errichtung von Werbeanlagen oberhalb der realisierten Wandhöhen der Gebäude bzw. 
der Oberkanten der Attika, d.h. auch Werbeanlagen in Form von Aufbauten auf dem Dach 
sind unzulässig.  

(4) Werbeanlagen in Form von laufenden Schriften, Blink- und Wechselbeleuchtung sowie sich 
bewegende Werbeanlagen (wie z.B. Light-Boards, Videowände) sind unzulässig. 

(5) Freistehende Werbeanlagen dürfen eine Höhe von 3,50 m nicht überschreiten. 

Zielsetzung ist es, die Gestaltung der Werbeanlagen so zu steuern, dass sie sich in die Architek-
tur und den städtebaulichen und Landschaftsraum harmonisch einfügen und zu deren Qualität 
beitragen. Werbeanlagen sollen einen Bezug zum Ort und zum Gebäude sowie zu der angebo-
tenen Leistung haben, da Anderes die Orientierung und Zuordnung sowie die Identität des Stadt- 
und Landschaftsraumes stören würde. Fremdwerbung wird aus diesen Gründen ausgeschlossen. 
Freistehende Werbeanlagen dürfen die Gebäude nicht dominieren, und deshalb eine Höhe von 
3,50 m nicht überschreiten und sind außerhalb des Baufensters unzulässig. Damit sich Werbe-
anlagen der baulichen Struktur unterordnen, ist die Errichtung solcher Anlagen über die Wand-
höhe der Gebäude bzw. über die Oberkante der Attika hinaus nicht zulässig. Dies gilt auch für 
Werbeanlagen in Form von Aufbauten auf dem Dach. 
Da nach den Festsetzungen des Bebauungsplanes wohnbezogene Nutzungen nicht grundsätzlich 
ausgeschlossen sind und sich in Nachbarschaft Wohnbebauung befindet, soll die Unzulässigkeit 
von bewegten und dominierenden Lichtanlagen Konflikte mit dem Wohnen insbesondere in den 
Nachstunden vorbeugen. Bedingt durch die landschaftliche Lage des Plangebietes soll ebenfalls 
die Beeinträchtigung nachtaktiver Tierarten durch Lichtemissionen begrenzt und Konflikte mit 
angrenzenden Verkehrsräumen vermieden werden. 
In der Abwägung der stadtgestalterischen Ziele mit dem Bedürfnis der ansässigen Firmen nach 
Außendarstellung werden Regelungen getroffen, die nur eine Werbeanlage an der Stätte der 
Leistung je Nutzungseinheit innerhalb der Wandhöhe in Form von Firmennamen in Einzelbuch-
staben und/ oder Firmenlogos zulassen. Damit ist sichergestellt, dass ansässige Firmen ausrei-
chend auf sich aufmerksam machen können, gleichzeitig aber den besonderen gestalterischen 
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Anforderungen dieser Bereiche Rechnung tragen. Das Erscheinungsbild von Einzelbuchstaben 
ist nicht so dominant wie Werbetafeln und prägt daher die landschaftlichen Strukturen der 
Stadtkante in geringerem Umfang. 
Die Stadtkanten und der Übergang zur freien Landschaft sind besonders sensible Bereiche mit 
großer Fernwirkung, welche die Stadt nach außen darstellen. Die Stadtkante wird von land-
schaftlich geprägten Strukturen und markanten Fernblicken des Landschaftsschutzgebietes 
„Oberlausitzer Bergland“ gebildet. Ziel der Festsetzungen ist, dass die landschaftlich geprägten 
Strukturen und nicht Werbeanlagen raum- und gestaltbildend wirksam sind. 

 
5.2.3  Freiflächen, § 89 Abs. 1 Nr. 1, 5 SächsBO, Festsetzungen textlich Nr.2.3 
           Gestaltung, Nutzung unbebauter Flächen bebauter Grundstücke  

(1) Der vorhandene Geländeverlauf soll möglichst erhalten bleiben. Aufschüttungen, Abgra-
bungen und Stützmauern sind nur ausnahmsweise für funktionell unvermeidbare Gelände-
anpassungen zulässig. Im Vorgartenbereich sowie in weiteren Bereichen mit Wirkung auf 
den öffentlichen Raum bzw. auf Nachbargrundstücke sind diese nicht zulässig. 

(2) Standplätze für Abfallbehälter                                                                                                   
Wertstoffsammelbehälter werden in den öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen sowie in 
den Grünflächen ausgeschlossen. Aufstellflächen im übrigen Bereich sind in Übereinstim-
mung mit der Gestaltung der Freiflächen der Baugrundstücke einzugrünen und der öffent-
lichen Einsicht zu entziehen. 

(3) Die Beleuchtung der Gebäude einschließlich der Werbeanlagen und zugehörigen Freianla-
gen ist auf ein funktionelles Mindestmaß zu begrenzen und so auszuführen, dass bei der 
Wahl der Lichttechnik, Lichtstärke und Lichtfarbe phototaktisch reagierende Tierarten so-
wie angrenzende Verkehrsanlagen nicht wesentlich beeinträchtigt werden.  Es sind keine 
horizontal oder nach oben abstrahlenden Leuchten zulässig. Zu verwenden sind Lampen von 
2700 bis 3000 Kelvin. 

Aufschüttungen, Abgrabungen, Stützmauern 
Ziel ist die grundsätzliche Beibehaltung der prägenden Relieftypik als harmonischer Gelände-
verlauf. Die Festsetzung dient der Unterbindung willkürlicher Geländemodellierungen sowie der 
Errichtung von Stützmauern und soll Negativauswirkungen auf das vorhandene Geländerelief 
des Standortes unterbinden. 

Standplätze Abfallbehälter 
Abfall- und Wertstoffbehälter beeinträchtigen das Erscheinungsbild des öffentlichen Raumes 
und haben Störwirkungen auf das Stadtbild. Die Festsetzungen dienen der Harmonisierung des 
öffentlichen Raumes und der Minderung der Versiegelung von Freiflächen.  

Beleuchtung 
Aus Gründen des Artenschutzes werden Festsetzungen zur Minderung von Beeinträchtigungen 
phototaktisch reagierender Tierarten durch Beleuchtung getroffen. Des Weiteren soll Konflikten 
mit Lichtsignalanlagen der angrenzenden Verkehrsflächen vorgebeugt werden. 
Horizontal oder nach oben abstrahlendes Licht entfaltet die größte Fernwirkung und hat des-
halb die massivsten Auswirkungen auf Insekten und Vögel. Die Tiere orientieren sich fälschli-
cherweise an den künstlichen Lichtquellen. Besonders Insekten fliegen zwanghaft die hellen 
Lichtkörper an, bis sie vor Erschöpfung verenden oder verbrennen.  
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Lampen mit warmweißer Lichtfarbe (2700°-3000° Kelvin) zeichnen sich durch eine besonders 
geringe Insektenanziehung aus.  Durch diese Maßnahme werden negative Auswirkungen von 
Beleuchtungseinrichtungen insbesondere auf Insekten durch die Reduzierung von Lockwirkun-
gen vermieden bzw. minimiert. 

 
 
5.2.4  Einfriedungen, § 89 Abs. 1 Nr. 5 SächsBO, Festsetzungen textlich Nr.2.4 

(1) Einfriedigungen sind nur als transparente, sockellose und begrünte Metallzäune bis zu einer 
maximalen Höhe von 1,8 m zulässig. Dabei ist eine Bodenfreiheit der Zäune von mindestens 
10 cm für ungehindertes Passieren durch Kleintiere zu gewährleisten.  

(2) Im Vorgartenbereich, zwischen der Straßenbegrenzungslinie und vorderer Baugrenze, sind 
Einfriedungen nicht zulässig. 

Es werden gestalterische Mindestfestlegungen für Einfriedungen getroffen. Dabei ist, bedingt 
durch die naturräumliche Einbindung des Plangebietes, eine Bodenfreiheit für das ungehinder-
te Passieren von Kleintieren (Kleinsäuger, Reptilien) zu gewährleisten. 
Angestrebt wird die städtebauliche Kontinuität des Siedlungsgebietes, die Entwicklung eines 
einheitlichen Siedlungsgefüges sowie eines gemeinsamen Erscheinungsbildes. Hohe nicht über-
blickbare Mauern oder Zäune sind in diesem Kontext städtebaulich unerwünscht und würden 
die Wirkung der offenen Bauweise beeinträchtigen. Aus diesem Grund werden Einfriedungen 
auf eine Höhe von 1,8 m begrenzt und nur als transparente Zäune zugelassen. 
Um den offenen Charakter der Vorgartenzonen, die als landschaftliche Kleinstrukturen die Stra-
ßen begleiten, nicht zu beeinträchtigen, sind Einfriedungen im Vorgartenbereich zwischen der 
Straßenbegrenzungslinie und vorderer Baugrenze nicht zulässig. Deshalb sind sie entlang der 
Straßen und Vorgärten zurückgesetzt, entlang der Gebäudefluchten bzw. Baugrenzen, anzuord-
nen. Darüber hinaus sind sie entlang der seitlichen und rückwärtigen Grundstücksgrenzen zulässig. 
 

5.3  Nachrichtliche Übernahmen 
Nach § 9 Abs. 6 BauGB sind nach anderen gesetzlichen Vorschriften getroffene Festsetzungen 
nachrichtlich in den Bebauungsplan zu übernehmen, soweit sie zu seinem Verständnis notwen-
dig oder zweckmäßig sind. Nachrichtlich wurden folgende Festsetzungen nach anderen Rechts-
vorschriften übernommen. 

Landschaftsschutzgebiet 
Das Plangebiet liegt überwiegend im Geltungsbereich des Landschaftsschutzgebietes “Oberlau-
sitzer Bergland”, festgesetzt durch die Verordnung des Landkreises Bautzen vom 25.01.1999. 
Die Abgrenzung ist im Bebauungsplan nachrichtlich übernommen. Zur Rechtswirksamkeit des 
Bebauungsplanes ist die Ausgliederung des Plangebietes aus dem Landschaftsschutzgebiet ge-
mäß § 20 Abs. 4 SächsNatSchG erforderlich. 

 
5.4  Hinweise 

Archäologie 

Aus § 14 SächsDSchG ergibt sich eine Genehmigungspflicht für das Vorhaben. Danach bedarf der 
Genehmigung der Denkmalschutzbehörde, wer Erdarbeiten etc. an einer Stelle ausführen will, 
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von der bekannt oder den Umständen nach zu vermuten ist, dass sich dort Kulturdenkmale be-
finden. Aufgrund der archäologischen Relevanz des Vorhabenareals müssen vor Beginn der Er-
schließungs- und Bauarbeiten durch das Landesamt für Archäologie im von Bautätigkeit be-
troffenen Areal archäologische Untersuchungen (Grabung 1) durchgeführt und gegebenenfalls 
auftretende Befunde und Funde sachgerecht ausgegraben und dokumentiert werden (Grabung 2). 
 
Bodenentwässerungsanlagen 

Im Randbereich des Plangebietes verläuft von West nach Ost eine Geländemulde, in der ur-
sprünglich ein Oberflächenabfluss als Kleingewässer in der Feldflur in Richtung Pilke erfolgte. 
Um die Nutzung der landwirtschaftlichen Flächen zu optimieren, wurden Meliorationsmaßnah-
men in diesem Bereich durchgeführt, deren Leitungsbestand noch in Betrieb sein dürfte. 

Die Berücksichtigung von Entwässerungsanlagen bedürfen der Kenntnis über die Lage sowie die 
Art und Weise der Bauausführung. Eine wesentliche Informationsgrundlage hierzu bilden Infor-
mationen des Meliorationskatasters. Nach 1990 gingen diese in unterschiedlichen Rechtsnach-
folgern auf. Nur in wenigen Fällen gelang es, das Meliorationskataster an zentraler Stelle zu ar-
chivieren, so wie in diesem Fall im Landratsamt Bautzen. 

Werden bei Erschließungs- und Aushubarbeiten bestehende Dränstränge angeschnitten, so sind 
diese abzufangen und mit dem Dränsystem wieder zu verbinden oder sind durch den Verursa-
cher Maßnahmen zu ergreifen, um damit in Verbindung stehende Nutzungseinschränkungen 
oder Nachteile höher oder tiefer liegender Grundstücke auszuschließen. Es besteht die Möglich-
keit, dass diesbezüglich mit erhöhten Aufwendungen zu rechnen ist. 

 
6     Flächenbilanz 

Die Flächenbilanz stellt eine Übersicht über den Anteil der planungsrechtlich ausgewiesenen Nut-
zungen dar. 

  

Größe Plangebiet   6,4 ha 
  
Gewerbegebiet 4,1 ha     
Verkehrsgrünflächen 0,1 ha 
Grünflächen (Kompensationsflächen) 2,2 ha      

 
 

7     Umweltbericht 
Der in Aufstellung befindliche Bebauungsplan „Gewerbegebiet Wilthener Straße“ wurde verfah-
rensbezogen in „Gewerbegebiet Wilthener Straße - A“ und „Gewerbegebiet Wilthener Straße  - 
B“ geteilt, kontextbezogen jedoch ein gemeinsamer Umweltbericht erstellt.  

 
7.1      Kurzdarstellung der Planungsziele und -inhalte  

Anlass, Art und Umfang des Vorhabens  
Die vorliegende Planung soll in städtebaulich geordneter Form Gewerbeflächen für den mittel-
fristigen Ansiedlungsbedarf der Stadt Schirgiswalde-Kirschau zur Verfügung stellen.  
Die Plangebietsfläche wurde bereits im Rahmen des Flächennutzungs- und Landschaftsplanes 
für eine gewerbliche Entwicklung priorisiert. Sie schließt sich strukturell an den traditionellen 
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Gewerbebereich von Kirschau an. Im Osten, Süden und Westen grenzt das Plangebiet an den 
beschlossenen Bebauungsplan „Revitalisierung Gewerbebrachflächen Friesestraße“, welcher im 
Nahbereich die bauliche Nutzung ordnet und die Erschließung auch für das Plangebiet sichert. 
Der hier geplante Neubau der Straße Niedere Fabrik schließt den Geltungsbereich des Plange-
bietes nach Westen ab und bildet somit künftig die neue Siedlungsgrenze.  

Angaben zum Standort und zum Bedarf an Grund und Boden  
Das geplante Gewerbegebiet nimmt eine Fläche am westlichen Ortsrand von Kirschau ein. Es 
liegt zwischen der Verbindungsstraße nach Wilthen im Norden und dem historischen Industrie-
standort zwischen Kesselstraße und Pilketal im Süden und ist von intensiv bewirtschafteter 
Ackerfläche geprägt.  

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Wilthener Straße“, der sich in die 
Teilbereich A und B  aufgliedert, weist eine Gesamtfläche von 8,8 ha auf, wovon insgesamt 5,7 
ha als Gewerbegebiet (GE) festgesetzt werden (davon ca. 0,8 ha Bestand). Bis auf das südliche 
Drittel des Geltungsbereiches liegt das Plangebiet im Landschaftsschutzgebiet „Oberlausitzer 
Bergland“. 

Abb. 8: Lage des Plangebietes in der Siedlungsstruktur 

   

          

 

 

 

 

               Geltungsbereich 
 

Kartengrundlage: Staatsbetrieb 
Geobasisinformation und 
Vermessung Sachsen (GeoSN) 

 
7.2     Untersuchungsrahmen, rechtliche und fachliche Grundlagen der Umweltprüfung  

Untersuchungsrahmen und methodische Grundlagen  
Für die Betrachtungen des Umweltberichtes wird der Geltungsbereich des Bebauungsplanes (sh. 
Abb. 8) mit einem Umgriff von ca. 50 m herangezogen.  
Zur Bewertung und Bilanzierung des Ausgangszustands und der Eingriffsfolgen sowie zur Ablei-
tung des Kompensationsbedarfs des Vorhabens wird die „Handlungsempfehlung zur Bewertung 
und Bilanzierung von Eingriffen im Freistaat Sachsen“ (im Folgenden kurz „Handlungsempfeh-
lung“) angewandt. 
 
Rechtliche Grundlagen 
Baugesetzbuch (BauGB) 

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind grundsätzlich die Belange des Umweltschutzes zu 
berücksichtigen (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB). Danach sind vor allem folgende Belange zu beachten 
und die Auswirkungen der Planung auf diese sogenannten Schutzgüter darzustellen:  
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 Mensch, menschliche Gesundheit und Bevölkerung insgesamt 
 Tiere und Pflanzen, biologische Vielfalt 
 Fläche und Boden 
 Wasser, Luft und Klima  
 Landschaft, Kultur- und Sachgüter 
 Erhaltungsziele und Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete  
Des Weiteren sind die Vermeidung von Emissionen, der sachgerechte Umgang mit Abfällen und 
Abwässern sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie incl. der Nutzung erneuer-
barer Energien wichtige zu beachtende Umweltschutzbelange. 
Weiter formuliert § 1a BauGB folgende Vorschriften bzw. Grundsätze zum Umweltschutz in der 
Bauleitplanung: 
 Sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden; insbesondere sollen 

- die Wiedernutzbarmachung von Flächen, die Nachverdichtung und andere Maßnahmen 
zur Innenentwicklung genutzt werden, 

- Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß begrenzt werden, 
- landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke genutzte Flächen nur im notwendigen 

Umfang umgenutzt werden. 
 voraussichtlich erhebliche Beeinträchtigungen von Naturhaushalt und Landschaftsbild sollen 

vermieden oder ausgeglichen werden (naturschutzrechtliche Eingriffsregelung) 
 den Erfordernissen des Klimaschutzes soll durch geeignete Maßnahmen Rechnung getragen 

werden 

Um die Beachtung der Umweltbelange in der Bauleitplanung zu sichern, ist laut § 2 Abs. 4 BauGB 
bei der Aufstellung von Bauleitplänen eine Umweltprüfung durchzuführen. In deren Rahmen 
sind die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen des Vorhabens zu ermitteln, zu be-
schreiben und zu bewerten. Das Ergebnis der Umweltprüfung ist im Umweltbericht darzustellen; 
der Umweltbericht ist Teil der Begründung zum Bebauungsplan. 

Das Ergebnis der Umweltprüfung sowie die Beachtung der Vorschriften zum Umweltschutz sind 
in der Abwägung zum Bebauungsplan zu berücksichtigen.  

Weitere rechtliche Grundlagen 
Für den Umweltschutz in der Bebauungsplanung sind des Weiteren insbesondere folgende ge-
setzliche Grundlagen relevant: 
 Bundes-Naturschutzgesetz (BNatSchG) 
 Bundes-Artenschutzverordnung (BArtSchV)  
 Sächsisches Naturschutzgesetz (SächsNatSchG) 
 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) 
 Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) 
 Sächsisches Abfallwirtschafts- und Bodenschutzgesetz (SächsKrWBodSchG) 
 Entsiegelungserlass des SMUL 
 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)  
 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
 Sächsisches Wassergesetz (SächsWG)  
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Fachliche Grundlagen 

Landesentwicklungsplan mit Landschaftsprogramm Sachsen, allgemein relevante Grundsätze 
und Ziele: 
 Verminderung der Neuinanspruchnahme von Freiflächen für Siedlungs- und Verkehrszwecke  
 Dauerhafte Erhaltung der heimischen Tiere, Pflanzen und Pilze sowie ihrer Lebensräume und 

Lebensgemeinschaften und Verbesserung der artspezifischen Lebensbedingungen für ge-
fährdete oder im Rückgang befindliche Pflanzen-, Pilz- und Tierarten und ihre Lebensge-
meinschaften 

 Schutz, Pflege und Entwicklung der naturräumlich geprägten, historisch gewachsenen Kultur-
landschaft in ihrer regionalen Ausprägung und Differenzierung 

Regionalplanung Oberlausitz-Niederschlesien mit Landschaftsrahmenplan: siehe einzeln aufge-
führte Sachverhalte bei der Beschreibung der Schutzgüter; Punkt 7.3.1. 

 

Gebiete gemeinschaftlicher Bedeutung, sonstige Schutzgebiete 
Gebiete gemeinschaftlicher Bedeutung – FFH-Gebiete, Naturschutzgebiete, Naturparke, Bio-
sphärenreservate, Nationalparke werden durch den Geltungsbereich der Planung nicht berührt. 

Der überwiegende Teil des Plangebietes liegt im Landschaftsschutzgebiet „Oberlausitzer Berg-
land“ (sh. Abb. 9). 

Gesetzlich geschützte Biotope gemäß § 21 SächsNatSchG bzw. § 30 BNatSchG sind im Plangebiet 
und dessen unmittelbarer Umgebung nicht erfasst. Bei den nächstgelegenen geschützten Bioto-
pen handelt es sich um naturnahe Fließgewässerabschnitte des Butterwassers (ca. 170 m nörd-
lich der Nordgrenze des Gebietes) und des Pilkebaches (ca. 400m südwestlich des Gebietes).  

Abb. 9: Abgrenzung Plangebiet, Geltungsbereich LSG „Oberlausitzer Bergland“ 

  

          

 

 

 

 

 

               Geltungsbereich 
 

Kartengrundlage: Landkreis Bautzen 

 

 
7.3  Beschreibung der Umweltbelange und der Auswirkungen der Planung 

7.3.1  Bestandsaufnahme und Grundzüge der Planung 
Untersuchungsbereich 
Stand der Bestandsaufnahme und der planerischen Aussagen 
Im Rahmen der Bestandsaufnahme wurde die Ausgangssituation der zu betrachtenden Schutz-
güter durch Vorortbegehungen und Datenrecherchen erhoben. 
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Naturraum 
Naturräumlich gehört das Plangebiet zur Naturregion Mittelgebirgsschwelle und ist Teil des 
Nördlichen Oberlausitzer Berglandes.  

 

 

 

Abb. 10: Gesamtaufsicht des 
Plangebietes aus Nordwest, 
Wohnbebauung Mönchswal-
der Str. linksseitig, industriel-
len Altstandort am oberen 
Bildrand 

 
Quelle: Google Maps / Markus Lorenz 

 

Abb.11: Fotoaufnahmen des Plangebiets (Aufnahmen Planverfasser 09.2022) 

 

Blick entlang der Wilthener Straße nach Osten                Blick aus Südwesten auf den östlichen Gebietsrand  
 

 

 

Gehölzfläche am östlichen Gebietsrand           Ruderalfläche im Süden des Plangebietes 
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Zu entsiegelnde Plattenfläche im Süden des Gebiets            Naturfernes Kleingewässer 
 
Biotoptypen im Plangebiet 
Das Bebauungsplangebiet wird von ausgedehnten Ackerflächen geprägt, die fast das gesamte 
Gebiet einnehmen. Dabei handelt es sich um intensiv genutzte, artenarme Ackerschläge in kon-
ventioneller Bewirtschaftung. 

Im südlichen Teil befinden sich gewerbliche Nutzungen und Bebauungen, teilweise von Gehölz-
bestand eingefasst. Daran anschließend hat sich vermutlich aus einer wiederkehrenden Ablage-
rung von Grünabfällen eine kleine Ruderalfläche entwickelt, welche in die Ackerfläche hinein-
ragt. Eine weitere kleine Gehölzfläche befindet sich am nordöstlichen Gebietsrand (vermutlich 
nicht mehr bewirtschaftetes Gartenland). 

Abb. 12: Biotoptypen und Flächeneinheiten im Plangebiet 

 

 

 

  Flächeneinheit Nr.   I     Biotoptyp 

FE 1 Gewerbegebiet 

FE 2 Intensiv genutzter Acker 

FE 3 Ruderalflur frischer  
         Standorte 

FE 4 Sonstiger wertvoller  
         Gehölzbestand 
 
 

Luftbild: Staatsbetrieb Geobasisinformation 
und Vermessung Sachsen (GeoSN) 

 
 
7.3.2 Beschreibung, Bewertung der Schutzgüter und der Auswirkungen des Vorhabens 

Schutzgut Mensch (Gesundheit, Emissionen, Immissionen) 

Derzeitiger Zustand und ggf. Vorbelastung  
Das Plangebiet liegt am westlichen Ortsrand von Kirschau und ist derzeit durch landwirtschaftli-
che Nutzflächen gekennzeichnet. Es grenzt im Süden an vorhandene Gewerbeflächen, östlich 
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schließt sich kleinteilige, durch Wohnnutzung geprägte Siedlungsbebauung entlang der Mönchs-
walder Straße an. 

Vorbelastungen des Plangebiets, z.B. durch Erschließungsverkehr, Emissionen etc. sind im We-
sentlichen auf die Auswirkungen der Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen Flächen be-
grenzt. Hinzu kommen Vorbelastungen in Form von Emissionen (Lärm, Staub, ggf. Schadstoffe) 
aufgrund der südlich angrenzenden gewerblichen Nutzungen. 

Geplant ist die Nutzung des Gebietes für gewerbliche Zwecke. Wohnungen im Gebiet sind nur 
ausnahmsweise und für betriebsbezogene Zwecke zulässig. Räume zum nicht nur kurzzeitigen 
Aufenthalt von Menschen sind somit innerhalb des Gebietes im Wesentlichen als Arbeits-, Büro- 
und eventuell Verkaufsräume möglich. 

Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung  
Bei Nichtdurchführung der Planung ist mittelfristig vom weiteren Bestand und der weiteren Nut-
zung als landwirtschaftliche Nutzfläche auszugehen.  

Bau-, anlagen- und betriebsbedingte Auswirkungen  
Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzgut bestehen vor allem in der Zunahme des Ver-
kehrsaufkommens (insbesondere gewerblicher Erschließungsverkehr) und der Zunahme gewer-
betypischer Emissionen (Lärm, Staub, Schadstoffe). Gegenüber der Ausgangssituation ist diese 
Zunahme als erheblich einzuschätzen. Betroffen von den Auswirkungen sind insbesondere Men-
schen im Rahmen ihres Aufenthalts am Arbeitsplatz sowie die vorhandenen Wohnnutzungen im 
Nahbereich (Mönchswalder Straße). 

Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen  
Staub- und Schadstoffemissionen werden im Rahmen des zugelassenen Störgrades (Art der bau-
lichen Nutzung; nicht erheblich belästigende Gewerbebetriebe) und der damit verbundenen ge-
setzlichen Regelungen begrenzt.  

Einen wichtigen Beitrag zur Reduzierung der Verbreitung von Staub- und Schadstoffemissionen 
innerhalb des Gebietes leisten die Festsetzungen zur Gebietsbegrünung (festgesetzte Grünflä-
chen, Gehölzpflanzungen, Mindestbegrünung der Baugrundstücke, Dachbegrünung). Grünflä-
chen, insbesondere Gehölzflächen, sind in der Lage, Staub zu binden und Schadstoffe aus der 
Luft zu filtern. Erheblichen Auswirkungen auf die Luftqualität über die Gebietsgrenzen hinaus 
wird dadurch vorgebeugt.  

Zur Beurteilung der zu erwartenden Lärmemissionen wurde ein schalltechnisches Gutachten er-
stellt (IDU IT+Umwelt GmbH, Zittau). Dieses legt im Rahmen einer gebietsübergreifenden Glie-
derung für das geplante Bebauungsplangebiet eine Emissionskontingentierung fest. Dabei bil-
den das Schutzbedürfnis von Nutzungen innerhalb des Gebietes sowie der angrenzenden Wohn-
nutzungen die Grundlage und den Bemessungsmaßstab. Durch die Festsetzung der Schall-Emis-
sionskontingente wird sichergestellt, dass die vom Plangebiet ausgehende Lärmbelastung nicht 
die vorgegebenen Zielwerte überschreitet und somit umliegende lärmempfindliche Nutzungen 
nicht wesentlich beeinträchtigt werden. 

Die Festsetzung des ca. 70 m breiten Grünbereichs zwischen Wohnbebauung und geplantem 
Gewerbegebiet dient ebenfalls dem Immissionsschutz, indem ein angemessener Schutzabstand 
eingehalten wird. 
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Zusammenfassung:  
 Umsetzung der Maßnahmen zur Gebietsbegrünung 
 Einhaltung eines Abstandes zu schutzwürdigen Nutzungen 
 Einhaltung von gesetzlichen Regelungen zum Emissionsschutz (Lärm, Staub, Schadstoffe) 
 technische und organisatorische Maßnahmen zum Lärmschutz im Rahmen festgesetzter 

Schall-Emissionskontingente 

Bewertung der Auswirkungen auf das Schutzgut 
Bei Einhaltung der Festsetzungen und Umsetzung der genannten Maßnahmen sind keine erheb-
lichen negativen Auswirkungen auf das Schutzgut zu erwarten. 

 
Schutzgut Tiere und Pflanzen, Biologische Vielfalt, Artenschutz 

Derzeitiger Zustand und ggf. Vorbelastung 

Biotopausstattung im Plangebiet 
Die Bestandssituation hinsichtlich der Biotopausstattung wurde durch eine Vorortbegehung im 
September 2022 erhoben und mit den verfügbaren Daten der Biotoptypen- und Landnutzungs-
kartierung Sachsen abgeglichen. Dabei gab es keine wesentlichen Differenzen (sh. Abb. 14). 

Das Plangebiet wird von ausgedehnten Ackerflächen geprägt, die 83 % des Gebietes einnehmen 
(Flächeneinheit FE2). Dabei handelt es sich um intensiv genutzte, artenarme Ackerflächen in 
konventioneller Bewirtschaftung. Im Süden befinden sich eine gewerblich genutzte Fläche mit 
großformatigen Baukörpern und ein offensichtlich mindergenutzter Abstellplatz, der mit groß-
formatigen Betonplatten befestigt ist (Foto, Abb. 11). Diese Flächen wurden zur Flächeneinheit 
FE1 zusammengefasst. Den Flächen FE 1 und FE2 kommt gemäß Handlungsempfehlung mit 0 
(Gewerbegebiet mit Versiegelungsgrad  >60%) bzw. 5 Biotopwertpunkten (Ackerfläche) nur eine 
geringe Bedeutung für den Naturhaushalt zu. 

Erhöhter naturschutzfachlicher Wert besteht für die Flächeneinheiten FE4 und FE5. FE4 ist eine 
Ruderalfläche innerhalb der Ackerflur, die gemäß Luftbildrecherche 2011 offensichtlich für La-
gerzwecke genutzt wurde und seitdem nicht mehr als Acker bewirtschaftet wird. Bei der Fläche 
handelt es sich um eine mäßig staudenreiche Unkrautflur, die neben Grasarten durch verschie-
dene, häufig vorkommende Kräuter gekennzeichnet ist. So dominieren ausdauernde Arten wie 
Schafgarbe, Breit- und Spitzwegerich, Weißklee, Acker-Wicke, Rainfarn sowie als invasive Neo-
phyten geltende Goldrutenarten (Solidago canadensis bzw. gigantea) die Fläche. Als ein- bis 
zweijährige Art kommt außerdem die Acker-Hundskamille vor. Diese Vorkommen weisen auf 
stickstoffreichen, frischen, eher sauren und teilweise verdichteten Lehmboden hin. Mit einer 
Wertigkeit von 15 Biotopwerteinheiten je ha ist der Fläche eine mittlere Bedeutung im Natur-
haushalt zuzuordnen.  

Die naturschutzfachlich wertvollsten Flächen im Plangebiet (22 Biotopwertpunkte, hohe Bedeu-
tung) werden als Sonstiger wertvoller Gehölzbestand (FE4) zusammengefasst. Es handelt sich 
um mehrere Einzelflächen verschiedener Entstehung, die nicht homogen strukturiert, aber in 
ihrer naturschutzfachlichen Wertigkeit ähnlich einzustufen sind (sh. hierzu auch Anlage Eingriffs- 
/ Ausgleichsbilanzierung).   
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Die Altholzinsel im Osten des Gebietes (Foto Abb. 11) ist locker strukturiert und gestuft aufge-
baut. Der Bereich ist gekennzeichnet durch Obstbäume, Kleinbäume, Weidengebüsch und wei-
tere Großsträucher sowie tlw. auch Ziergehölze, was auf eine aufgelassene Gartennutzung hin-
deuten kann. Im Saumbereich zur Ackerfläche finden sich tlw. ausgedehnte Brennnesselbe-
stände und auch Grünschnittablagerungen.   

Die Gewerbehalle im Süden des Gebiets ist durch einen Gehölzstreifen eingefasst, in dem Alt-
baumbestand verschiedener Laubgehölzarten (z.B. Eichenarten, Ahorne, Hainbuche, Esche u.a.) 
dominiert. Innerhalb dieser Fläche befindet sich ein künstlich angelegtes Kleingewässer (folier-
tes Wasserbecken, Foto Abb. 11) ohne Anschluss an natürliche Oberflächengewässer, das des-
halb sowie aufgrund seiner naturfernen Ausgestaltung keine Bedeutung als Lebensraum sowie 
kein Biotopentwicklungspotential besitzt.  

Den südlichen Gebietsabschluss zur Straße Niedere Fabrik bilden Großbaumbestand und 
Strauchpflanzungen, teilweise mit typischen Ziergehölzen (Kiefern- und Fichtenarten, Lärche, 
Linde, strauchige Koniferen, Heckenkirsche u.a).   

An das Gebiet östlich angrenzend finden sich in den Gärten der Wohngrundstücke Mönchswal-
der Straße vereinzelt wertvoller Altbaumbestand und Heckenstrukturen. Außerhalb der nördli-
chen Gebietsgrenze wurde vor mehreren Jahren entlang des straßenbegleitenden Radweges 
eine Baumreihe (Wildbirnen) angelegt, welche teilweise mit Strauchpflanzungen (u.a. Schlehe, 
Wildrosen) ergänzt ist (Foto Abb. 11).  

Zusammenfassende naturschutzfachliche Bewertung 

Die Biotopausstattung des Untersuchungsgebietes ist für intensiv ackerbaulich genutzte Land-
schaftsräume typisch, wobei die Randstrukturen durch eine größere Lebensraumvielfalt gekenn-
zeichnet sind.    

 Lebensräume hoher naturschutzfachlicher 
Wertigkeit 

Gehölzbereiche im östlichen und südlichen 
Randbereich (FE4) 

 Lebensräume mittlerer naturschutzfachli-
cher Wertigkeit 

Ruderalflur im Süden des Gebiets (FE3) 

 Lebensräume geringer naturschutzfachli-
cher Wertigkeit 

Gewerbegebiet (FE1), Intensiv genutzte 
Ackerfläche (FE2) 

 
Vorkommen von Tier- und Pflanzenarten  

Grundlagen 
Zu artenschutzrechtlichen Belangen im Gebiet wurde eine Artenschutzrechtliche Prüfung durch 
das Büro für Landschaftsökologie Moritz, Kreischa durchgeführt (sh. Anlage). Aufgrund der 
Standortvoraussetzungen war schwerpunktmäßig eine Potentialabschätzung durchzuführen 
und zu untersuchen, inwieweit besonders und streng geschützte Arten von der Umsetzung des 
Vorhabens betroffen sein können. Im Fokus standen die Artengruppen Vögel und Reptilien. Es 
wurden Vermeidungs-, Verminderungs- und Ausgleichsmaßnahmen aus artenschutzrechtlicher 
Sicht formuliert. 

Eine Betroffenheit der untersuchten relevanten Arten ist gegeben, wenn der Eintritt der arten-
schutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG Abs. 1 nicht ausgeschlossen oder 
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vermieden werden kann. Mit diesen sogenannten Zugriffsverboten (Tötungsverbot, Störungs-
verbot, Verbot der Beeinträchtigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) wird europäisches 
Recht umgesetzt; sie gelten unmittelbar und unterliegen nicht der Abwägung.  

Für die Abschätzung zum möglichen Eintritt des Störungsverbotes ist die Erheblichkeit einer Stö-
rung der lokalen Populationen ausschlaggebend. Eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich 
durch das Vorhaben der Erhaltungszustand der lokalen Population der Art verschlechtert.  

Lässt sich trotz Minimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen eine Betroffenheit relevanter Ar-
ten nicht ausschließen, so sind vorgezogene Ausgleichmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) zu prüfen 
und ggf. durchzuführen.  

Vorkommen nach Artengruppen 

Artengruppe Amphibien: 
 Vorkommen von Kreuzkröte und Knoblauchkröte im betreffenden Planquadrat bekannt, 

mögliche Artvorkommen des Weiteren Grünfrösche, Grasfrosch, Erdkröte 
 potentielle Lebensräume im Nahbereich (z.B. Pilkebach mit Teichen) 
 keine geeigneten Lebensraumstrukturen bzw. Fortpflanzungshabitate im Plangebiet 
 Plangebiet kann als Wander- und Überwinterungslebensraum in Frage kommen (z.B. Grün-

schnittablagerungen, Randstrukturen) 

Artengruppe Reptilien: 
 mögliche Artvorkommen Blindschleiche, Ringelnatter, Zauneidechse 
  potentielle Lebensräume: offene Strukturen im Randbereich der Wilthener Straße, Gehölz-

bereich im Osten, Bereiche zwischen den Gebäuden im Süden  
 artenschutzrechtlich relevante Art: Zauneidechse (in Sachsen als gefährdet eingestuft) 
 Vorkommen Zauneidechse im Gebiet nicht bekannt, aber aufgrund der Lebensraumtypik 

nicht auszuschließen; insbesondere auf sonnigen Weg- und Ackerrandstrukturen 
Artengruppe Fledermäuse: 
 Altbaumbestand im Süden und Osten des Gebietes als Lebensraum für gehölzbewohnende 

Arten geeignet 
 für Gebäudebewohner keine geeigneten Lebensräume im Gebiet 
 Randstrukturen im Süden und Osten des Gebietes als Jagdhabitate geeignet 

Artengruppe Vögel:  
 Aufgrund Potentialabschätzung Brutvorkommen von 28 Arten im Plangebiet möglich,  
 davon 21 häufige Arten mit günstigem Erhaltungszustand, sowie 
 7 Arten mit hervorgehobener artenschutzrechtlicher Bedeutung 
 deren Betrachtung ist aufgrund der Standortgegebenheiten im Wesentlichen zusammenge-

fasst mit den häufigen Arten möglich (lebensraumbezogen; gehölzgebunden und gebäude-
gebunden brütende Arten)  

 Brutplätze für gehölzgebunden brütende Vogelarten in den Gehölzstrukturen im Osten und 
Süden des Gebietes; hier auch Nistkästen und 1 Habitatbaum mit Höhlung kartiert 

 Brut der Feldlerche im Gebiet wahrscheinlich (Ackerfläche) 
 gesamtes Gebiet Nahrungshabitat für zahlreiche, im näheren Umfeld brütende Vogelarten 
 Arten mit hervorgehobener artenschutzrechtlicher Bedeutung: Feldlerche, Grünspecht 
 darüber hinaus Mäusebussard, Rotmilan, Schwarzmilan, Turmfalke, Wachtel, mit geringer 

Wahrscheinlichkeit 
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Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung  
Bei Nichtdurchführung der Planung ist mittelfristig vom weiteren Bestand und der weiteren Nut-
zung als landwirtschaftliche Nutzfläche als dominierende Flächennutzung auszugehen. Inner-
halb der beschriebenen Biotoptypen von erhöhtem naturschutzfachlichen Wert ist eine Weiter-
entwicklung und Stabilisierung der Lebensräume und ihrer Artausstattung möglich. 

 

Bau-, anlagen- und betriebsbedingte Auswirkungen  

Verlust von Lebensräumen für Tiere und Pflanzen 
Im Bestand dominieren im Gebiet intensiv bewirtschaftete Ackerflächen. Diesen wird im Allge-
meinen ein Biotopwert von 5 Punkten je Hektar zugeordnet (Handlungsempfehlung). Durch die 
Einbeziehung in den Bebauungszusammenhang und die geplante Ausprägung als Gewerbege-
biet gehen Lebensräume mit geringem naturschutzfachlichen Wert, aber großer Ausdehnung 
verloren. Gewerbegebieten mit einem Versiegelungsgrad von >60% wird kein Biotopwert mehr 
zugeordnet (Wertzahl 0).  

Der Lebensraum von Arten, die an die offene Agrarlandschaft gebunden sind (hier:  Feldlerche), 
geht durch die Neuerschließung und Bebauung verloren. Im Gegenzug werden innerhalb des 
Gebietes auf vorher als Acker genutzten Flächen zusammenhängende Grünzüge in Form von 
Grünlandflächen und Gehölzflächen und damit Lebensräume für andere Tierarten und Pflanzen 
aufgewertet und neu gestaltet.  

Auswirkungen auf relevante Tierarten 

Artengruppe Amphibien: 
 für Arten relevante Lebensräume als Wanderungs- und Überwinterungshabitat sind Rand-

strukturen im östlichen und südlichen Plangebiet; hier keine Überbauung und Veränderung 
vorgesehen 

 Störung der lokalen Population ist daher eher unwahrscheinlich 

Artengruppe Reptilien: 
 Offene Ackerfläche (hauptsächlicher Eingriffsraum) aus fachlicher Sicht nicht als Lebensraum 

geeignet; Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestätten damit nicht zu erwarten 
 Erhebliche Störung bzw. Beeinträchtigung der lokalen Population ist nicht zu erwarten  
 aufgrund der artenschutzrechtlichen Relevanz weitere Untersuchungen erforderlich 

Artengruppe Fledermäuse: 
 Bedeutung für die artgruppe konzentriert sich auf Gehölzstrukturen im Gebiet als Fortpflan-

zungs- und Nahrungshabitat sowie Leitstruktur zur Orientierung 
 bei Erhaltung dieser Strukturen daher keine Störung vorhandener lokaler Populationen zu 

erwarten 

Artengruppe Vögel:  
Die mögliche Betroffenheit von Populationen der festgestellten Vogelarten hängt nach den ge-
setzlichen Regelungen davon ab, ob der Weiterbestand der ökologische Funktionen der Fort-
pflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang des Vorhabens gesichert ist. Es 
besteht hier kein Handlungsbedarf, wenn sich durch das Vorhaben (unter Berücksichtigung von 
Ausgleichsmaßnahmen) keine Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Popula-
tion ergibt. 



Stadt Schirgiswalde-Kirschau                                                                     Begründung                                                                                             03.2023 
Bebauungsplan „Gewerbegebiet Wilthener Straße A “ 

 

37 
 

 Bei Erhalt der vorhandenen Gehölzstrukturen ist nur für die Vogelarten der Feldflur eine Be-
einträchtigung ableitbar (Feldlerche, ev. Wachtel) 

 Gefahr von Individuenverlusten dieser Arten bei Erschließungs- und Bauarbeiten) im Zeit-
raum zwischen Anfang März und Ende August (Brutzeiten) 

 keine Betroffenheit der Population auf Grundlage der Vorhabengröße ableitbar 
 gehölzgebunden brütende Vogelarten: bei Erhaltung der strukturgebenden Gehölzbestände 

im Plangebiet und Umsetzung der geplanten Grünordnungsmaßnahmen keine Betroffenheit 
der Populationen ableitbar 

 gebäudegebunden brütende Arten: relevant bei möglichen Bauarbeiten im Bestands-Gewer-
begebiet; durch Einhaltung von Bauzeitenregelung Beeinträchtigungen vermeidbar. 

Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen  

Verminderung von Lebensraumverlusten, Vermeidung des Eingriffs in Flächen von hohem natur-
schutzfachlichen Wert, Aufwertung von Lebensräumen 
Ein erheblicher Teil der Flächen im Plangebiet (insgesamt ca. 42 %) wird als unversiegelte und 
begrünte Fläche erhalten. Im Bestand handelt es sich dabei zum einen um die vorhandenen Bi-
otopstrukturen von mittlerem und hohem naturschutzfachlichen Wert (Ruderalfläche, Gehölz-
strukturen im Randbereich), zu anderen um intensiv bewirtschaftete Ackerflächen mit einem 
Biotopwert von durchschnittlich 5 Punkten je Hektar.  

Durch die Neugestaltung der Ackerflächen, z.B. als Dauergrünlandflächen, teilweise mit Gehölz-
bestand, werden diese hinsichtlich ihrer Lebensraumfunktion für Tiere und Pflanzen aufgewer-
tet. Grundsätzlich sind die Freiflächen als große zusammenhängende Grünflächen konzipiert. 
Damit wird auch eine Verminderung der Zerschneidungswirkung auf vorhandene Lebensräume 
angestrebt. 

Der Verminderung von Lebensraumverlusten dient u.a. auch die bereits beschriebene Reduzie-
rung des Geltungsbereichs.   

Vermeidung und Verminderung von Auswirkungen auf relevante Tierarten (Artenschutzmaßnah-
men) 

Maßnahme Zielarten Inhalt / Funktionen 
 Bauzeitenregelung und  
      Baufeldfreimachung 

Vogelarten, 
Fledermäuse 
 
 
 
 
Amphibien, 
Reptilien 

Arbeiten an Bestandsgebäuden sowie Schnitt- 
und ggf. Rodungsmaßnahmen am Gehölzbe-
stand nur außerhalb der Brut- / Reproduktions-
zeiten 
 Einhaltung der Verbotstatbestände 
 

Bestandserfassung vor Beginn von Bau- und Er-
schließungsmaßnahmen 
 Ableitung ggf. erforderlicher weiterer Maß-

nahmen (insbes. Zauneidechse) 
 Ökologische Bau- und Fäll- 

begleitung 
Alle relevanten 
Zielarten 

Begleitung der erforderlichen Artenschutzmaß-
nahmen und ggf. erforderlicher Fällmaßnah-
men durch Fachgutachter für Artenschutz; Ent-
scheidung über weitere Maßnahmen in Ab-
stimmung mit UNB 
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 Einhaltung der Verbotstatbestände 
 Vermeidung von Flächen-       

inanspruchnahmen 
Alle relevanten 
Zielarten 

Prioritärer Erhalt von Lebensräumen, Nah-
rungshabitaten sowie Fortpflanzungs- und Ru-
hestätten, hier östliche und südliche Rand-
strukturen mit Gehölzbestand 
 Einhaltung der Verbotstatbestände 

Rodungen im vorhandenen Gehölzbestand werden durch entsprechende Festsetzungen vermie-
den und sind somit nicht vorgesehen. Die folgenden Maßnahmen tragen daher nur ergänzenden 
bzw. informativen Charakter. 

 Schaffung neuer Strukturen Alle relevanten 
Zielarten 

Nicht vermeidbare Rodungen sind durch Neu- 
pflanzung von Gehölzen zu ersetzen, dabei ist 
auf Anbindung an bestehende Gehölzstruktu-
ren und Vernetzung im Gebiet zu achten. 

 Schaffung neuer Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten 

Vogelarten, 
Fledermäuse 
 

Bei nicht vermeidbaren Rodungen von Altbäu-
men sind neue Strukturen als Fortpflanzungs- / 
bzw. Ruhestätten zu schaffen (Fledermauskäs-
ten, Nistkästen). 

 

Bewertung der Auswirkungen auf das Schutzgut 
Biotopwertverluste an naturschutzfachlich hochwertigen werden überwiegend vermieden. 
Kleinräumige Eingriffe und Verluste in diesen Bereichen werden durch Aufwertung angrenzen-
der Flächen ausgeglichen. 
Bei Einhaltung bzw. Durchführung der beschriebenen Vermeidungs- und Verminderungsmaß-
nahmen ist der Eintritt von Verbotstatbeständen nach BNatSchG für die betrachteten Tierarten 
unwahrscheinlich. Die Durchführung vorgezogener Artenschutzmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) 
ist damit nicht erforderlich. 
Lebensraumverluste durch Bebauung und Versiegelung werden durch Aufwertung von Lebens-
räumen im Bereich der festgesetzten Ausgleichsflächen ausgeglichen.  
Bei Einhaltung der Festsetzungen und Umsetzung der genannten Maßnahmen sind somit keine 
erheblichen negativen Auswirkungen auf das Schutzgut zu erwarten.  
 
Schutzgut Boden 

Derzeitiger Zustand und ggf. Vorbelastung  
Das Plangebiet ist hinsichtlich der Bodenlandschaften Teil des Oberlausitzer Berglandes (Boden-
großlandschaften der Berg- und Hügelländer mit hohem Anteil an sauren und intermediären 
Magmatiten und Metamorphiten).  
Die Böden im Plangebiet werden im Landschaftsrahmenplan zum Regionalplan hinsichtlich ihrer 
Wertigkeit und Empfindlichkeit wie folgt bewertet: 
 Natürliche Bodenfruchtbarkeit hoch (Stufe IV) 
 Regelungsfunktion im Stoffkreislauf (z.B. 

Filter- und Pufferfunktion) 
hoch (Stufe IV) 

 Regelungsfunktion im Wasserkreislauf 
(Wasserspeichervermögen) 

hoch (Stufe IV) 
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 Böden mit besonderer Prägung durch 
den Wasserhaushalt 

Böden hoher pflanzenverfügbarer Wasser-
speicherkapazität 

 Potentielle Erosionsgefährdung keine Daten 

Hinsichtlich der natürlichen Bodenfruchtbarkeit sowie der Funktionen im Stoff- und Wasser-
kreislauf liegen im Plangebiet somit Böden mit hoher Wertigkeit vor.  

Gemäß Hinweisen des Sächsischen Landesamtes für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie 
(LfULG) kann die geologisch-hydrogeologische Standortsituation wie folgt konkretisiert werden: 
 oberflächig anstehend: teils kiesige bis sandige Schluffe und anthropogene Auffüllungen (die 

in der Stellungnahme des LfULG beschriebene Festgesteinsaufragung befindet sich außerhalb 
der aktuellen Plangebietsgrenze), 

 tiefer anstehend teilweise eiszeitliche Schluffe bis Tone, die als Grundwasserstauer wirken. 
Der Regionalplan leitet im Integrierten Entwicklungskonzept (Stand Entwurf 2. Gesamtfortschrei-
bung, 2019) für das Plangebiet folgende Anforderung an Schutz und Entwicklung der Böden ab:  
 Sicherung von Böden mit einer hohen natürlichen Bodenfruchtbarkeit für die Landwirtschaft 
 Erhaltung des hohen Filter- und Puffervermögens von Böden  
 Erhaltung des Wasserspeichervermögens von Böden. 
Das LfULG weist in seiner Stellungnahme des Weiteren auf ein sicherungswürdiges oberflächen-
nahes Rohstoffvorkommen mit der Bauwürdigkeitsklasse 1 im nördlichen Nahbereich des Plan-
gebietes hin (Kiese, Kiessande und Sande; Ausweisung im Landesentwicklungsplan). Eine Dar-
stellung als Vorranggebiet Rohstoffabbau ist im Entwurf zur 2. Gesamtfortschreibung des Regi-
onalplanes jedoch nicht erfolgt. Zur genauen Lokalisierung und Abklärung sind Untersuchungen 
im Rahmen der Fachplanung (vorbereitende Baugrunduntersuchung) erforderlich.  

Die Topografie ist flachwellig mit einer geringen Neigung von 3,5 – 4% von West nach Ost. Im 
nördlichen Gebietsdrittel verläuft eine flache Geländemulde, die auf einen historischen Bachlauf 
(Zufluss zum Pilkebach) zurückgeht. 

Innerhalb des Gebietes befindet sich eine im Sächsischen Altlastenkataster (SALKA) registrierte 
Fläche. Dabei handelt es sich um die Altablagerung “Übersäuerte Wiesen“ Kirschau (SALKA Nr. 
72 100 242). Die Fläche liegt im Bereich der beschriebenen Geländemulde im nördlichen Teil des 
Plangebiets. Hier wurden lt. einer 2014 durchgeführten Untersuchung Auffüllungen vorgenom-
men, welche u.a. Abfälle in Form von Schlacke, Glas und Asche enthalten. Damit ist für die Böden 
im nördlichen Bereich eine gewisse anthropogene Vorprägung gegeben. Die oben beschriebe-
nen naturnahen Bodenverhältnisse treffen im Wesentlichen für den südlichen Teil der Landwirt-
schaftsfläche zu. 
Versiegelte und bebaute Flächen befinden sich nur im gewerblich genutzten südlichen Teil des 
Plangebietes; der Versiegelungsgrad des Gesamtgebietes liegt zusammengefasst bei ca. 7%. 

Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung  
Bei Nichtdurchführung der Planung ist mittelfristig vom weiteren Bestand und der weiteren Nut-
zung als landwirtschaftliche Nutzfläche auszugehen. Die natürlichen Bodenpotentiale (z.B. Was-
serspeicherpotential, landwirtschaftliches Ertragspotential) würden in ihrem jetzigen Zustand 
erhalten bleiben und würden auch einer potentiell möglichen Aufwertung zur Verfügung stehen. 

Bau-, anlagen- und betriebsbedingte Auswirkungen  

Neuversiegelung 
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Das Vorhaben sieht die Neuanlage von insgesamt ca. 4,5 ha Siedlungsfläche in Form von Gewer-
beflächen vor. Aufgrund des festgesetzten Maßes der baulichen Nutzung (Grundflächenzahl 0,7) 
können in den Baugebieten bis zu 3,1 ha vollständig neu bebaut und versiegelt sowie weitere 
ca. 0,4 ha mit wasserdurchlässigen Belägen neu befestigt werden.  

Auf diesen Flächen gehen die natürlichen Bodenfunktionen und -potenziale (u.a. landwirtschaft-
liches Ertragspotential, Filter- und Pufferfunktion, Wasserspeichervermögen) dauerhaft verlo-
ren und können an dieser Stelle nicht wiederhergestellt werden. 

Aufgrund der dargestellten hohen Wertigkeit der Böden hinsichtlich ihrer Funktion für den Na-
turhaushalt bestehen im Plangebiet besondere Anforderungen an ihren Schutz und ihre Ent-
wicklung. Daraus ergeben sich folgende Anforderungen im Rahmen der weiteren Planung:  
 besonders sensible Berücksichtigung der Auswirkungen auf das Schutzgut im Rahmen der 

Abwägung,  
 erhöhte Anforderungen an Qualität und Umfang der Maßnahmen zu Vermeidung, Vermin-

derung und Ausgleich der Auswirkungen auf das Schutzgut. 

Anderweitige dauerhafte Veränderung der natürlichen Bodenverhältnisse 
Zur Durchführung der Baumaßnahmen sind Bodenbewegungen in größerem Umfang (Abgra-
bungen, Aufschüttungen) nicht vermeidbar. Aufgrund der gewerbegebietstypischen Gebäude-
kubaturen sind damit Veränderungen der Topografie nicht auszuschließen. 

Temporäre Auswirkungen 
Temporäre Eingriffe in das Schutzgut Boden können im Rahmen von Baumaßnahmen erfolgen, 
u.a. durch: 
 Bodenverdichtung durch Einsatz schwerer Erdbaugeräte 
 Umlagerung von Mutterboden 
 Eindringen von Schadstoffen in den Boden. 

Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen  

Reduzierung des Vorhabenumfangs insgesamt 
Die Anforderungen an die Schutzgüter Boden und Fläche waren ein wichtiger Grund für die Re-
duzierung der Plangebietsfläche gegenüber dem Vorentwurf von 12,9 ha auf 8,8 ha Gesamtflä-
che. Die geplante mögliche Bodenversiegelung (mögliche wasserdurchlässig befestigte Flächen 
sind aufgrund der hohen Wertigkeit der Schutzgüter hier einbezogen) reduziert sich von 5,9 ha 
(Stand Vorentwurf) auf 3,5 ha (vorliegende Fassung), d.h. um rund 2,4 ha. 

Erhaltung eines angemessenen unversiegelten und begrünten Flächenanteils im Plangebiet 
Durch grünordnerische Festsetzungen werden rund 42% der Flächen des Plangebietes als be-
grünte und unversiegelte Flächen erhalten und damit die mögliche Versiegelung eingeschränkt. 
Auf diesen, als große zusammenhängende Grünbereiche konzipierten Flächen erfolgen auch 
Aufwertungen von Einzelfunktionen des Schutzguts Bodens, z.B. durch die Ausbildung als Flä-
chen zur Wasserretention (Verbesserung des Wasserspeichervermögens) und durch dauerhafte 
Vegetationsbedeckung (Erosionsschutz). 

Geplantes Maß der baulichen Nutzung 
Die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung und zur Gestaltung der nicht überbaubaren 
Grundstücksflächen sichern einen weiteren Mindestanteil an unversiegelter Fläche im Vorha-
bengebiet. Dabei bleibt die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) mit 0,7 unter der nach § 17 
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BauNVO möglichen Obergrenze für Gewerbegebiete von 0,8. Damit wird innerhalb der Bauge-
biete ein höherer Anteil unversiegelter Fläche erhalten. Unterstützt wird dies durch die Festset-
zung, dass die nach § 19 Abs. Satz 2 BauNVO zulässige Überschreitung der Grundflächenzahl nur 
bei Anwendung wasserdurchlässiger Beläge gilt.   

Festsetzung zu wasserdurchlässigen Flächenbelägen 
Zur Verminderung der Gesamtversiegelung wird festgesetzt, dass befestigte Flächen auf das 
funktional erforderliche ein Mindestmaß zu beschränken und im Regelfall mit wasser- und luft-
durchlässigem Aufbau herzustellen sind.  

Vermeidung von Auswirkungen bei temporären Eingriffen 
Temporäre Eingriffe in das Schutzgut Boden sind durch Einhalten der entsprechenden gesetzli-
chen Regelungen weitgehend zu vermeiden. Dazu gehören insbesondere:  
 Schutz nicht unmittelbar betroffener Böden vor Verdichtung 
 sorgsamer Umgang mit Oberboden 
 Schutz und möglichst schichtgerechter Wiedereinbau von Aushubmaterial 
 Lagerung von Aushub und Baumaterial im Bereich zukünftiger Bauflächen, um den Boden-

aufbau auf nicht zu überbauenden Flächen zu erhalten. 

Ingenieurtechnische Begleitung der Baumaßnahmen 
Eine Verwertung der Auffüllmassen im Bereich der Altablagerung ist nicht zulässig. Bei ggf. vor-
gesehener Aufnahme der Ablagerungen ist im Rahmen der jeweiligen Baugenehmigungsverfah-
ren ein Entsorgungskonzept vorzulegen. Eine entsprechende ingenieurtechnische Begleitung 
der Baumaßnahmen zur Feststellung der Deponieklasse wird empfohlen.  

Projektbezogene und standortkonkrete Baugrunduntersuchungen sind des Weiteren im Rah-
men der weiteren planerischen Vorbereitung des Standortes erforderlich. Damit sind u.a. die 
Boden- und Grundwasserverhältnisse, die Tragfähigkeit des Untergrundes sowie die genaue 
Lage und der Handlungsbedarf hinsichtlich der geschilderten Altablagerung abzuklären. In die 
Untersuchung sollte auch die Konkretisierung der Lage des Rohstoffvorkommens einfließen. 

Entsiegelungsmaßnahmen 
Potentiale zur Entsiegelung bestehen innerhalb des Gebietes in Form eines ca. 1.400 m² großen 
mindergenutzten Abstellplatzes am südlichen Gebietsrand. Dieser wird im Rahmen der Realisie-
rung des Grün- und Freiflächenkonzeptes entsiegelt und in den Grünbereich am östlichen Ge-
bietsrand integriert.  
Nach Abzug dieser Flächengröße verbleibt eine Neuversiegelungsbilanz für das Vorhaben von 
bis zu 3,36 ha. Entsprechend der Grundsätze zum Boden- und Flächenschutz (§ 1a BauGB Abs. 2 
BauGB, Sächsischer Entsiegelungserlass, Handlungsempfehlung) besteht dafür grundsätzlich ein 
Bedarf an potentiellen Entsiegelungsflächen in vergleichbarer Höhe.  
Im Rahmen des vorliegenden Planungsstandes wurden daher externe Entsiegelungspotentiale 
geprüft. Im Bezugsraum Stadtgebiet Schirgiswalde-Kirschau stehen im Ergebnis dessen kurz- und 
mittelfristig keine Flächen für Entsiegelungsmaßnahmen zur Verfügung. Ein gleichartiger Aus-
gleich zur Flächenversiegelung ist damit nicht erreichbar, so dass der Bedarf an wertgleichen 
Ausgleichs- bzw. Ersatzmaßnahmen begründet wird.  

Maßnahmen zum Erosionsschutz   
Als Ausgleichsmaßnahmen, die auch auf eine Kompensation von Teilfunktionen des Schutzgutes 
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Boden abzielen, werden im Rahmen der Ausgleichsmaßnahmen M1, M2 und M3 Flächen für die 
Umwandlung von Ackerland in dauerhaft begrünte Nutzflächen festgesetzt. Dabei handelt es 
sich um Extensivgrünland (M1, M2) und Grünland mit Gehölzgruppen (M3). Damit werden diese 
Flächen dauerhaft vor Oberbodenabtrag durch Wasser- und Winderosion geschützt.  

Besonders wichtig ist diese Maßnahme im Bereich der Fläche M2, da es sich hier um eine Ge-
ländemulde handelt, in der sich Niederschlagswasser sammeln und abfließen kann (s.a. Schutz-
gut Wasser). Außerdem erhält die geschilderte Altablagerung zumindest teilweise eine dauer-
hafte Vegetationsdecke und ist somit vor Auswaschungen etc. besser geschützt.  

Ersatzmaßnahmen   
Ein gleichartiger und gleichwertiger Ausgleich des Eingriffs in das Schutzgut Boden ist mit den 
festgesetzten Ausgleichsmaßnahmen nicht erreichbar. Damit besteht Bedarf an Ersatzmaßnah-
men.  

Ersatzmaßnahmen stellen eine wertgleiche Kompensation der verbleibenden Eingriffsfolgen 
dar. Diese erfolgt durch die Aufwertung von Lebensraumfunktionen innerhalb der Maßnahmen 
M1 und M3 durch Extensivierung der Nutzung und Verbesserung der Biodiversität. 

Bewertung der Auswirkungen auf das Schutzgut 
Aufgrund der Vorhabengröße ist auch bei erfolgter Reduzierung des Plangebietes mit erhebli-
chen Auswirkungen auf das Schutzgut Boden, vor allem durch die geplante Neuversiegelung, zu 
rechnen. Eine gleichartige Kompensation würde den Ausgleich durch Entsiegelungsmaßnahmen 
im Verhältnis von 1:1 gegenüber der Neuversiegelung erfordern. 
Vermeidungs-, Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen können die Auswirkungen auf das 
Schutzgut zum Teil kompensieren. Verbleibende Beeinträchtigungen werden im Rahmen von 
Ersatzmaßnahmen wertgleich ausgeglichen. 
 
Schutzgut Fläche 

Derzeitiger Zustand und ggf. Vorbelastung  
Das Schutzgut Fläche hat als integratives Schutzgut Auswirkungen auf fast alle anderen Schutz-
güter. Zu entsprechenden Auswirkungen und Kompensationsmaßnahmen sind somit auch die 
Ausführungen bei den anderen Schutzgütern zu beachten. Die separate Darstellung des Schutz-
gutes erfolgt aufgrund der Größe des Vorhabens und besitzt insofern ergänzenden Charakter.  

Die Gesamtfläche des vorgesehenen Bebauungsgebietes ist im Ausgangszustand dem freien 
Landschaftsraum zugehörig und zu 83% landwirtschaftlich genutzt (intensiv bewirtschaftete 
Ackerfläche). Laut § 1a BauGB sollen landwirtschaftlich genutzte Flächen nur im notwendigen 
Maß und im begründeten Fall umgenutzt werden. Dabei sind die Möglichkeiten der Innenent-
wicklung und ggf. Nutzung vorhandener Brachflächen in die Erwägungen einzubeziehen.  

Die Stadt Schirgiswalde-Kirschau ist im Nahbereich des Vorhabens durch ehemals industriell 
bzw. gewerblich genutzte Altstandorte gekennzeichnet und bemüht sich seit Jahren um eine 
Nachnutzung dieser Flächen. Aufgrund deren Lage und Zuschnitt zwischen Kesselstraße und Pil-
ketal ergeben sich jedoch häufig keine nachhaltigen Nutzungs- und Entwicklungsoptionen für 
gewerbliche Nutzungen. Eine Neuausweisung von Flächen kann hier dem vorhandenen Bedarf 
aus qualitativer Sicht besser gerecht werden.  
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Im Gegenzug sollten unter Beachtung siedlungs- und freiraumplanerischer Grundsätze weitere 
konzeptionelle Überlegungen zu Nutzungs- und Entwicklungsmöglichkeiten der Altstandorte er-
folgen. 

Gemäß Regionalplan Oberlausitz-Niederschlesien (Entwurf 2. Gesamtfortschreibung) befindet 
sich das Plangebiet im Randbereich eines Vorranggebietes Landwirtschaft. Dieses in Aufstellung 
befindliche Ziel ist ebenfalls in der Abwägung als sonstiges Erfordernis der Raumordnung zu be-
achten. 

Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung  

Bei Nichtdurchführung der Planung ist mittelfristig vom weiteren Bestand und der weiteren Nut-
zung als landwirtschaftliche Nutzfläche auszugehen.  

Bau-, anlagen- und betriebsbedingte Auswirkungen 
Neuinanspruchnahme von Flächen 
Das Vorhaben sieht die Einbeziehung von insgesamt 8,8 ha Landschaftsraum in den Siedlungs-
zusammenhang vor. Auf ca. 38% der Vorhabenfläche (ca. 3,36 ha) ist die dauerhafte Versiege-
lung von Böden möglich. Versiegelte Böden verlieren neben ihren vielfältigen natürlichen Funk-
tionen auch ihre landwirtschaftliche Produktionsfunktion. 

Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen  
Die beim Schutzgut Boden genannten Vermeidungs-, Verminderungs- und Ausgleichsmaßnah-
men können zum großen Teil sinnentsprechend auch dem Schutzgut Fläche zugeordnet werden. 

Reduzierung der Vorhabengröße (siehe auch Schutzgut Boden) 
Durch die Reduzierung der Vorhabengröße wird die Neuinanspruchnahme von Landschaftsraum 
für Siedlungszwecke um ca. 1/3 (ca. 4,1 ha) gegenüber dem Vorentwurf reduziert und damit die 
Größenordnung der ursprünglich geplanten Auswirkungen erheblich vermindert. 

Geplante Art der baulichen Nutzung 
Der Ansatz zur Verminderung der Auswirkungen auf das Schutzgut Fläche besteht im verantwor-
tungsvollen Umgang mit der Flächennutzung. Es erfolgt eine Konzentration auf Betriebe des 
Handwerks und des produzierenden Gewerbes, um die mit der Stadtentwicklung verbundenen 
Ziele der Arbeitsplatzwirksamkeit und Stärkung als Wirtschaftsstandort zu erreichen. Daher wer-
den in der möglichen Art der Nutzung bestimmte Arten und Formen von Gewerbebetrieben 
ausgeschlossen bzw. eingeschränkt, u.a.: 
 Unzulässigkeit von Betrieben, die auf Forschung und Entwicklung sowie Ausstellung, Präsen-

tation und Schulung beschränkt sind 
 Unzulässigkeit von Einzelhandelsbetrieben, mit Ausnahmen von Werksverkauf und Läden zur 

Versorgung der Beschäftigten im Gebiet 
 Unzulässigkeit von sog. „Störfallbetrieben“ mit speziellen Abstandsforderungen, die u.U. die 

Nutzbarkeit angrenzender Flächen einschränken würden 
 Eingeschränkte Zulässigkeit von Lagerplätzen  
 Unzulässigkeit von Freiflächen-Photovoltaikanlagen. 

Bewertung der Auswirkungen auf das Schutzgut 
Die Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzgut Fläche durch Neuinanspruchnahme von 8,8 
ha Fläche sind als erheblich einzuschätzen. Gemäß § 1a BauGB ist die Umnutzung landwirtschaft-
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lich genutzter Flächen dann möglich, wenn ihr Umfang notwendig und begründet ist. Als Ent-
scheidungsgrundlage sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung (u.a. 
Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulücken und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten) her-
angezogen werden. Entsprechende Ausführungen werden unter Punkt 7.4.1 (Geprüfte Alterna-
tiven zur Planung) dargelegt.  

Zusammenfassend verfügt die Stadt Schirgiswalde-Kirschau derzeit über keine ausreichenden 
und geeigneten Flächenpotenziale zur Ansiedlung von Gewerbe. Zum notwendigen und begrün-
deten Umfang der Neuinanspruchnahme wird auch auf die entsprechenden Darlegungen der 
Begründung zum Bebauungsplan verwiesen. 

Der sachgerechten Abwägung der genannten planerischen Belange kommt in Bezug auf das 
Schutzgut Fläche besonderes Gewicht zu.  
 
Schutzgut Wasser 

Derzeitiger Zustand und ggf. Vorbelastung  
Das Plangebiet gehört zum Hauptwassereinzugsgebiet Obere Spree. Oberflächengewässer sind 
im Plangebiet nicht vorhanden. Bei dem Kleinstgewässer im Süden des Gebietes handelt es sich 
um ein künstlich angelegtes, mit Folie ausgekleidetes Wasserbecken ohne natürlichen Zufluss. 
Somit sind keine Oberflächengewässer von der Planung betroffen. Nächstgelegene Fließgewäs-
ser sind das Butterwasser in ca. 170 m Entfernung nördlich des Gebietes und der Pilkebach ca. 
100 m südlich der Gebietsgrenze. 

Die derzeit unversiegelten und überwiegend landwirtschaftlich genutzten Flächen entwässern 
gemäß ihres natürlichen Gefälles nach Südosten. Das Oberflächenwasser wird dem südlich des 
Gebietes verlaufenden Pilkebach als Vorfluter zugeführt. Bei diesem handelt es sich um ein 
Fließgewässer 2. Ordnung, welches ca. 650 m östlich des Gebietes in die Spree mündet. 

Überschwemmungsgebiete oder Hochwasserschutzgebiete sind im Plangebiet und dessen Nah-
bereich nicht kartiert oder festgesetzt. Die Karte „Abflussregulation und Hochwasserentstehung“ 
des Landschaftsrahmenplanes zum Regionalplan bewertet die Flächen im Plangebiet wie folgt: 

Eigenschaften für die Abflussregulation Art des Abflusses 
ungünstig Oberflächenabfluss von Flächen mit geringem Infiltrati-

onsvermögen 

Flächen mit Oberflächenabfluss bei geringem Infiltrationsvermögen (Durchlässigkeit) des Bo-
dens sind potentiell für die Hochwasserentstehung relevant. Die Ackerflächen weisen außerdem 
eine erhöhte Empfindlichkeit gegenüber Wassererosion auf (Karte Landschaftspflege und -ent-
wicklung, RP-Entwurf 2019).  
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Abb. 13: Natürliche Abflussbahn (blau), mit erosivem Charakter (rot) 

  Quelle: Stellungnahme des LfULG vom 20.05.2021 

Konkret befindet sich im nördlichen Bereich des Plangebiets eine erosive Wasserabflussbahn 
(sh. Abb. 13), die auf einen historischen Bachlauf (Zufluss zum Pilkebach) zurückgeht. Die Ge-
fährdung durch erosive oberflächige Massenbewegungen ist in der weiteren Planung zu beach-
ten, da die Erosion nicht nur die Oberbodenschicht beeinträchtigt, sondern im Zusammenhang 
mit Starkniederschlägen auch in den geologischen Untergrund eingreifen kann (z.B. Rutschun-
gen und Schlammlawinen). 
 
Die Bedeutung des Gebietes für die Grundwasserneubildung wird im Landschaftsrahmenplan 
zum Regionalplan mit gering bis mittel, der Geschütztheitsgrad des Grundwassers aufgrund der 
Deckschichtenverhältnisse als mittel angegeben. Die oberflächigen Schichten sind als Grundwas-
ser-Geringleiter anzusehen. 
Konkretisierend weist das LfULG in seiner Stellungnahme darauf hin, dass aufgrund der bindigen 
Überdeckung des Grundwasserleiters mit Mächtigkeiten von 2,5 bis 6,5m die Schutzfunktion der 
Grundwasserüberdeckung eher als mittel bis hoch einzuschätzen ist. Aus durchgeführten Boh-
rungen ergeben sich Hinweise auf leicht gespannte Grundwasserverhältnisse.  
Im Plangebiet und dessen Nahbereich liegen keine Trinkwasserschutzgebiete. 
Die Bedeutung des Plangebietes für das Schutzgut Wasser ist somit in erster Linie im Zusammen-
hang mit dem Schutzgut Boden und der aktuellen landwirtschaftlichen Nutzung zu sehen (hohe 
pflanzenverfügbare Wasserspeicherkapazität). 

Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung  
Bei Nichtdurchführung der Planung ist mittelfristig vom weiteren Bestand und der weiteren Nut-
zung als landwirtschaftliche Nutzfläche auszugehen.  

Auf der Ackerfläche und insbesondere in den Geländemulden ist im Rahmen der landwirtschaft-
lichen Bewirtschaftung die Gefahr des fortschreitenden Bodenabtrags durch Wassererosion 
nicht auszuschließen. 

Bau-, anlagen- und betriebsbedingte Auswirkungen 

Verlust von Flächen zur Versickerung von Oberflächenwasser 
Im Bestand sind die Böden im Plangebiet nur eingeschränkt in der Lage, das anfallende Oberflä-
chenwasser aufzunehmen, zu speichern und in den Untergrund abzuführen. 
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Die beschriebene Neuversiegelung führt zur weiteren erheblichen Einschränkung des Versicke-
rungspotentials. Die Möglichkeit der verzögerten Abgabe von anfallendem Niederschlagswasser 
in den Vorfluter wird damit weiter eingeschränkt. Niederschlagswasser fällt auf den versiegelten 
Flächen konzentriert an und erfordert Maßnahmen zu seiner schadlosen Beseitigung (Entwäs-
serungskonzept). Wichtiger Bestandteil ist dabei die Schaffung von Regenrückhalteflächen im 
Gebiet. Untersuchungen und konkrete Aussagen der Entwässerungsplanung, z.B. zum erwart-
baren Anfall von Oberflächenwasser und zum Aufnahmevermögen des Vorfluters liegen bisher 
nicht vor.  

Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen  

Reduzierung des Vorhabenumfangs insgesamt; Erhaltung eines angemessenen unversiegelten 
und begrünten Flächenanteils im Plangebiet; Entsiegelungsmaßnahmen 
Die unter diesen Punkten beim Schutzgut Boden beschriebenen Maßnahmen besitzen vergleich-
bare Vermeidungs-, Verminderungs- und Ausgleichswirkung auch auf das Schutzgut Wasser.  

Maßnahmen zum Grundwasserschutz 
Insbesondere im Bereich der Altablagerung stellen die darunter lagernden bindigen Schichten 
eine wirksame Barriere zum Schutz des Grundwassers dar. Diese ist zu erhalten und sollte nicht 
durch Tiefbauarbeiten beeinträchtigt bzw. beschädigt werden.  Im Rahmen der erforderlichen 
Baugrunduntersuchungen sind hierzu weitere Konkretisierungen erforderlich. 

Flächige Regenwasserrückhaltung im Gebiet 
Im Gebiet wird der Grundsatz der flächigen Rückhaltung von Niederschlagswasser und entspre-
chend verzögerter Abgabe an die Vorfluter umgesetzt. Die Entsorgung von Regenwasser über 
Versickerungsanlagen ist im Gebiet nicht möglich. 
Daher werden im Gebiet entsprechend der Topografie und Bodenbeschaffenheit Flächen vorge-
halten. Angestrebt wird eine Anlage der Flächen als Retentionsräume zur Aufnahme und Zwi-
schenspeicherung von unbelastetem Oberflächenwasser.  
Detaillierte Berechnungen zur Menge des anfallenden Oberflächenwassers, zum Flächenbedarf 
für die Wasserrückhaltung und Aussagen zur Aufnahmefähigkeit der Vorfluter sowie zur Ausfüh-
rungsart der Retentionsflächen werden im Rahmen der nachfolgenden Planungen konkretisiert.   

Festsetzungen zur Dachbegrünung 
Im Gebiet sind Festsetzungen zur Begrünung von Dachflächen ab einer Größe von 100 m² ge-
troffen. Diese sind mit einer vorgeschriebenen Mindestdicke des durchwurzelbaren Substrats 
als Gründächer auszubilden. Damit wird die flächige Regenwasserrückhaltung im Gebiet unter-
stützt. 

Die verzögerte Einleitung des Niederschlagsereignisses wird durch ein entsprechendes Speicher-
volumen erreicht, weshalb dünnschichtige extensive Dächer nur einen kleinen Beitrag zur Re-
tention des Wassers leisten können. Entsprechende technische Systemlösungen mit großdimen-
sionierten Dränelementen (Speichervliese, -platten) können diese Möglichkeit optimieren. Für 
durchschnittliche Systemlösungen kann von einem Speichervolumen ab 30 l/m² ausgegangen 
werden, womit ein stärkeres Regenereignis problemlos aufgenommen werden kann. Eine noch 
bessere Entlastung der Vorfluter bieten Systeme mit der Möglichkeit, die Abflussmenge zu drosseln.  
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Bei einem extensiven Gründach kann im Jahresmittel von einer ca. 50-60%igen Aufnahme des 
anfallenden Niederschlagswassers ausgegangen werden. Dazu sollte eine gemischte Bepflan-
zung mit Gräsern und Kräutern aufgrund des besseren Rückhaltevermögens gegenüber einer 
Begrünung mit Sedum und Moos bevorzugt werden.  

Aufgrund des Charakters der Planung als Angebotsplanung ist der Anteil tatsächlich entstehen-
der Gründächer im Gebiet nicht planbar (es sind z.B. auch Betriebe denkbar, die keine oder nur 
kleinflächige Gebäude errichten). Die Ausgleichswirkung der festgesetzten Dachbegrünung wird 
in der Ausgleichsbilanz daher rechnerisch nicht berücksichtigt. 

Erosionsschutzmaßnahmen  
Die in den Abflussmulden gelegenen Ackerflächen mit einer erhöhten Wassererosionsgefähr-
dung werden als Grünfläche erhalten und als extensiv bewirtschaftetes Grünland angelegt 
(Maßnahme M2). Damit erfolgt auf diesen Flächen eine dauerhafte Begrünung und ihre Wider-
standsfähigkeit gegenüber Bodenabtrag durch Wassererosion wird deutlich erhöht. 

Bewertung der Auswirkungen auf das Schutzgut 
Die geplante Neuversiegelung bedeutet erhebliche Veränderungen des Wasserhaushalts im Ge-
biet. Im Rahmen des vorgesehenen Entwässerungskonzeptes und zusätzlicher Vermeidungs-, 
Verminderungs- und Ausgleichsmaßnahmen werden diese Auswirkungen ausgeglichen, so dass 
keine erheblichen negativen Auswirkungen auf das Schutzgut verbleiben.  
 
Schutzgut Klima und Luft 

Derzeitiger Zustand und Vorbelastung  
In Gesamtbetrachtung mit den westlich und nördlich angrenzenden Ackerflächen besitzt das 
Plangebiet als vegetationsgeprägter zusammenhängender Freiraum über 10 ha Größe eine po-
tenzielle Eignung als klimatischer Ausgleichsraum. Die große unbewaldete Vegetationsfläche 
stellt grundsätzlich ein potentielles Kaltluftentstehungsgebiet dar. 

Die Karte „Siedlungs- und Freiraumklima“ (Landschaftsrahmenplan zum Regionalplan) verweist 
außerdem auf die Bedeutung der Fläche für den langanhaltenden Kaltluftabfluss in südliche 
Richtung und damit die Frischluftversorgung der südlich des Gebiets liegenden Siedlungsflächen. 
Eine siedlungsklimatische Relevanz kommt dieser Abflussbahn jedoch nicht zu (keine Darstel-
lung im integrierten Entwicklungskonzept).     

Im Regionalplan wird auf den hohen Freiflächensicherungsbedarf des Gebietes aus klimatologi-
scher Sicht hingewiesen (Landschaftsrahmenplan; Karten Siedlungs- und Freiraumklima und In-
tegriertes Entwicklungskonzept; Ziel K1 des sektoralen Zielkonzeptes). Kann den Inhalten dieser 
Ziele nicht Rechnung getragen werden, so ist dies zu begründen. 

Eine Sicherung der Fläche im Rahmen der Grundsätze und Ziele des Regionalplanes (RP 2010, 
RP-Entwurf 2019) als regionaler Grünzug mit Bedeutung für das Siedlungsklima ist für die Fläche 
jedoch nicht erfolgt.  

Als klimatischer Ausgleichsraum kann das Gebiet durch seine Lage und Topografie in erster Linie 
für die südlich gelegenen Flächen im Pilketal wirksam werden. Eine Ausgleichsfunktion für 
Wohngebiete und stärker wärmebelastete, dichter bebaute Gebiete der Stadt Schirgiswalde-
Kirschau kommt ihm aktuell nicht zu.  
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Negative Vorbelastungen der Luftqualität sind am Standort, mit Ausnahme der Einflüsse aus der 
landwirtschaftlichen Bewirtschaftung (z.B. landwirtschaftlicher Erschließungsverkehr), kaum 
ausgeprägt. Vorbelastungen aus den südlich gelegenen Gewerbegebieten werden aufgrund der 
Topografie hier nicht wirksam.  

Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung  
Bei Nichtdurchführung der Planung ist mittelfristig vom weiteren Bestand und der weiteren 
landwirtschaftlichen Nutzung als Ackerfläche auszugehen. Das vorhandene grundsätzliche Po-
tential als klimatologische Ausgleichsfläche bliebe damit erhalten. 

Bau-, anlagen- und betriebsbedingte Auswirkungen 
Mit dem Vorhaben geht die Möglichkeit der Kaltluftproduktion und klimatischen Ausgleichswir-
kung auf den zur Bebauung vorgesehenen Flächen dauerhaft verloren. Die entstehenden bebau-
ten Flächen mit hohem Versiegelungsgrad werden durch erhöhte Aufheizung sowie fehlende 
Wasserrückhaltung und Verdunstung selbst zu Flächen mit klimatischem Ausgleichsbedarf. 

Dem fachplanerischen Inhalt des Landschaftsprogramms zum Regionalplan, die als Fläche mit 
hohem Freiflächensicherungsbedarf aus klimatologischer Sicht bewertete Vorhabenfläche in ih-
rer Funktion für die Kaltluftentstehung und -verteilung zu erhalten, kann damit bei Umsetzung 
des Vorhabens nicht entsprochen werden. Bei Realisierung des Vorhabens müssen angrenzende 
Flächen die wegfallende Ausgleichsfunktion übernehmen.  

Geplant ist eine Flächennutzung als Gewerbegebiet. Damit sind nutzungstypische Emissionen 
mit Schadstoffeinträgen (Staub, Stoffeinträge) und damit eine Beeinträchtigung der Luftqualität 
im Vorhabengebiet zu erwarten. Im Rahmen der Einhaltung geltender gesetzlicher Regelungen 
während Genehmigung, Umsetzung und Betrieb der Vorhaben werden diese Emissionen nach 
Art und Menge begrenzt und damit unzulässige Belastungen der Luftqualität vermieden. 

Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen  
Die bei den Schutzgütern Boden, Fläche und Wasser benannten Maßnahmen werden auch be-
züglich des Schutzgutes Klima und Luft als Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnah-
men wirksam. So zielen z.B. die Mindestdurchgrünung der Gewerbeflächen und der Erhalt eines 
angemessen großen und zusammenhängenden Grünflächenanteils im Gesamtgebiet auch aus 
klimatologischer Sicht auf die Minimierung der Eingriffsfolgen ab. 

Reduzierung des Vorhabenumfangs insgesamt 
Mit der vorgenommenen Reduzierung des Geltungsbereichs wird der Verlust klimawirksamer 
Flächen um ca. 2,9 ha reduziert (sh. Darlegungen beim Schutzgut Boden). 

Erhaltung eines angemessenen unversiegelten und begrünten Flächenanteils im Plangebiet 
Die Erhaltung von rund 42% des Plangebietes als begrünte und unversiegelte Flächen bewirkt 
ebenfalls eine Verminderung des Verlustes klimawirksamer Flächen. Der überwiegende Teil 
bleibt als große zusammenhängende Fläche (ca. 1,8 ha) in Grünlandnutzung erhalten (Maßnah-
men M1 und M3), wodurch auch Kaltluftbildung und Kaltluftabfluss teilweise erhalten werden 
können. 

Dazu tragen ebenfalls die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung und zur Gestaltung 
der nicht überbaubaren Grundstücksflächen bei. Die festgesetzte GRZ als Maß für den mögli-
chen Versiegelungsgrad bleibt mit 0,7 unter der gesetzlich möglichen Obergrenze von 0,8, um 
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innerhalb der Baugebiete einen höheren Anteil unversiegelter und damit potentiell klimawirk-
samer Freifläche zu sichern. 

Flächige Regenwasserrückhaltung im Gebiet 
Die Maßnahmen zur flächigen Wasserrückhaltung wirken sich aufgrund der Kühl- und Verduns-
tungswirkung der Flächen auch mindernd hinsichtlich der Auswirkungen auf das Schutzgut Klima 
und Luft aus. 

Entsiegelungsmaßnahmen  
Die festgesetzte Entsiegelungsmaßnahme dient der Wiederherstellung der natürlichen Boden-
funktionen, u.a. auch des Versickerungs- und Verdunstungspotentials, auf der betreffenden Flä-
che. Somit kann dieser Einzelmaßnahme auch eine punktuell ausgleichende Wirkung auf das 
Schutzgut Klima zugeordnet werden. 

Festsetzungen zur Dachbegrünung 
Die Festsetzungen zur Dachbegrünung im Gebiet zielen auf die verbesserte Rückhaltung von Re-
genwasser und dessen verzögerte Abgabe ab. Damit wird die flächige Verdunstung von Nieder- 

schlagswasser auf den Dachflächen gefördert und es kann eine günstige Beeinflussung des Lokal- 
bzw. Mikroklimas erreicht werden.  

Bewertung der Auswirkungen auf das Schutzgut 
Die geplante Neuerschließung von 4,4 ha Gewerbefläche bringt Veränderungen des Lokalklimas 
mit sich. Kaltluftentstehungsflächen mit potentieller Ausgleichsfunktion fallen weg und werden 
in Siedlungsflächen mit einem hohen Versiegelungsgrad und umgewandelt. Von den negativen 
Auswirkungen des Siedlungsklimas (z.B. starke Erwärmung, Lufttrockenheit) betroffene Flächen 
der Stadt Schirgiswalde-Kirschau werden damit vergrößert.  

Im Rahmen der vorgesehenen Vermeidungs-, Verminderungs- und Ausgleichsmaßnahmen kann 
ein Teil dieser Auswirkungen ausgeglichen werden.  

Die Vorhabenfläche ist im Landschaftsprogramm zum Regionalplan als Fläche mit hohem Frei-
flächensicherungsbedarf aus klimatologischer Sicht bewertet, mit dem Ziel ihrer funktionellen 
Erhaltung für die Kaltluftentstehung und -verteilung. Bei Umsetzung des Vorhabens wird diesem 
fachlichen Inhalt nicht entsprochen. Dies ist nur möglich, wenn es begründet erfolgt.  

Entsprechende Ausführungen werden unter Punkt 7.4.1 (Geprüfte Alternativen zur Planung) 
dargelegt. Zum notwendigen und begründeten Umfang der Neuinanspruchnahme wird auch auf 
die entsprechenden Darlegungen der Begründung zum Bebauungsplan verwiesen. 

Das Vorhaben ist auf die Deckung des Bedarfs an derzeit nachgefragten und zukünftigen Gewer-
beflächen ausgelegt. Damit ist davon auszugehen, dass seine Realisierung mittel- bis langfristig 
den Eingriff in stadtnahe klimatische Ausgleichsflächen auf die aktuell geplante Fläche begrenzt 
und zukünftig keine weiteren Inanspruchnahmen erfolgen. 
 
Schutzgut Landschafts- und Ortsbild sowie Erholung 

Derzeitiger Zustand und Vorbelastung  

Das Plangebiet ist Teil des Nördlichen Oberlausitzer Berglandes. Typisch für das Landschaftsbild 
im Nahbereich des Standortes ist die Lage in einer Talwanne zwischen dem Mönchswalder Berg 
im Norden und dem Lärchenberg im Süden.  
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Abb. 14: Landschaftsmosaik im Nahbereich des Standortes 

  
Luftbild: Staatsbetrieb Geobasisinformation und Vermessung Sachsen (GeoSN) 

Die Flächen in der Talwanne sind durch eine flachwellige Topografie und ein teilweise kleinräu-
miges Mosaik aus Siedlungs-, Gehölz- und Agrarflächen gekennzeichnet. Im Nahbereich des 
Standortes dominieren jedoch größerflächige Ackerflächen, im Süden großformatige Gewerbe-
bebauung das Orts- und Landschaftsbild. Der vorhandene Ortsrand ist durch Gehölzstreifen ein-
gefasst und zeigt sich als intakt. 

Eine direkte Aufsicht auf das Gebiet ergibt sich von der Wilthener Straße sowie auch vom um-
gebenden Nebenstraßennetz und den Bergkuppen im Norden und Süden des Gebietes.  

Das Plangebiet ist Teil der stadtumgebenden und frei zugängigen Landschaft, spielt jedoch auf-
grund der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung für die landschaftsgebundene Erholung 
kaum eine Rolle. Eine fußläufige Erschließung des Gebiets ist nicht vorhanden. 
 
Abb. 15: Landschaftsbild 

  
Intakter Ortsrand; Blick von Nordwesten auf das Plangebiet  Ausgedehnte Ackerflächen prägen das Bild; Blick 

von Südwesten in das Gebiet 

In der Raumnutzungskarte des rechtskräftigen Regionalplanes (RP 2010) ist zwischen den Sied-
lungskörpern von Kirschau und Wilthen eine Grünzäsur festgesetzt. Diese stellt ein Ziel der 
Raumordnung dar und ist von Bebauung und anderer funktionswidriger Nutzung freizuhalten. 
Dadurch soll ein „Zusammenwachsen“ bereits dicht beieinander liegender Siedlungskörper ver-
mieden werden. Die Entwicklungsmöglichkeit des Siedlungskörpers in westlicher Richtung ist 
somit durch die Einhaltung der Grünzäsur begrenzt. 
Des Weiteren ist das Plangebiet überwiegend Teil des Landschaftsschutzgebietes „Oberlausitzer 

Plangebiet 

Kirschau 

Wilthen 
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Bergland“ und als solches im Regionalplan als Vorbehaltsgebiet Landschaftsbild / Landschafts-
erleben ausgewiesen. An diesen Grundsatz knüpft auch der Entwurf der 2. Gesamtfortschrei-
bung des RP mit der Ausweisung eines Vorbehaltsgebietes Kulturlandschaftsschutz an. Damit 
sind die Belange der Siedlungsentwicklung durch den Planungsträger mit den regional bedeut-
samen Belangen der Landschaftsbilderhaltung sachgerecht abzuwägen. Bezüglich der Lage im 
Landschaftsschutzgebiet wird eine Ausgliederung des Plangebietes angestrebt. 

Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung  
Das Erscheinungsbild der Landschaft am westlichen Stadteingang mit der Prägung durch Land-
wirtschaftsflächen Gehölzgruppen am Ortsrand würde nicht wesentlich verändert. 

Bau-, anlagen- und betriebsbedingte Auswirkungen 
Durch das Vorhaben wird die Siedlungsfläche in den freien Landschaftsraum hinein erweitert. 
Es erfolgt damit auch ein gewisses Heranrücken des Siedlungskörpers an die Siedlungsausläufer 
der Stadt Wilthen (sh. auch Abb. 14). 

Aufgrund der geplanten flächenmäßigen Ausdehnung, der Lage in der Talwanne und der für Ge-
werbegebiete typischen, meist großflächig angelegten Baukörper ist eine wesentliche Fernwir-
kung des Gebietes zu erwarten. Die Auswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild sind somit 
als erheblich einzuschätzen. Eine landschaftsgerechte Neugestaltung des Landschaftsbildes ist 
erforderlich. 

Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen  
Das Konzept der Neugestaltung des Landschaftsbildes verfolgt zwei Grundansätze:  
 Neugestaltung des westlichen Ortsrandes 
 Gliederung und Mindestdurchgrünung mit dem Ziel der landschaftsgerechten Gestaltung des 

Gebietes hinsichtlich Innen- und Außenwirkung  

Reduzierung des Geltungsbereichs 
Wichtigste Vermeidungsmaßnahme ist die erfolgte Reduzierung des Geltungsbereichs gegen-
über dem Vorentwurf. Damit bildet zukünftig die geplante Straßenanbindung zwischen Straße 
Niedere Fabrik und Abzweig Kleinpostwitz die westliche Grenze des Siedlungskörpers. Im ent-
sprechenden Bebauungsplan „Revitalisierung Gewerbebrachflächen Friesestraße“ ist eine allee-
artige Bepflanzung der geplanten Straße festgesetzt, welche bereits einen wichtigen Teil der 
vorgesehenen Randeingrünung des Gebietes bildet. 

Erhaltung eines angemessenen unversiegelten und begrünten Flächenanteils im Plangebiet 
Ca. 43% der Flächen im Plangebiet werden als Freiflächen erhalten und neu gestaltet. Diese sind 
grundsätzlich als große zusammenhängende Grünflächen konzipiert, um eine Wirksamkeit auf 
das Landschaftsbild zu erreichen und Zerschneidungswirkungen zu mindern. Die Festsetzungen 
zum zulässigen Maß der baulichen Nutzung unterstützen die Sicherung eines angemessenen 
Grünflächenanteils. 

Randeingrünung mit Gehölzen 
Entlang des westlichen und des nördlichen Gebietsrandes werden innerhalb des Geltungsberei-
ches raumwirksame Gehölzpflanzungen vorgesehen, die das Gebiet in die Landschaft einbinden 
(Maßnahmen M3 und M4). Am westlichen Gebietsrand wird festgesetzt, dass die Gewerbe-
grundstücke vom Straßenrand einzurücken sind und die Flächen zwischen Straßenerschließung 
und Gewerbenutzung mit Bäumen zu bepflanzen sind (M4). Entlang der bereits vorhandenen 
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Straßenbaumbepflanzung an der Wilthener Straße setzt der Bebauungsplan ebenfalls einen be-
gleitenden Grünstreifen fest, der mit Bäumen und Gehölzgruppen bepflanzt wird (M3).   

Mindestdurchgrünung; Dachbegrünung; Gebäudegestaltung 

Um eine Mindestdurchgrünung des Gebietes zu sichern, werden grünordnerische Festsetzungen 
zur Pflanzung von Gehölzen auf Baugrundstücken getroffen.  

Eine weitere wichtige Maßnahme zur landschaftsgerechten Gestaltung des Gebietes ist die Fest-
setzung zur Dachbegrünung. Damit wird insbesondere die direkte Aufsicht auf das Gebiet und 
die Fernwirkung günstig beeinflusst. 

Weitere Maßnahmen sind Festsetzungen zur Gebäudegestaltung. Gebäude dürfen eine maximal 
festgesetzte Gesamthöhe nicht überschreiten. Zur Einschränkung der Höhenwirkung der Bebau-
ung sind außerdem nur flach geneigte Dächer zulässig. Dachflächen sind nur in stumpfen, mat-
ten und dunklen Tönen zulässig; Fassadenflächen müssen mit abgestumpften Farbtönen gestal-
tet werden. Damit wird die Fernwirkung eingeschränkt und insgesamt eine homogenere Außen-
wirkung des Gebietes erzielt.  

 

Bewertung der Auswirkungen auf das Schutzgut 
Das Vorhaben bedeutet eine großflächige Veränderung des Orts- und Landschaftsbildes am 
westlichen Stadtrand. Es verursacht eine Annäherung der Siedlungskörper von Kirschau und 
Wilthen und entwickelt aufgrund von Größe und Topografie eine wesentliche Fernwirkung.  

Aufgrund der Reduzierung des Geltungsbereichs wird die westliche Siedlungsgrenze, wie im Be-
bauungsplanverfahren „Revitalisierung Gewerbebrachflächen Friesestraße“ festgesetzt, künftig 
durch den Straßenneubau der Straße Niedere Fabrik mit Anschluss an den Abzweig Kleinpost-
witz gebildet.   

Die festgesetzten Grünordnungsmaßnahmen sind geeignet, um das Landschaftsbild landschafts-
gerecht neu zu gestalten und somit den Eingriff in das Schutzgut Landschaftsbild so auszuglei-
chen, dass nach Umsetzung der Maßnahmen keine erhebliche Beeinträchtigung des Land-
schaftsbildes verbleibt.  

 

Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Beschreibung und Bewertung 
Kulturhistorisch wertvolle Bebauung oder Baudenkmale sind im Plangebiet nicht vorhanden.  

Das Vorhabengebiet wird als archäologisch relevant eingeschätzt. Dies wird durch entspre-
chende Funde aus dem Umfeld belegt, die Gegenstand des Denkmalschutzes sind. 

Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung  
Bei Nichtdurchführung der Planung bleibt der vorhandene Zustand bestehen. 

Bau-, anlagen- und betriebsbedingte Auswirkungen 
Möglicherweise im Gebiet vorhandene Kultur- und Sachgüter in Form von archäologisch rele-
vanten Gegenständen könnten durch Erdarbeiten beeinträchtigt bzw. durch Überbauung unzu-
gänglich gemacht werden.  
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Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen  
Vor Beginn der Erschließungs- und Bauarbeiten sind durch das Landesamt für Archäologie im 
von Bautätigkeit betroffenen Areal archäologische Untersuchungen (Grabungen) durchzuführen 
und ev. Funde sachgerecht auszugraben und zu dokumentieren. 

Bewertung der Auswirkungen auf das Schutzgut 
Bei Beachtung der genannten Festlegung sind keine Beeinträchtigungen des Schutzgutes gegeben. 

Wechselwirkung zwischen den vorgenannten Schutzgütern  
Relevante, über die bereits beschriebenen Auswirkungen hinausgehende Wechselwirkungen 
zwischen den vorgenannten Schutzgütern sind nicht bekannt. 

 
7.3.3 Zusammenfassende Bewertung des Ausgangszustandes und der Auswirkungen   

Das Plangebiet ist im Ausgangszustand vor allem durch ausgedehnte intensiv bewirtschaftete 
Ackerflächen geprägt, die 83% des Gebietes einnehmen. Aus naturschutzfachlicher Sicht ist ihr 
Wert eher nachrangig. Bedeutung für den Naturhaushalt hat die Vorhabenfläche vor allem hin-
sichtlich der Schutzgüter Boden, Fläche, Wasser und Lokalklima. Dies begründet sich in erster 
Linie aus der Dimension des Vorhabens und der hohen Wertigkeit der natürlichen Bodenfunkti-
onen.  

Zusammengefasst ist das Vorhaben mit Beeinträchtigungen der Schutzgüter und dauerhaften 
Auswirkungen auf den Naturhaushalt verbunden, von denen die wichtigsten wie folgt zu benen-
nen sind:  

Eingriff / Beeinträchtigung Konzept Kompensationsmaßnahmen 
 Allgemeiner Lebensraumverlust für Tiere und 

Pflanzen durch Bebauung und Versiegelung 
 Vermeidung von Beeinträchtigungen rele-

vanter Arten 
 Aufwertung der Lebensraumfunktion auf  

verbleibenden Grünflächen im Plangebiet 
 Verlust der natürlichen Bodenfunktionen 

durch Neuversiegelung auf bis zu 3,5 ha  
 Teilausgleich durch Entsiegelungsmaß-

nahme 
 Ausgleich von Teilfunktionen des Bodens 

durch Erosionsschutzmaßnahmen 
 Wertgleicher Ersatz der verbleibenden Be-

einträchtigungen durch Aufwertung von 
Lebensraumfunktionen 

 Neuinanspruchnahme von 7,7 ha Land-
schaftsraum (davon ca. 95% Ackerflächen) 
für Siedlungszwecke 

 Inhaltliche Kompensation (durch Neuschaf-
fung von Ackerfläche) nicht möglich; Ersatz 
siehe vorstehender Punkt 

 Nachteilige Veränderungen des natürlichen 
Wasserhaushaltes im Gebiet aufgrund von 
Bebauung und Versiegelung  

 Regenwasserrückhaltung und verzögerter 
Abfluss  

 Teilausgleich durch Erosionsschutzmaß-
nahmen, ergänzt durch Festsetzungen zur 
Dachbegrünung  

 Negative Veränderung des Lokalklimas durch 
Umwandlung potentieller klimatischer Aus-

 Erhaltung unversiegelter und begrünter 
Flächenanteile, Entsiegelungsmaßnahmen, 
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gleichsflächen zu Siedlungsflächen mit ho-
hem Versiegelungsgrad 

vorrangig flächige Rückhaltung von Ober-
flächenwasser 

 Großflächige Veränderung des Orts- und 
Landschaftsbildes 

 Grünordnungsmaßnahmen zur land-
schaftsgerechten Neugestaltung des Land-
schaftsbildes; baugestalterische Maßnah-
men 

 

7.4  Geprüfte Planungsalternativen; Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung 

7.4.1 Geprüfte Alternativen  
Die geplante Ansiedlung von Gewerbeflächen verursacht eine Neuinanspruchnahme landwirt-
schaftlicher Flächen in der Größenordnung von ca. 7,4 ha. Im Vorfeld ist die Prüfung möglicher 
Standortalternativen zwingend erforderlich. 
Dazu wurden Ansiedlungspotentiale im Bereich des grundzentralen Verbundes Neukirch – 
Wilthen – Schirgiswald-Kirschau – Sohland a.d. Spree geprüft (sh. Begründung zum Bebauungs-
plan). Die Prüfung kommt zum Ergebnis, dass kurzfristig verfügbare Flächenpotentiale für ge-
werbliche Nutzungen nicht bestehen bzw. aus städtebaulicher Sicht nicht sinnvoll nutzbar sind. 
Flächenpotentiale im Nahbereich (Geltungsbereich Bebauungsplan „Revitalisierung Gewerbe-
brachflächen Friesestraße“) sind im Niederungsbereich der Pilke gelegen und aufgrund der be-
stehenden Rahmenbedingungen (z.B. rechtlich festgesetztes Überschwemmungsgebiet) nur in-
selartig nutzbar. Eine tatsächliche Flächeninanspruchnahme durch gewerbliche Nutzungen und 
damit Umsetzung dieses Bebauungsplanes ist daher in den letzten Jahren nicht erfolgt. Aus städ-
tebaulicher Sicht sollte für diesen Bereich eine Neubetrachtung erfolgen. Insbesondere sollte 
geprüft werden, ob einer Renaturierung der Pilke mit Entwicklung eines begleitenden Grünzuges 
der Vorzug gegenüber der baulichen Flächennutzung einzuräumen ist und damit eine bauliche 
Auflockerung der verdichteten baulichen Nutzung des Pilketals erfolgen kann. In diesem Zusam-
menhang wird der Neuausweisung zusammenhängender und nachhaltig nutzbarer Gewerbeflä-
chen im Rahmen des Vorhabens aus städtebaulicher und grünplanerischer Sicht der Vorzug ge-
geben. 
Vergleichbare Neuausweisungen an anderen Standorten würden hinsichtlich der Schutzgüter 
Boden, Fläche und Landschaftsbild ähnliche Auswirkungen mit sich bringen, so dass die Neuer-
schließung dieses, durch bereits gesetzte Rahmenbedingungen (u.a. geplanter Neubau Straße 
Niedere Fabrik) konkret begrenzten Standortes, grundsätzlich gerechtfertigt erscheint. 
 

7.4.2  Grundsatz der Vermeidung und Verminderung 
Laut § 13 und § 15 BNatSchG gelten folgende Grundsätze zur Vermeidung und Verminderung 
von Eingriffen in Natur und Landschaft: 
 Erhebliche Beeinträchtigungen sind vom Verursacher vorrangig zu vermeiden  
 vermeidbare Beeinträchtigungen sind zu unterlassen 
Die Vermeidung bedeutet, an erster Stelle zumutbare Alternativen zu prüfen und umzusetzen, 
welche den Zweck des Vorhabens ohne (Vermeidungsmaßnahmen) oder mit geringeren Beein-
trächtigungen von Natur und Landschaft (Verminderungsmaßnahmen) erreichen. 

 
7.4.3 Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung von Umweltauswirkungen 

Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen sind unter Punkt 7.3.2 bereits benannt und in 



Stadt Schirgiswalde-Kirschau                                                                     Begründung                                                                                             03.2023 
Bebauungsplan „Gewerbegebiet Wilthener Straße A “ 

 

55 
 

ihrer angestrebten Wirkung auf die Schutzgüter beschrieben. Die wichtigsten Maßnahmen wer-
den zusammenfassend im Folgenden nochmals aufgeführt:  

Vermeidungs- / Verminderungsmaßnahme Angestrebte Wirkung auf Schutzgut 
 Reduzierung des Vorhabenumfangs  Reduzierung der Flächeninanspruchnahme 

und Bodenversiegelung (Schutzgut Boden, Flä-
che, Klima) 

 Reduzierung negativer gestalterischer Auswir-
kungen der großflächigen Gewerbebebauung 
(Schutzgut Landschaftsbild)  

 Erhaltung eines angemessenen unversie-
gelten und begrünten Flächenanteils im 
Plangebiet 

 

 Verminderung von Lebensraumverlusten 
(Schutzgut Tiere und Pflanzen) 

 Verminderung der geplanten Neuversiegelung 
(Schutzgut Boden, Wasser) 

 Verminderung des Verlustes an klimatischen 
Ausgleichsflächen (Schutzgut Klima) 

 Reduzierung negativer gestalterischer Auswir-
kungen (Schutzgut Landschaftsbild) 

 Festsetzung von Gehölzpflanzungen  Verminderung der Schadstoffbelastung der 
Luft (Schutzgut Mensch, Klima / Luft) 

 Reduzierung negativer gestalterischer Außen-
wirkungen (Schutzgut Landschaftsbild) 

 Festsetzung von Emissionskontingenten  Begrenzung der Lärmemissionen (Schutzgut 
Mensch) 

 Begrenzung des Maßes der baulichen Nut-
zung 

 Verminderung der geplanten Neuversiegelung 
(Schutzgut Boden) und in Folge der Auswir-
kungen auf die Schutzgüter Wasser und Klima 

 Festsetzung zu wasserdurchlässigen Flä-
chenbelägen 

 Verminderung der geplanten Neuversiegelung 
(Schutzgut Boden) und in Folge der Auswir-
kungen auf die Schutzgüter Wasser und Klima 

 Flächige Regenwasserrückhaltung   Vermeidung der zusätzlichen Belastung der 
Vorfluter (Schutzgut Wasser) 

 Günstiger Einfluss auf Kaltluftentstehungspo-
tential (Schutzgut Klima)  

 Verbesserung des Regenwasserrückhalts 
durch Dachbegrünung 

 Verminderung des Verlustes an Versickerungs-
flächen (Schutzgut Wasser) 

 Günstiger Einfluss auf Kaltluftentstehungspo-
tential (Schutzgut Klima) 

 Verminderung der negativen Fernwirkung 
großflächiger Gewerbebauten (Schutzgut 
Landschaftsbild) 

 Weitestgehender Erhalt naturschutzfach-
lich wertvoller Lebensräume 

 Verminderung von Lebensraumverlusten 
(Schutzgut Tiere und Pflanzen) 
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7.5  Kompensationsmaßnahmen (Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen) 

7.5.1 Grundsatz 
Unvermeidbare Beeinträchtigungen sind gemäß § 15 BNatschG durch Maßnahmen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen 
(Ersatzmaßnahmen). Ausgeglichen ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträch-
tigten Funktionen des Naturhaushalts in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind und das 
Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist.  
Ersetzt ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Natur-
haushalts in dem betroffenen Naturraum in gleichwertiger Weise hergestellt sind und das Land-
schaftsbild landschaftsgerecht neu gestaltet ist. Die Festlegung von Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen muss somit den funktionalen und (natur-)räumlichen Zusammenhang zum Eingriff be-
rücksichtigen. 
 

7.5.2  Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

Entsiegelungsmaßnahmen 
Gemäß Entsiegelungserlass des Sächsischen Staatsministeriums für Umwelt und Landwirtschaft 
ist zur Umsetzung von Kompensationsverpflichtungen stets prioritär die Möglichkeit von Entsie-
gelungs- und Abrissmaßnahmen zu prüfen. Laut Handlungsempfehlung sollen Beeinträchtigun-
gen durch die Versiegelung von Böden stets durch Entsiegelungen im selben Umfang (1:1) aus-
geglichen werden. Damit wäre die beeinträchtigte Funktion in gleichartiger Weise wiederherge-
stellt (siehe Grundsatz). 
Insgesamt sind aufgrund des Bebauungsplanes Neuversiegelungen von rund 3,5 ha möglich. Po-
tentiale zur Entsiegelung bestehen innerhalb des Gebietes in Form eines ca. 1.400 m² großen 
mindergenutzten Abstellplatzes am südlichen Gebietsrand. Dieser wird im Rahmen der Realisie-
rung des Grün- und Freiflächenkonzeptes entsiegelt und in den Grünbereich am östlichen Ge-
bietsrand integriert. Nach Abzug dieser Flächengröße verbleibt eine Neuversiegelungsbilanz für 
das Vorhaben von bis zu 3,36 ha. 

Allgemeine Festsetzungen mit Kompensationscharakter  

Verwendung gebietsheimischer Arten 
Alle Pflanzungen auf öffentlichen Flächen im Gebiet sind mit gebietsheimischen Gehölzen ent-
sprechend der Artenlisten auszuführen.  
Diese Festsetzung dient allgemein der Erhaltung der biologischen Vielfalt. Zum einen wird 
dadurch die Verwendung der von Natur aus regional vorkommenden Arten gestärkt, welche in 
besonderem Maß an die regionalen Umweltbedingungen angepasst sind, und der Einsatz ge-
bietsfremder Arten eingeschränkt. Regional vorkommende Arten bieten zudem einheimischen 
Tierarten Lebensraum und fördern auf diese Weise die Erhaltung der biologischen Vielfalt.   

Grünordnungsmaßnahmen auf privaten Flächen (Baugrundstücke) 
Gemäß § 8 der Sächsischen Bauordnung (SächsBO) sind die nicht überbauten Flächen der Bau-
grundstücke wasseraufnahmefähig zu belassen und zu begrünen.  
Um im Rahmen einer Angebotsplanung eine gestalterische Grundordnung zu sichern, werden 
Festsetzungen für die Grüngestaltung der Vorbereiche getroffen. Diese sollen offen gestaltet 
und mit Bäumen gemäß Mindestfestsetzung bepflanzt werden. Die Festsetzungen zielen neben 
dem gestalterischen Aspekt auf die Schaffung möglichst zusammenhängender Grünbereiche 
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auch auf den privaten Flächen ab. Die Festsetzung zur überwiegenden Verwendung gebietshei-
mischer Gehölze dient der Stärkung der biologischen Vielfalt. 

Abflussmindernde Maßnahmen 
Zur Umsetzung des Entwässerungskonzeptes werden verschiedene Festsetzungen getroffen. 
Diese zielen zum einen darauf ab, im Kompromiss mit der vorgesehenen gewerblichen Nutzung 
den größtmöglichen Flächenanteil unversiegelt zu erhalten, um eine breitflächige Versickerung 
des anfallenden Niederschlagswassers zu fördern. Diesem Ziel dienen vor allem die bei den Ver-
meidungs- und Verminderungsmaßnahmen benannten Festsetzungen. 

Des Weiteren werden Festsetzungen zur oberflächigen Ableitung des anfallenden Regenwassers 
von Dachflächen und sonstigen befestigten Flächen in ein offenes Entwässerungssystem getrof-
fen. Damit wird das Regenwasser den in den festgesetzten Grünflächen einzuordnenden Regen-
wasser-Rückhalteanlagen zugeführt. Diese Festsetzungen dienen der Förderung der flächigen 
Rückhaltung des anfallenden Oberflächenwassers im Gebiet. Damit soll das Kanalsystem mög-
lichst entlastet und eine erhöhte Beaufschlagung der Vorfluter mit anfallendem Niederschlags-
wasser vermieden werden. 

Dachbegrünung 
Die Festsetzungen zur Dachbegrünung im Gebiet zielen in erster Linie auf ihre städtebauliche 
Wirkung als Ausgleichsmaßnahme ab. Dabei geht es vor allem um die Nutzung des Potentials 
großflächiger Dächer (ab 100 m²) für eine Verbesserung des Regenwasserrückhaltes, damit ver-
bundene Kühl- und Verdunstungswirkung und günstige Beeinflussung des Lokalklimas. Zudem 
wird durch die Festsetzung eine Verminderung der Eingriffe in das Orts- und Landschaftsbild 
durch großflächige Gewerbebauten angestrebt.   

Festgesetzt sind Gründächer mit einer Mindestdicke der durchwurzelbaren Schicht von 10 cm. 
Dies entspricht einer extensiven Dachbegrünung. Aufbauweisen mit größeren Schichtdicken er-
höhen das Wasserspeichervolumen und die angestrebten positiven Auswirkungen auf Wasser-
haushalt und Klima. Empfohlen werden außerdem gemischte Bepflanzungen der Gründächer, 
welche eine höhere Dauerhaftigkeit aufweisen und zusätzlich die biologische Vielfalt aufwerten 
können. 

 Abb. 16: Übersicht der geplanten Kompensationsmaßnahmen  

 

 

Gewerbegebiet 

Erhaltung von Gehölzbestand 

M1      Festgesetzte Kompensations- 
flächen 

Dauergrünland 

Sonstige Grünflächen 

Vorgesehene Gehölzpflanzun-
gen (Prinzipdarstellung) 

 

Luftbild: Staatsbetrieb Geobasisinformation und Vermessung Sachsen (GeoSN) 
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Ausgleichsmaßnahme M1 
Flächengröße: 14.238 m² 
Auf der Fläche erfolgt die Umwandlung von Ackerland in artenreiches Dauergrünland mit exten-
siver Bewirtschaftung. Die aktuell vorhandene, als eher kurzlebig einzuordnende Ruderalfläche 
geht in der Grünlandfläche mit extensiver Bewirtschaftung auf, so dass ihre Lebensraumqualität 
in Form einer dauerhaften Extensivierung erhalten und gestärkt wird. 

Die im Süden liegende Betonplattenfläche wird entsiegelt und in die Grünlandfläche einbezogen. 

Im südlichen Teil der Fläche sind die geplanten Regenrückhalteflächen einzuordnen. Diese sollen 
vorzugsweise als naturnahe wechselfeuchte Mulden ausgebildet werden. 

Entsprechend gekennzeichnete Teilflächen im Süden und Osten der Maßnahmenfläche werden 
mit gebietsheimischen Gehölzen bepflanzt, so dass in diesen Bereichen naturnahe Feldhecken 
bzw. Feldgehölze ausgebildet werden.  

Die Maßnahme dient in erster Linie der allgemeinen Lebensraumaufwertung. In der quantifizie-
renden Gesamtbetrachtung wird sie wirksam als Ersatz für den verbleibenden Funktionsverlust 
durch großflächige Neuversiegelung und hat daher den Charakter einer Ersatzmaßnahme 
(=wertgleicher Ersatz, da gleichartiger Ausgleich nicht ausreicht). Die Maßnahme zielt daneben 
auf folgende Ausgleichswirkungen ab: 
 Aufwertung von Wasserhaushalt und Bodenfunktionen durch dauerhafte Vegetationsbede-

ckung, verbesserten Wasserrückhalt und vermehrte Verdunstungsleistung 
 Förderung von Kaltluftbildung durch vermehrte Verdunstungsleistung 
 Aufwertung des Landschaftsbildes durch Anlage zusammenhängender Grünflächen. 

Ausgleichsmaßnahme M2 (ausschließlich in „Gewerbegebiet Wilthener Straße A“) 
Flächengröße: 5.236 m² 
Die Topografie der Fläche wird als flache Mulde erhalten bzw. neu modelliert. Es erfolgt die Um-
wandlung von Ackerland in Grünland frischer bis feuchter Standorte mit extensiver Bewirtschaftung. 
Die angestrebte Lebensraumvielfalt wird durch die Anlage von Heckenstrukturen auf der Nord-
seite ergänzt. Die Maßnahme zielt vor allem auf folgende Ausgleichswirkungen ab: 
 Aufwertung der Bodenfunktionen durch dauerhafte Vegetationsbedeckung und verbesser-

ten Wasserrückhalt 
 Lebensraumaufwertung als Ausgleich zur Umwandlung von Acker- in Siedlungsfläche (bio-

topbezogener Ausgleich) 
 Sammlung und flächiger Rückhalt von anfallendem Niederschlagswasser mit verzögerter Ab-

gabe in den Vorfluter 
 Aufwertung des Landschaftsbildes durch Anlage zusammenhängender Grünflächen. 

Ausgleichsmaßnahme M3 (ausschließlich in „Gewerbegebiet Wilthener Straße B“) 

Flächengröße: 9.056 m² 
Auf der Fläche erfolgt die Umwandlung von Ackerland in artenreiches Dauergrünland mit exten-
siver Bewirtschaftung. Zur Verbesserung der Raumwirkung auf das Landschaftsbild wird beglei-
tend zur nördlichen Gebietsgrenze eine Baumreihe angepflanzt. Der südöstliche Flächenteil wird 
durch die Pflanzung von Gehölzgruppen optisch aufgewertet. Die Maßnahme zielt vor allem auf 
folgende Ausgleichswirkungen ab: 
 Aufwertung des Landschaftsbildes durch Anlage zusammenhängender Grünflächen und 

raumwirksamer Gehölzpflanzungen (Schwerpunkt nördlicher Teil) 
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 Lebensraumaufwertung als Ausgleich zur Umwandlung von Acker- in Siedlungsfläche (bio-
topbezogener Ausgleich; alle Artengruppen; Schwerpunkt südöstlicher Flächenanteil) 

 Aufwertung von Wasserhaushalt und Bodenfunktionen durch dauerhafte Vegetationsbede-
ckung, verbesserten Wasserrückhalt und vermehrte Verdunstungsleistung. 

Ausgleichsmaßnahme M4 
Flächengröße: 4.167 m² 
Die festgesetzten Maßnahmen zur Mindestdurchgrünung der Gewerbeflächen sind in Form von 
Vorgartenflächen zwischen der westlichen Gebietsgrenze (geplanter Straßenneubau der Nieder 
Fabrik) und den neu entstehenden Gewerbeflächen anzulegen. Damit soll ein geordnetes Er-
scheinungsbild des Gebietsrandes als zusammenhängende Grünfläche erreicht werden. Auf den 
Vorgartenflächen sind Baumpflanzungen gemäß Festsetzungen durchzuführen. Die Maßnahme 
zielt vor allem auf folgende Ausgleichswirkungen ab: 
 Aufwertung des Landschaftsbildes durch Anlage zusammenhängender Grünflächen und 

raumwirksamer Gehölzpflanzungen  
 Lebensraumaufwertung als Ausgleich zur Umwandlung von Acker- in Siedlungsfläche  
 Aufwertung von Wasserhaushalt und Bodenfunktionen durch dauerhafte Vegetationsbede-

ckung, verbesserten Wasserrückhalt und vermehrte Verdunstungsleistung. 

Artenschutzmaßnahmen 
Maßnahme  Maßnahmeninhalt  
 Bauzeitenregelung und Bau-

feldfreimachung 
 Arbeiten an Bestandsgebäuden sowie Schnitt- und ggf. 

Rodungsmaßnahmen am Gehölzbestand nur außerhalb 
der Brut- / Reproduktionszeiten, d.h. nur von Anfang Ok-
tober bis Ende Februar zulässig 

 Bestandserfassung Reptilien und Amphibien (Schwer-
punkt Zauneidechse) vor Beginn von Bau- und Erschlie-
ßungsmaßnahmen zur Ableitung ggf. erforderlicher wei-
terer Artenschutzmaßnahmen 

 Ökologische Bau- und Fällbe-
gleitung 
 

 Begleitung der erforderlichen Artenschutzmaßnahmen 
und ggf. erforderlicher Fällmaßnahmen durch einen 
Fachgutachter für Artenschutz; Entscheidung über wei-
tere Maßnahmen in Abstimmung mit UNB 

 

7.6      Eingriffs- / Ausgleichsbilanz (Anlage) 

7.6.1   Flächenbilanz 

Gesamtfläche Plangebiet:  88.497 m² Bestand Planung 
Gewerbegebiet 7.971 m² 51.298 m² 
Intensiv genutzter Acker 73.814 m² - 
Ruderalflur 1.364 m² - 
Extensiv genutztes Grünland - 5.236 m² 
Extensiv genutztes Grünland, mit Gehölzbestand - 23.275 m² 
Sonstiger wertvoller Gehölzbestand 5.348 m² 4.555 m² 

Sonstige Grünflächen, mit Baumbestand - 4.133 m² 
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7.6.2 Erläuterungen zur Eingriffs- / Ausgleichsbilanz 

Die quantifizierende Betrachtung in der Eingriffs- / Ausgleichsbilanz stellt ein Modell zum Ver-
gleich zwischen Ausgangs- und Planungszustand dar und stützt sich auf einheitliche Bezugsgrö-
ßen (Werteinheiten). Sie hat damit vor allem Bedeutung für die bilanzierende Gegenüberstel-
lung und Nachvollziehbarkeit ungleichartiger, schwer vergleichbarer Maßnahmen. Gegenüber 
der fachlichen und planerischen Ableitung des Kompensationsbedarfs kommt ihr unterstützen-
der Charakter zu. 

Der in Aufstellung befindliche Bebauungsplan „Gewerbegebiet Wilthener Straße“ wurde ver-
fahrensbezogen in „Gewerbegebiet Wilthener Straße - A“ und „Gewerbegebiet Wilthener 
Straße  - B“ geteilt, kontextbezogen jedoch eine gemeinsame Ausgleichbilanzierung erstellt. 

Ausgangswert und Wertminderung der Biotope 
In dieser Aufstellung wird der Ausgangszustand der betroffenen Lebensräume erfasst. Sie macht 
die zu erwartende Wertminderung durch das Vorhaben, bezogen auf die Lebensraumwerte der 
Einzelflächen, deutlich. Die Nummerierung der Flächeneinheiten (FE) ergibt sich aus der Biotop-
kartierung (siehe 7.3.1, Abb. 12).   

Wertminderung und funktionsbezogener Ausgleich bzw. Ersatz 
Bei der Betrachtung von Funktionsminderungen ist vorab zu prüfen, ob Werte und Funktionen 
von besonderer Bedeutung betroffen sind. Dies ist mit der Betroffenheit folgender Funktionen 
gegeben: 
 Biotische Ertragsfunktion des Bodens (durch großflächige Versiegelung von Böden mit ho-

hem landwirtschaftlichen Ertragspotential) 
 Erhebliche Veränderung des Landschaftsbildes im Landschaftsschutzgebiet 

Ersatzmaßnahmen für den Eingriff in das Landschaftsbild sind die Maßnahme M4 und der nörd-
liche Teil der Maßnahme M3. Durch diese Maßnahmen wird der Gebietsrand in geordneter Form 
neu hergestellt und durch Gehölzpflanzungen in das Landschaftsbild eingebunden. Die weiteren 
genannten Maßnahmen (z.B. Mindestdurchgrünung, Dachbegrünung, Gebäudegestaltung) sind 
nicht rechnerisch quantifizierbar. 

Für die Beeinträchtigung der Bodenfunktionen durch Neuversiegelung wird ausgleichend die 
Entsiegelungsmaßnahme berücksichtigt.  

Aus funktioneller Sicht verbleibt insgesamt ein erhebliches Funktionsausgleichsdefizit, da der 
großflächigen Versiegelung keine Entsiegelungsmaßnahmen in vergleichbarer Größenordnung 
gegenüberstehen und das Plangebiet aus dem Landschaftsschutzgebiet ausgegliedert werden 
muss. Dieses Defizit muss durch andersartige Maßnahmen wertgleich ausgeglichen werden. 
Dies erfolgt durch Aufwertung der allgemeinen Lebensraumfunktionen in den Maßnahmen M2 
und M3 (südöstliche Teilfläche). Diese Maßnahmen werden daher als Ersatzmaßnahmen bilan-
ziert. 

Wertminderung und biotopbezogener Ausgleich 
Die Verluste von Ackerflächen und punktuell von höherwertigen Lebensräumen (Kleinfläche Ge-
hölzbestand innerhalb Gewerbe-Bestandsfläche, nicht als Erhaltungsfläche festgesetzt) werden 
durch verschiedene biotopbezogene Aufwertungen ausgeglichen. Hierzu werden innerhalb der 
Maßnahme M1 Dauergrünlandflächen, teilweise mit Gehölzpflanzungen, angelegt. Die Ersatz-
maßnahmen in M2 und M3 besitzen ebenfalls lebensraumaufwertende Wirkung. 
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Nicht ausgleichbare Wertminderungen und biotopbezogener Ersatz 
In der Gegenüberstellung ist eine ausgeglichene quantitative Bilanz zu verzeichnen. 

 
7.7 Zusätzliche Angaben zur Umweltprüfung 

7.7.1  Methodische Ansätze; Hinweise auf Schwierigkeiten bei Zusammenstellung der Unterlagen 
Grundlage für Analyse und Bewertung bilden vorliegende Daten, Luftbilder, Internetrecherchen 
sowie Ortsbegehungen. Zusätzlich wurden die Ergebnisse der Artenschutzprüfung in die Darle-
gungen einbezogen. Die Bewertung erfolgte verbal argumentativ sowie durch vergleichende 
Darstellung der Biotopwerte im Ausgangszustand und bei Durchführung des Vorhabens gemäß 
Handlungsempfehlung. 
Bei der Zusammenstellung der Unterlagen traten keine wesentlichen Schwierigkeiten oder Da-
tendefizite auf.  

7.7.2 Hinweise zur Überwachung (Monitoring) 

Die Umsetzung der Vorhaben hinsichtlich möglicher erheblicher Umweltauswirkungen ist durch 
die Gemeinde zu überwachen (§ 4c BauGB in Verbindung mit fachgesetzlichen Verpflichtungen). 
Durchführung und Erfolg der festgesetzten Ausgleichsmaßnahmen sind zu kontrollieren. Dies 
betrifft insbesondere den Anwachserfolg von Neupflanzungen. Ausgefallene Bäume und Sträu-
cher sind zu ersetzen.  

Die langfristige Sicherung der festgesetzten Lebensraumtypen ist im Rahmen der Pflege und Be-
wirtschaftung der Kompensationsflächen zu überwachen und ggf. die Pflegemaßnahmen anzu-
passen. Diese Überwachung bedarf einer entsprechenden fachlichen Begleitung.  
Ein besonderer Überwachungsbedarf für erhebliche, möglicherweise von der Prognose abwei-
chende oder nicht sicher vorhersehbare, umweltrelevante Auswirkungen besteht nach derzeiti-
gem Erkenntnisstand nicht. 
 

7.8 Allgemein verständliche Zusammenfassung 
Im Bereich des westlichen Ortsrandes von Kirschau plant die Stadt Schirgiswalde-Kirschau die 
Neuerschließung von Gewerbeflächen für den vorhandenen und künftigen Bedarf.  

Das Gesamtgebiet umfasst eine Fläche von 8,8 ha und wird im Bestand zu ca. 83% durch intensiv 
genutzte Landwirtschaftsflächen geprägt. Im südlichen Teil des Geltungsbereichs sind Flächen 
von ca. 0,8 ha bereits gewerblich genutzt. Mit Ausnahme dieses südlichen Teiles liegt das Plan-
gebiet im Landschaftsschutzgebiet „Oberlausitzer Bergland“. 

Vorkommen und Betroffenheit von Tierarten wurden im Rahmen einer Artenschutzrechtlichen 
Prüfung untersucht. Die im Ergebnis festgesetzten Artenschutzmaßnahmen sichern die Vermei-
dung negativer Auswirkungen auf die untersuchten Tierarten. Die Festlegungen der Arten-
schutzrechtlichen Prüfung zur Vermeidung von Eingriffen in höherwertige Lebensräume (Ge-
hölzstrukturen am südlichen und östlichen Rand des Gebietes) werden im Bebauungsplan um-
gesetzt. 

Innerhalb des Geltungsbereichs sollen ca. 4,5 ha Gewerbeflächen neu erschlossen werden. Da-
bei werden voraussichtlich bis zu 3,5 ha Flächen neu versiegelt. Innerhalb des Geltungsbereiches 
wird eine Betonplattenfläche entsiegelt, so dass die Gesamtbilanz der Neuversiegelung 3,36 ha 
beträgt. 

Die grundsätzliche Neuinanspruchnahme von Landwirtschaftsfläche für Siedlungszwecke, die 
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großflächige Neuversiegelung und die großräumige Veränderung des geschützten Landschafts-
bildes sind die zentralen Umweltauswirkungen der Planung. In enger Verbindung damit stehen 
die Auswirkungen auf den Wasserhaushalt und das Lokalklima. Kompensationsmaßnahmen von 
zentraler Bedeutung sind daher: 
 Erhaltung eines angemessenen zusammenhängenden Grünflächenanteils im Gebiet 
 Erhaltung der Flächen mit erhöhter Bedeutung für den Naturhaushalt (Großgehölze) 
 Umwandlung von Acker in Dauergrünlandflächen  
 Anlage von raumwirksamen Gehölzpflanzungen 
 Entwässerungskonzept mit flächiger Regenwasserrückhaltung im Gebiet 
 Dachbegrünung. 

Die geplante Flächeninanspruchnahme und Neuversiegelung kann nicht durch gleichartige Maß-
nahmen ausgeglichen werden, da Umwidmungs- und Entsiegelungspotentiale in dieser Größen-
ordnung nicht zur Verfügung stehen. Die Möglichkeit der Realisierung des Vorhabens hängt so-
mit davon ab, dass der geplante Vorhabenumfang notwendig und begründet ist. Dies wurde im 
Rahmen des Planverfahrens geprüft (einschließlich der Prüfung möglicher Alternativen zur Pla-
nung).  

Die Notwendigkeit des Vorhabens begründet sich zusammenfassend daraus, dass die Stadt 
Schirgiswalde-Kirschau derzeit über keine geeigneten Flächenpotenziale zur Ansiedlung von Ge-
werbe verfügt, welche ihrer Raumfunktion als grundzentraler Verbund entspricht. Zum notwen-
digen und begründeten Umfang der Neuinanspruchnahme wird auch auf die entsprechenden 
Darlegungen der Begründung zum Bebauungsplan verwiesen. 

Nicht gleichartig ausgleichbare Auswirkungen des Vorhabens (v.a. Neuversiegelung) werden 
wertgleich ausgeglichen oder ersetzt (Maßnahmen zum Erosionsschutz, Maßnahmen zur Auf-
wertung von Lebensräumen für Tiere und Pflanzen). 

 

 

 

 
 



F I Ausgangswert und Wertminderung der Biotope
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13

FE
-N

r. 

Code Bi
ot

op
ty

p 
(v

or
 

Ei
ng

rif
f) 

Au
fw

er
tu

ng
 / 

Ab
w

er
tu

ng

Au
sg

an
gs

w
er

t 
(A

W
)

Code Bi
ot

op
ty

p 
(n

ac
h 

Ei
ng

rif
f)

Zu
st

an
ds

w
er

t (
ZW

)

Di
ffe

re
nz

w
er

t 
(D

W
)

Fl
äc

he
 in

 h
a

W
E 

W
er

tm
in

de
ru

ng
 

W
E 

M
in

d

Au
sg

le
ich

ba
rk

ei
t

W
E 

Au
sg

le
ich

sb
ed

ar
f 

(W
E 

M
in

d 
A)

W
E 

Er
sa

tz
be

da
rf 

(W
E 

M
in

d 
E)

FE 1 61 intensiv genutzter Acker 5 93 Gewerbegebiet und gewerbliche 
Sondernutzung

0 5 4,4294 22,1470 A 22,1470

22,1470

FE 4 94 000 Sonstiger wertvoller Gehölzbestand 22 93 Gewerbegebiet und gewerbliche 
Sondernutzung

0 22 0,0472 1,0384 A 1,0384

1,0384

Summe 4,4766 23,1854 23,1854 0

WE Mind. E Gesamt 0,0000

Anlage 1: Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung Stand: Oktober 2022 Seite 1 von 4



F II Wertminderung und funktionsbezogener Ausgleich bzw. Ersatz
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F III Wertminderung und biotopbezogener Ausgleich
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F IV Nicht ausgleichbare Wertminderungen und biotopbezogener Ersatz
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